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Am Mittwoch, dem 25. Mai, besuchte uns 
die neue Senatorin, die ja mit reichlich Vor­
schußlorbeeren bedacht war. Sie brachte 
auch gleich den regierenden Bürgermeister 
einer Stadt namens Berlin mit. Wir haben 
hier eine andere "Regierung", mehr etwas in 
der Richtung einer Monarchie. Wir sind so­
weit abgehoben, daß wir nicht mehr der nor­
malen Zeitrechnung zuzuordnen sind, denn 
wir haben hier nicht Sommerzeit, sondern 
"Tegelzeit" . 

Auf jeden Fall wurde schon einmal durch das 
Regierungsteam konstatiert, daß harte Män­
ner auch einen harten Vollzug brauchen. Die 
Zustände wurden nämlich als zu lasch be­
wertet. Gerade der regierende Bürgermeister, 
der letztens mal so eben 60 Millionen DM für 
eine aussichtslose Olympiahewerbung verpul­
vert hat, sollte sich hier doch nicht für eine 
Verschärfung engagieren. Die Frage ist viel­
mehr. woher er seine Bewertungsgrundlage 
nimmt? Als Sofortmaßnahme wurde zu.nächst 
ein Verschub von Gefangenen in Richtung 
Sachsen-Anhalt ins Auge gefaßt. Bei der Zahl 
von 30 Kollegen, welche es erwischen soll, 
eine riesige Entlastung. 

'der Iichtblick' - Mai/Juni 1994 

Eine Senatorin 
zieht durchs Land 

J.edem, der den Besuch aus der Nähe erlebt 
hatte, fiel auf, daß die Senatorin, Prau Dr. 
Peschel-Gutzeit, noch etwas gefangenenscheu 
ist. Sie vermied die Gespräche mit der "sit­
zenden" Zunft. Nur dadurch konnte die An­
stalt ihren uralten Trick, die Zellen des Son­
derbereiches V B (früher Ill B) vorzuführen, 
wieder einmal zur Anwendung bringen. Es 
gibt dort nämlich Aquarien, Teppichbrücken 
und Fernseher, und dies ist auch der einzige 
Bereich mit einem solchem Komfort. Der 
Fairneß halber muß aber erwähnt werden, 
daß gerade dieser Bereich ganz besonders 
kämpferisch und von daher Schrittmacher des 
Vollzuges ist. 

Frau Dr. Pesehel-Gutzeit wurde, wie jede 
neue Justizsenatorin, sofort ein Hoffnungsträ­
ger für die Inhaftierten. Viele glauben dar­
an, daß sie alles zum Besseren ändern wird. 
Das einzige, was ganz sicher ist, daß auch 
ohne Änderungen ihr Salär munter fließen 
wird. Und dies ist bestimmt nicht die Lohn­
gruppe 1 ... 

Es bleibt erst einmal abzuwarten, ob sich die 
versprochene Kommunikation zwischen ge-

IMPRESSUM 

fangeuer Klientel und der Senatorin über­
haupt realisiert. Und vor allem, ob nun auch 
Vertreter aus den Verwahrbereichen des 
Drogenvollzuges (original Anstaltsdefmition) 
sich hier sinnvoll und konstruktiv beteiligen 
können. Eines jedoch hatte sie bereits ver­
mutlich völlig unbeabsichtigt geändert, näm­
lich den Speiseplan am Mittwoch, dem 25.: 
es gab völlig unerwartet Rippchen, anstan 
dem befürchteten Rinderragout mit Kartoffel­
brei. Dies war das erste Mal in seit nunmehr 
einem Jahr in Tegel, daß ich einer solchen 
Köstlichkeil ansichtig wurde. Ein schönes 
Lungenhaschee oder Fischragout hätte die 
Realität der Tegeler Küche doch viel besser 
zur Geltung gebracht. 

Auf weitere, insbesondere positive Änderun­
gen durch Frau Dr. Pesehel-Gutzeit ist man 
gespannt. 
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wenn wir mit dieser Ausgabe nicht wie geplant erscheinen, liegt das diesmal 
nicht an uns, sondern an der Post, die es seit ein paar Tagen vorgezogen hat 
zu streiken. Zum Zeitpunkt der Drucklegung des Heftes ist kein Ende des Post­
streiks in Sicht, so daß wir noch nicht den Termin für den Versand absehen 
können. Derweil also die Post streikt, ist man bei der Justiz "zur Sache" ge­
gangen. Nach längerer Abstinenz ist im April 1994 wieder einmal eine Aus­
gabe des Mitteilungsblatts für Angehörige des Berliner Justizvollzugs von der 
SenatsverwaltUng für Justiz, Abteilung V, herausgegeben worden. Darin ver­
abschiedet sich Frau Prof Dr. Limbach. nach über fünfjähriger Amtszeit als 
Berliner Justizsenatorin, und Frau Dr. Pesehel-Gutzeit stellt sich als Nach­
folgerin vor. lhren A'ußerungen zujolge ist sie gern von Harnburg nach Berlin 
gewechselt und versteht ihrneuesAmt als" reizvolle Herausforderung". 

In "zur Sache" wird unter anderem über die Drogenarbeit im Berliner Justiz­
vollzug berichtet. Die Verwahrbereiche V und VI gelten als "drogenarm". 
Weiter heißt es, daß don nur Gefangene untergebracht sind, die nichts mit 
Drogen zu tun haben bzw. durch Urinkontrollen den Nachweis erbringen, 
daß ihre Suchtproblematik der Vergangenheit angehört. Man ist regelrecht 
um eine attraktive Vollzugsgestaltung in diesen beiden Häusern bemüht, um 
den Insassen der anderen Teilanstalten eine Verlegung dorthin schmackhaft 
zu machen. Gelockt wird dabei z. B. mit Meetings und Langzeitsprechstunden 
(nur werden wir auf letzteres noch ein Weilchen warten müssen, weil es 
derzeit an den baulichen Voraussetzungen dafür mangelt, wie es dazu an 
anderer Stelle heißt). Wer sein Drogenkonsumverhalten aufgibt, wird mit die­
sen Dingen "belohnt". Tolle Konzeption ... Scheint nur nicht so ganz zu funk­
tionieren. Wenn der Vollzug in den. Bereichen V und VI so erstrebenswen ist, 
warum hat es dann der Teilanstaltsleiter Ill teilweise recht schwer, Insassen 
aus Haus lll, diefür die TA V und TA VI geeignet sind, donhin zu verlegen? 
Warum wird das von einigen Leuten im Haus l fl abgelehnt? 

Der sogenannte behandlungsorientiene Wohngruppenvollzug in den Häusern 
V und VI hat schon lange für viele Insassen an Attraktivität eingebüßt. Das 
liegt zum einen an der Doppel- und Dreifachbelegung und zum .anderen an 
der eingeschränkten Besuchsregelung. Die Frage einer Verlegung von einem 
Altbau in einen Neubau wird von diesen Kriterien mitbestimmt und fördert 
eine Verweigerungshaltung unter den betreffenden Insassen. - Welche Wahr­
heiten sonst noch in .,zur Sache" unters Vo{k. gestreut wurden, damit haben 
wir uns in der Rubrik "Das Allerletzte" befaßt. 

Zwischenzeitlich hat die neue Justizsenatorin der JVA Tegel einen Besuch ab­
gestattet, der jedoch Kontakte zum einsitzenden .. Klientel vermissen ließ. Bei 
dieser Gelegenheit äußene sie hinsichtlich der Uberbelegung die Absicht, 30 
Gefangene nach Sachsen-Anhalt zu verlegen. Wie aus gewöhnlich gut unter­
richteten Kreisen zu eifahren war, wird von der Senatorin die Meinung ver­
treten, daß die Mehrheit der in Tegel inhqftienen Männer nicht für den offe­
nen Vollzug geeignet ist. Dieser "Kenntnisstand" nach so kurzer Amtszeit und 
noch kürzerem Besuch ist· erstaunlich zu nennen. Immerhin hat Frau Dr. 
Pesehel-Gutzeit auch ein Reformprojekt angekündigt. In den Berliner Justiz­
vollzugsanstalten sollen Desinfektionssets veneilt werden., um die Gefahr von 
HJV-lnjektionen durch gemeinsam benutzte Spritzbestecke einzudämmen. Mal 
sehen, was der Sommer in Tegel sonst noch so zutageförden .. . 

Die nächste Lichtblick-Ausgabe ist für Ende August geplant, falls die Post 
nicht schon wieder oder immer noch streiken sollte. 
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1. Täter-Opfer-Ausgleich 
in der Bundesrepublik 

Täter-Opfer-Ausgleich ist eine neue Porm des 
Umgangs mit Straftaten, die in der Bundesre­
publik seit etwa acht Jahren, zunächst durch 
einige Modellprojelcte, erfolgreich erprobt 
und umgesetzt wird. Bei dieser Porm des 
Umgangs mit einer Straftat geht es darum, 
den der Straftat zugrundeliegenden bzw. 
infolge der Straftat entstandenen persönlichen 
Konflikt zwischen Täter und Opfer auf einer 
zwischenmenschlichen Ebene unter Beteili­
gung eines Vermittlers konstruktiv zu lösen. 

Der Täter-Opfer-Ausgleich will den Konflikt 
zwischen Täter und Rechtsordnung, der 
durch die Umdefinition des Konflilctes in 
einen abstrakten Straftatbestand entstanden 
ist, in einen zwischenmenschlichen Konflikt 
zurückübersetZen. Der Konflilct wird auf 
diese Weise von der Ebene des abstrakten 
Normenverstoßes auf die Ebene der sozialen 
Realität der Beteiligten zurückgeholt und da­
mit für die unmittelbar Beteiligten wieder 
handhabbar. 

Im Täter-Opfer-Ausgleich wird versucht. das 
durch die Straftat gestörte zwischenmensch­
liche Gleichgewicht in einem interaktiven 
Prozeß. in den alle Beteiligte einbezogen 
werden. wiederherzustellen. Damit zielt der 
Täter-Opfer-Ausgleich darauf, daß die Justiz 
ihren Strafanspruch nach Wiederberstellung 
des sozialen Priedens zwischen den unmittel­
bar Beteiligten zurücknimmt. 

Auf praktischer Ebene werden mit dem 
Täter-Opfer-Ausgleich drei Ziele verfolgt: 

"-Aufarbeirung und Beilegung des zwischen 
Täter und Opfer durch die Straftat entstande­
nen oder in einer Straftat kulminierenden 
Konflikts 

- Wiedergutmachung des Schadens durch 
fmanzieUe, symbolische oder Arbeitsleisrun­
gen des Täters gegenüber dem Opfer und 

- die Berücksichtigung der WiedergutiDa­
chungsleisrungen des Täters im Strafverfah-
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Täter-Opfer-Ausgleich 
und Wiedergutmachung 
im Strafvollzug? 
Gabriele Kawamura 

ren durch Verzicht auf ein förmliches Straf­
verfahren oder Milderung einer richterlichen 
Sanktion. "11 

Bislang, und dies ergibt sich aus der Logik 
des Grundgedankens .. WiedergutiDachung 
statt Vergelrung·', kam der Täter-Opfer­
Ausgleich im Rahmen des Strafrechts auf der 
Ebene des Vorverfahrens oder der Gerichts­
verhandlung zum Tragen. Damit soll eine ju­
stitielle Reaktion nach erfolgtem Ausgleich 
entbehrlich gemaehr werden. Wenn dies auf­
grund der Schwere der Tat nicht möglich er­
scheint. soll ein erfolgter Ausgleich zumin­
dest eine Milderung der Sanktion nach sich 
ziehen. in jedem FaU aber freiheitsentzie­
hende Maßnahmen vermeiden. 

Zwei Anlässe sprechen dafür heute auch über 
das Verhältnis von Täter-Opfer-Ausgleich 
und Strafvollzug nachzudenken und die wei­
tere Entwicklung kritisch zu beobachten: 

Zum einen liegt seit dem 24.9.1991 ein Ent­
wurf des Bundesministeriums der Justiz für 
ein JugendstrafvollzugsgesetZ vor. der im Er­
ziehungsplan (§ 8, Satz 9 JstVollzG) unter 
anderem Maßnahmen zum Ausgleich von 
Tatfolgen vorsieht. 

Zum anderen ist dies die vermehrte Beschäf­
tigung von Strafvollzugspraktikern (Sozialar­
beitern und Anstaltspfarrern und -psycholo­
gen) mit dem Gedanken des Täter-Opfer-Aus­
gleichs. Dies allein wäre nicht problematisch, 
wenn nicht zunehmend über eine mehr oder 
weniger konzeptionelle Verankerung des 
Täter-Opfer-Ausgleich im Strafvollzug nach­
gedacht würde. So gibt es bereits erste prag­
matische Versuche, den Täter-Opfer-Aus­
gleich im Strafvollzug umzusetzen. mögli­
cherweise motiviert durch Erfahrungen, die 
in der Strafanstalt Sa,.;erriet/Schweiz, einer 
offenen Haftanstalt2l . gemacht wurden. 

Die Hintergründe für Überlegungen zur Um­
setzung des Täter-Opfer-Ausgleichs im Straf­
vollzug scheinen auf der Praxisebene sehr 
vielseitig zu sein: Die Unzufriedenheit mit 
den Möglichkeiten und Auswirkungen des 
Strafvollzuges auf die Inhaftierten steigen. 

Die Hoffnungen im Bezug auf verbesserte 
Resozialisierungsmöglichkeiten durch den 
Strafvollzug haben 15 Jahre nach lokrafttre­
ten des StrafvollzugsgesetZes einer Ernüchte­
rung Platz gemacht, die auch durch wissen­
schaftliche Untersuchungen zu Rückfallquo­
ten eindeutig bestätigt wird.3> Dies hat Rück­
wirkungen auf die mangelnde Arbeitszufrie­
denheit der im Strafvollzug Tätigen. Die 
eigene Arbeit soll durch einen neuen und 
konstruktiven Ansatz aufgewertet werden. 
Man erhofft sieb von der Einbeziehung des 
Täter-Opfer-Ausgleichs in den Strafvollzug 
verbesserte Einwirkungsmöglichkeiten auf In­
haftierte. eine günstigere personelle AU&stat­
rung und bessere Möglichkeiten der Darstel­
lung in der Öffentlichkeit. 

Diese beiden Ausgangspunkte weisen auf 
eine Entwicklung hin. die vor de!Il Hinter­
grund dessen, was bislang in der Bundesre­
publik unter Täter-Opfer-Ausgleich verstan­
den wird. als nicht unproblematisch anzuse­
hen ist. 

2. Zur Entwicklung des Wiedergut­
machungsgedankens im Strafvollzug 

Angesichts dieser Tendenzen erscheint es zu­
nächst notwendig. die Entwicklung des Aus­
gleichs- und Wiedergutmachungsgedankens 
bezogen auf den Strafvollzug und das Straf­
vollzugsgcsetz in der Bundesrepublik nachzu­
zeichnen. 

Erstmalig beschäftigte sieb 1969 die Straf­
vollzugskommission4l in der Vorbereitung 
des ersten StrafvollzugsgesetZes mit Fragen 
der Wiedergutmachung im Strafvollzug. 
Grundlage war ein Vortrag zur Thematik der 
Verwertung der für die Arbeit der Gefange­
nen gezahlten Vergürung . .s1 Die Wiedergut­
machung gegenüber dem Opfer im Strafvoll­
zug wurde von der Strafvollzugskommission 
in einem engen Zusammenhang mit der Frage 
des Arbeitsentgeltes für Inhaftierte diskutiert. 
Zum einen galten diese Überlegungen einer 
stärkeren Berücksichtigung von Opferbedürf­
nissen nach materieller Wiedergutmachung 
und einer "pädagogischen~ Einwirkung auf 
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den Täter. Zum anderen wurde. so scheint 
es, davon ausgegangen. daß sieb gegenüber 
der Öffentlichlceit die Zahlung eines Arbeits­
entgeltes für lnhaftierte eher vertreten läßt, 
wenn neben Aspekten der Resozialisierung 
(Ansparung eines Überbrückungsgeldes, 
Schuldenregutierung) und sozialen Verwen­
dungszwecken (Sicherung des Unterhalts der 
Pamilie) auch der Wiederguttnachung als 
Verwendungszweck eine wichtige Rolle zu­
komml.6) Dem inhaftierten sollte .,durch Ver­
pllichtung zur alsbaldigen Schadenswieder­
gutmachung seine Verantwortlichkeit gegen­
über dem Opfer klargemacht werden".7l 
Gleichzeitig war deutlich. daß zunächst inner­
halb des Strafvollzuges durch eine angemes­
sene Entlohnung von Inhaftierten zunächst 
überhaupt einmal die materiellen Vorausset­
zungen für die Übernahme dieser sozialen 
Verantwortung geschaffen werden müssen. 

ln das Strafvollzugsgesetz, das 1977 in Kraft 
trat, fanden weder eine angemessene Entloh­
nung von Inhaftierten noch die ursprünglich 
diskutierten Überlegungen, Gefangene in alle 
Zweige der Sozial- und Arbeitslosenversiche­
rung einzubeziehen8l, Eingang. Damit \\!Urde 
auch der Wiedergutmachungsgedanke nur in 
eingeschränkter Form im Strafvollzugsgesetz 
verankert (§ 73 StVollzG: ,.Der Gefangene 
wird in dem Bemühen unterstützt. seine 
Rechte und Pflichten wahrzunehmen. na­
mentlich ... einen durch seine Straftat verur­
sachten Schaden zu regeln.~). So kam der 
Wiederguttnacllung und der Berücksichtigung 
der Opferperspektive in der Praxis des Straf­
vollzuges nie eine entscheidende Bedeutung 
zu. 

1983 bildete sich innerhalb der Deurscben 
Bewährungsllilfe e. V. der Arbeitskreis 
Täter-Opfer-Ausgleich. in dem sich eine 
Gruppe von Praktikern und Wissenschaftlern 
mit der Prage der Umsetzung einer opferbe­
zogenen Strafrechtspflege beschäftigten. Das 
hierbei entstandene Buch9l . das sich vorwie­
gend mit der Umsetzung des Täter-Opfer­
Ausgleichs im ambulanten Bereich beschäf­
tigte. stellte für die Planung der ersten ambu­
lanten Praxisobjekte eine wichtige Grundlage 
dar. Bezogen auf den Strafvollzug wurde je-

doch auch in einem kleineren Kapitel von 
dieser Arbeitsgruppe die Idee einer "opfer­
bezogenen Vollzugsgestaltung" favorisiert. 10l 

Man glaubte, das Vollzugsziel, den Gefange­
nen künftig zu einem Leben in sozialer Ver­
antwortung ohne Straftaten zu führen (§ 2 
Satz. 1 StVollzG), durch die Einbeziehung der 
Opferperspektive n:tit Whalt füllen zu können. 
Der Täter-Opfer-Ausgleich wird als "Teil 
einer begleitenden Werterziehung•·lll verstan­
den. Die damaligen Überlegungen, die zur 
Utnsetzung des Opferbezuges im Strafvollzug 
angestellt wurden, verbinden eine starke 
Täterorientierung mit einer eher resuiktiven 
Haltung: "Die überwiegende Mehrheit der 
uneinsichtigen Gefangenen ist durch opferbe­
zogene Einzelgespräche zur Erkenntnis ihrer 
Tatschuld zu bringen. "121 Die Autoren geben 
dan:tit in ihren Überlegungen einen wesent­
lichen Schritt weiter als die Strafvollzugs­
kommission 1968. indem sie sich nicht nur 
n:tir der Frage der Wiedergutmachung be­
schäftigen (die ja tatsächlich dem Opfer zu. 
gute kommen könnte. ohne es zu belasten). 
sondern sich von den psychischen Einwirkun­
gen eines opferbezogenen Strafvollzuges auf 
die Inhaftierten eine resozialisierende Wir­
kung versprechen. Die Opferbefmdlicb.keit 
und der Aspekt der Opferhilfe spielt in den 
Ansätzen der Arbeitsgruppe noch keine 
Rolle. Das Opfer wird auf diese Weise zum 
.,Behandlungsinstrument". Keine Beachtung 
fmdet darüber hinaus die Frage, inwieweit 
die Tatsache. daß man als Reaktion auf eine 
Straftat Menschen die Freiheit entzieht. ihre 
eingeschränkte Bereitschaft zur Übernahme 
der Verantwortung für die Tatfolgen über­
haupt erst verursacht. 

1986 befaßt sich MüUer-Dietz in einem Auf­
satz erneut mit der Thematik des Täter­
Opfer-Ausgleichs in Verbindung mit dem 
Strafvollzug. 131 Er weist darauf hin. daß in 
den bisherigen Überlegungen zu Strafvoll­
zugsprogrammen die Opferperspektive allen­
falls eine marginale Rolle spielte. Solche Pro­
gramme, die auf Resozialisierung und verbes­
serte Wiedereingliederungschancen abzielen, 
sind in der Regel täterorientiert. denn sie 
richten sieb auf eine Veränderung der Mög­
lichkeiten und der Persönlichlceit von Tätern. 
Das Opfer bat also zunächst nur unter dem 
Blickwinkel der Wiedergutmachung auch im 
Strafvollzugsgesetz Berücksichtigung gefun­
den.14) 

.. Erst allm.ählicb bahnt sieb eine Entwicklung 
an, die jenes Verhältnis in einen größeren 
Rahmen rückt. namentlich Resozialisierung 
und Täter-Opfer-Ausgleich - was immer das 
konkret heißen mag - zu verbinden sucht ... UJ 

Hier problematisiert der Autor zum einen das 
Problem der mangelnden inneren Bereitschaft 
Inhaftierter, unter den Bedingungen des Frei­
heitsentzuges eine Wiederguttnacbung zu lei­
sten und Versöhnungsbereitschaft mit dem 
Opfer zu entwickeln; dies vor dem Hinter­
grund, daß der Täter seine Straftat durch die 
StrafverbüBung als "erledigt" ansiebt. 16) Dar­
über hinaus weist er jedoch auch auf Schwie­
rigkeiten eines Täter-Opfer-Ausgleichs aus 
der Perspektive des Opfers h.in: Der Straf­
vollzug bzw. die Entlassungsvorbereitung 
setzen erst nach Abschluß des Strafverfah­
rens und dan:tit weit nach der Tat ein. .,So 
haben zeitliche Distanz von der Tat und äu-

5 

ßere Distanz vom Täter zur Folge. daß die 
Chancen und Möglichkeiten für Kontakte. die 
über die Geltendmacbung von Schadenser­
satzanspn1chen hinausgeben, im Verlaufe der 
Strafverbiißung und nach der Entlassung 
immer mehr schwinden. "171 

Zusammenfassend zieht der Autor folgende 
Schlußfolgerungen: 

Pür einen materiellen Ausgleich aus dem 
StrafvoiJzug heraus sind zunächst geeignete 
Bedingungen zu schaffen (etwa der EinsalZ 
von Inhaftierten als "Freigänger" mit einem 
angemessenen Einkommen). Ein immateriel­
ler Ausgleich zwischen Täter und Opfer unter 
den Bedingungen des Strafvollzuges gestaltet 
sieb sowohl aus der Täter- als auch aus der 
Opferperspektive problematisch und wird 
wohl eher die Ausnahme darstellen. Aus­
gleichsversuche im Strafvollzug soUten zwar 
unternommen werden. wenn günstige Bedin­
gungen dies zulassen. Dennoch plädiert der 
Autor dafür. den Täter-Opfer-Ausgleich nach 
Mö!!lichlceit eher im Rahmen des Strafverfah­
re~ (al~o zu einem möglichst frühen Zeit­
punkt) einzusetzen. 

1988 legte der Bundesrat einen Gesetzent­
wurf zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
vor. Als erster Punkt wird in der Zielsetzung 
.,die Verankerung einer opferbezogen Voll­
zugsgestaltung im Strafvollzugsgesetz"181 ge­
nannt. Diese sollte im o. g. Änderungsent­
wurf in § 4 (Vollzugsziel Abs. I, Satz 3 wie 
folgt umgesetzt werden: nZur Erreichung des 
Vollzugszieles sollen die Einsicht des Gefan­
genen in die Polgen der Tat, insbesondere für 
das Taropfer. geweckt und geeignete Pormen 
des Ausgleichs angestrebt werden.'' 19l Der 
Borwurf fand an diesem Punkt nicht die Zu­
stimmung der Bundesregierung. die in den 
bis dahin bestebenden Regelungen 7.\!m Voll­
zugsziel (Betählgung des Gefangenen zur 
straffreien Lebensführung) und der in § 3 ge­
regelten Gestaltung des Vollzuges die Zielset­
zung einer Auseinandersetzung mit der Straf­
tat nicht ausgeschlossen und damit keine Not­
wendigkeit einer Änderung sah. Darüber hin­
aus hätte sich aus der vorgeschlagenen ge­
selZlichen Regelung eine Verpflichtung der 
Vollzugsbehörden ergeben. "die Behandlung 
des Gefangenen an der Weckung einer be­
stimmten Einsicht auszurichten. "201 Die Inten­
tion der "opferbezogenen Vollzugsgestaltung" 
setzte sich nicht durch. 

Schließlich sieht der Entwurf für ein Jugend­
strafvollzugsgesetz vom 24.9.91 in § 8 (Er­
ziellungsplan) unter Nr. 9 "Maßnahmen zum 
Ausgleich von Tatfolgena vor. In der Be­
gn1ndung zu diesem Gesetzentwurf beißt es: 
,.Die Regelung soll sicherstellen. daß auch 
die Wiedergutmachung im Rahmen des Mög­
lichen bei der Vollzugsgestaltung berücksich­
tigt wird. "21' Als Entlohnung wird im selben 
Entwurf vorgeschlagen, daß Jugendliche und 
Heranwachsende 6 % des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts aller Versicherten der Renten­
versicherung der Arbeiter und Angestellten 
erhalten. Auch hier wird. vermutlieb ange­
sicbts der angespannten Haushaltslage22l. 

keine Verbindung zwischen einer tarifgerech­
ten Entlohnung von mhaftierten und einer da­
durch erst möglichen materiellen Wiedergut­
machung gezogen. 
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3. Probleme bei einer Umsetzung 
des TOA im Strafvollzug 

Systematisch wird der Täter-Opfer-Ausgleich 
bislang in der Bundesrepublik ausnahmslos 
im Rahmen ambulanter Projekte durchge­
fühn. Voraussetzung für einen erfolgreichen 
Ausgleich ist die Autonomie von Täter und 
Opfer, darüber zu entscheiden, ob sie an 
einem Ausgleich teilnehmen wollen. Zum Er­
folg dieser Alternative zum Strafen trägt bei, 
daß die Justiz in der Regel nach erfolgtem 
Ausgleich ihren Strafanspruch zurücknimmt. 
Bin großer Teil der bundesdeutschen Projekte 
arbeitet mit dieser Intention. In Ausnahmefäl­
len im Bereich schwerer Delikte trägt der 
Täter-Opfer-Ausgleich zwar nicht zu einer 
Einstellung des Strafverfahrens, aber zumin­
d.est zu einer Milderung der Sanktion bei, die 
injedem. Fall eine freiheitsentziehende Maß­
nahme mit all ihren schädlichen Auswirkun­
gen verhindert. Damit soll der Täter-Opfer­
Ausgleich zu einer konstruktiven Tatbewälti­
gung für Täter und Opfer und einem Verzicht 
auf Vergeltung der Tat mit sanktionierenden 
Maßnahmen führen, indem er weitere Sank­
tionen entbehrlich macht. Rössner faßt diese 
Aspekte wie folgt zusammen: "Wiederher­
stellung statt Gegenschlag und VerantwortUng 
statt Behandlung. "23> 

Eine Integration des Täter-Opfer-Ausgleichs 
in den Strafvollzug impliziert zunächst den 
Gegenschlag (die Inhaftierung) als Reaktion 
auf eine begangene Straftat und die anschlie­
ßende, zusätzliche Forderung nach Wieder­
gutmachung. Der Täter-Opfer-Ausgleich, wie 
er seit vielen Jahren als Al.ternative zu repres­
siven und freiheitsentziehenden Maßnahmen 
erprobt und durchgeführt wird, droht, sein 
konstruktives und freiwilliges Element in dem 
Augenblick zu verlieren, in dem er in frei­
heitsentziehende Maßnahmen integriert wird. 
Auf vollzugsinterner Ebene ist damit zu rech­
nen, daß mit der Binbeziehung des Tatfolgen­
ausgleichs in die Brziehungsplan- und/oder 
Vollzugsgestaltung den bisher vorgesehenen 
Aspekten von Erziehung und den anstaltsin­
ternen Belangen von Sicherheit und Ordnung 
ein weiteres repressives Element hinzugefügt 
wird. Bisher wurden in der Praxis Fragen der 
Vollzugslockerungeo, der vorzeitigen Entlas­
sung oder anstaltsinterner Vergünstigungen 
nach den Kriterien der Mitwirkung am Voll­
zugszieL Flucht- oder Rückfallgefahr ent­
schieden. Mit der · Aufnahme des Tatfolgeu­
ausgleichs in die Brziehungsplangestalnmg 
steht zu befürchten, daß die o. g. ohnehin un­
klaren und in vielen Fällen sehr fragwürdigen 
Kriterien um ein weiteres problematisches 
Kriterium erweitert werden. Dies gilt nicht 
nur für den Jugendstrafvollzug, sondern in 
gleicher Weise auch für den Erwachsenen­
bereich. 

Ein materieller Ausgleich gegenüber dem 
Opfer einer Straftat· ist - auch aus dem Voll­
zug heraus - zwar nach wie vor theoretisch 
denkbar wird aber auf absehbare Zeit wegen 
der geringen Entlohnung von Strafgefange­
nen nicht umzusetzen sein. Ein immaterieller 
Ausgleich dürfte im Rahmen freiheitsentzie­
heoder Maßnahmen ebenfalls schwierig zu 
bewerkstelligen sein, denn gerade diese Form 
des Ausgleichs setzt eine innere Bereitschaft 
zunächst einmal des Täters voraus, aktiv Ver-

antwortung für die Polgen der Tat zu über­
nehmen. Diese Bereitschaft ist unter den 
Bedingungen des Strafvollzuges wohl nur in 
Ausnahmefällen zu entwickeln und zu erwar­
ten. Vollzugspraktiker wissen, daß der Straf­
vollzug binsicheUch der Schuldeinsicht und 
der Auseinandersetzung mit dem Opfer eher 
kontraproduktive Wirkung hat: ,.Viele Straf­
täter sehen jegliche Schuld - auch gegenüber 
dem Opfer - durch das ' Erleiden' der äffent­
Uchen Kriminalstrafe als getilgt an. "24> Eine 
Aufhebung dieser Widersprüche vom Voll­
zugspersonal zu verlangen, stellt wahrschein­
lich eine Überforderung dar. 

Ein weiteres Problem ist die Gefahr der In­
strum.entalisierung von Opfern zu Erzie­
hungs- oder Behandlungszwecken des Täters 
durch die Binbeziehung des Täter-Opfer-Aus­
gleichs in die ausscbließUch täterorientierte 
Vollzugs- oder Erziehungsplangestaltung. Aus 
der Opferperspektive ist zu befürchten, daß 
ein vom Vollzugspersonal (und hier schließe 
ich den Sozialdienst ein) unreflektiert und un­
professiooell initiierter Ausgleichsversuch für 
das Opfer einer schweren Straftat Folgen 
haben kann, die aus dem Strafvollzug heraus 
nicht zu überblicken sind.25l Die Verarbei­
tung einer schweren Straftat stellt für Opfer 
oder deren Angehörige ein großes psy­
chisches Problem dar und ist mit einem lang­
wierigen Verarbeitungsprozeß verbunden. Aus 
den langjährigen Erfahrungen von Opferhilfe­
einrichtungen ist bekannt, daß ein solcher 
Prozeß langfristig, fachkundig und sensibel 
begleitet werden sollte. Dies ist unter den 
derzeitigen organisatorischen Bedingungen 
aus dem Vollzug heraus von den bestehenden 
sozialen Diensten als eine den eventuellen 
Ausgleich begleitende Maßnahme nicht zu 
leisten und dürfte erhebliche Rollenkonflikte 
mit sich bringen.26) 

Der Täter-Opfer-Ausgleich, wie er bislang 
durchgeführt wird. stellt einen Beitrag zur In­
tegration von Straftätern dar. Dadurch, daß 
sie ein verursachtes Übel selbst tilgen und 
durch Wiedergutmachung des Schadens ge­
genüber dem Opfer nach einer Möglichkeit 
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der Versöhnung suchen, werden stigmatisie­
rende Ausgrenzungsprozesse von Straftätern 
und die damit verbundenen negativen Polgen 
für den Straftäter und die Gesellschaft ver­
mieden. Die Inhaftierung eines Straftäters 
stellt eine gesellschaftliebe Ausgrenzung dar. 
Bin wesentlicher Paktor für das Scheitern der 
Integrationsbemühungen des Strafvollzugs ist 
der Grundwiderspruch. daß unter massiven 
Ausgrenzungsbedingungen keine Integration 
leistbar ist. Diesen Widerspruch wird auch 
eine Verankerung des Ausgleichgedankens in 
der Strafvollzugspraxis nicht lösen helfen. 

4. Konsequenzen 

Welche Schlußfolgerungen sind aus den o. g. 
Problemen einer Verankerung des Aus­
gleichsgedankens im Vollzug nun zu ziehen? 

Ausgehend von der Prämisse, daß der Straf­
vollzug und die Verhängung freiheitsentzie­
hender Maßnahmen eine "ultima ratio" dar­
stellen sollte. muß statt der Umsetzung des 
Täter-Opfer-Ausgleichs im Strafvollzug zu­
nächst über die Umsetzung des TOA bei 
schwereren Delikten außerhalb des Strafvoll­
zugs nachgedacht werden. Hier sind nach 
den Erfahrungen der Ausgleichsprojekte noch 
erbebliche Lücken zu beklagen.27l Ein weit­
aus größerer Anteil an schwereren Delikten 
könnte aus Sicht der Projekte durch einen 
Ausgleich gelöst werden. Hierzu liegen aus 
einzelnen Ausgleichsprojekten bereits ermuti­
gende Einzelfallerfahrungen vor. Damit 
könnte der Täter-Opfer-Ausgleich einen weit­
aus größeren Beitrag zur Vermeidung von 
Haftstrafen leisten. Erste positive Erfahrun­
gen mit dem Täter-Opfer-Ausgleich als Maß­
nahme zur unmittelbaren Haftvermeidung im 
Rahmen der Haftentscheidungshilfen wurden 
bereits bei der Jugendgerichtshilfe in Aachen 
gesammelt.28> 

Ein darüber hinausgehender, aber notwendi­
ger Schritt wäre eine empirische Untersu­
chung der Frage, welche im Vollzug befrndli­
cben Tätergruppen möglicherweise statt einer 
eventuellen Inhaftierung für einen Täter­
Opfer-Ausgleich in Frage kämen. 

Statt aus dem Vollzug heraus eigenständig 
Ausgleichsmaßnahmen zu initiieren, sollte 
zunächst die Schaffung zusätzlicher Opfer­
bilfeeinrichtungeo29l vorgesehen werden. Bin 
Tätigkeitsbereich dieser Einrichtungen könnte 
neben der parteilichen Beratung von Opfern 
darin bestehen, von außen den Täter-Opfer­
Konflikt auch bei einer Inhaftierung des 
Täters im Auge zu behalten und ggf. in Zu­
sammenarbeit mit dem Vollzug nach Lö­
suogsmöglich.keiten zu suchen. Dies könnte 
in Einzelfällen insbesondere bei Ängsten von 
Opfern im Hinblick auf eine bevorstehende 
Entlassung von Tätern eine Hilfe darstellen. 
Angesichts des relativ hohen Anteils von Ge­
waltdelikten im Beziehungsbereicb, deren 
Opfer sich an Opferhilfeeinrichtungen wen­
den30>. scheinen diesbezügliche Überlegungen 
sinnvoll. 

Im Vollzug kann durch das Angebot von Ge­
sprächskreisen für Inhaftierte, Vollzugsperso­
nal und Mitarbeiter von Opferhilfeeinrichtun­
gen über das Täter-Opfer-Verhältnis zunächst 
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einmal mit einer Auseinandersetzung und 
Sensibilisierung für die Situation von Opfern 
begonnen werden. Der Dialog mit Inhaftier­
ten stellt eine wesentliche Vorausse12ung da­
für dar, zunächst einmal etwas über die Ein­
stelJung von Inhaftierten zu ihren Opfern zu 
erfahren. Diese Erfahrungen bedürften in 
einem nächsten Schritt einer Auswertung, die 
erst die Grundlage für weitere Entscheidun­
gen bLlden kann. 

Gesetzliebe Festschreibungen von Maßnah­
men des Täter-Opfer-Ausgleichs im Strafvoll­
zugsgesetz sollten sieb allenfalls auf die ma­
terielle Ebene beschränken. Voraussetzung 
dafür ist, daß ein angemessenes Arbeitsent­
gelt sichergestellt werden kann. 

Auch im materiellen Bereich ist die Gewähr­
leistung voo methodischen und rechtlichen 
Standards in der Ausgleichsarbeit notwendig. 
Dies setzt eine Aus- bzw. Weiterbildung des 
Vollzugspersooals, wie es in vielen Bundes­
ländern im Bereich der Schuldenregulierung 
bereits geschieht. voraus. 

Derzen 1st allenfalls - und zwar wegen der 
Entlohnung ausschließlieb unter den Bedin­
gungen des offenen Vollzuges - an eine 
Schulden- oder Schadensregulierung zu den­
ken. Die bestellenden geselZlichen Vorausset­
zungen im Rallmen der §§ 73, 74 StVollzG 
sind bislang für die Durchführung von 
Schuldnerberatungen ausreichend gewesen 
und allenfalls aus Kostengründen nur be­
grenzt zum Tragen gekommeo.311 Solche Ent­
schuldungsmaßnahmen sollten im Hinblick 
auf günstigere Lebensbedingungen nach der 
Entlassung (weil ein Teil der Schulden dann 
während der Haft schon abgetragen wäre) 
veranlaßt und verstärkt werden und nicht un­
ter moralischen. erzieherischen oder behand­
lerischen Aspekten. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß dem Täter-Opfer-Ausgleich als ambu­
lante Maßnahme - möglicherweise auch zur 
Vermeidung von Inhaftierungen - eindeutig 
Vorrang vor freiheitsenlZieheoden Maßnah­
men eingeräumt werden sollte und die dort 
bestehenden Möglichkeiten in Zusammenar­
beit mit der Justiz erst einmal ausgeschöpft 
werden müßten. Weiterhin besteht Bedari an 
empirischen Feststellungen darüber. welcher 
Teil der derzeitigen Getangruspopulation für 
einen Ausgleich auf ambulantem Wege in Be­
tracht kommt. 

I.m Wege der Entlassungsvorbereitung hat die 
Frage der Entschuldung Priorität. Entschul­
dung kann auch Schadenswiedergutmachung 
bedeuten. aber hierzu muß die Frage der ge­
rechten Entlohnung von Strafgefangenen zu. 
friedeo.~tclleod geklärt werden. Dies schließt 
nicht aus, dem Täter während der Haft ein­
seitig Möglichkeiten zur Tatverarbeitung oder 
in Einzelfallen gerade vor einer anslebenden 
Haftentlassung des Täters, in denen von 
Opfern ein entsprecheoder Bedarf geäußert 
wird, Hilfestellung bei der Bereinigung des 
Täter-Opfer-Verhältnisses anzubieten. Grund­
voraussetzung hierfür muß die Möglichkeil 
für Opfer und Täter sein. autonom eine Ent­
scheidung über die Teilnahme an einem Aus­
gleichsversuch treffen zu können. 

Erst dann steht die Frage an. wie Mitarbeiter 
des Vollzugs für Ausgleichsmaßnahmen qua­
lifi.zien werden können. welche materiellen 
Ressourcen. fachlieben und organisatorischen 
und institutionellen Standards dann zu ge­
währleisten sind. 

Bis zur Klärung dieser offenen Fragen und 
Probleme ist von der formalen Aufnahme des 
Ausgleichsgedankens in das Strafvollzugsge­
setz, das geplante Jugendstrafvollzugsgesetz, 
in Vollzugs- und Lockerungspläne und Ver­
waltungsvorscbriften abzuraten. denn die der­
zeit bestebenden Regelungen stehen einem 
Ausgleich. der sieb in Einzelfallen anbieten 
mag. oboehin nicht entgegen. 
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Unter dem Titel ,.Auswege aus der Gewalt?" 
waren vom 20.11.-18.12.1993 im Nachbar­
scbaftsladen Moabit e. V. Siebdrucke der 
StattKnastGraphikgruppe zu sehen, Arbeiten 
straffallig gewordener Jugendlicher. die sich 
auf richterlicher Weisung statt Jugendstrafe in 
dem Projekt .,StauKnastk des Nachbar­
schaftsheims Neu.k:ölln unter sozialpädagogi­
scher Anleitung künstlerisch betätigen. 

Die Ausstellung machte positive Erfahrungen 
und Ergebnisse aus der Zusammenarbeit zwi­
schen der StattKnastGraphikgruppe in Neu­
kölln und der vom Senator für Justiz geför­
derten Gefangenengruppe .,Soziale Koopera­
tion .. im Nachbarschaftsladen Moabit e. V. 
einer breiten Öffentlichkeit zugänglich. Diese 
Zusammenarbeit konzentrierte sich auf die 
Erkundung der Ursachen von Aggressionen. 
Gewalt. Straftaten und nach Auswegen. Dar­
über hinaus war diese Ausstellung Auftakt 
des Projekts .,Auswege aus der Gewalt", das 
1994 mit Nachbarn, Besuchern des Nachbar­
scbaftsladens. Berliner Schulen und Jugend­
einriebrungen durchgeführt werden soll. 

Die ausgestellten künstlerischen Siebdrucke 
straffällig gewordener Jugendlicher wurden 
von den Besuchern als Erfahrungsräume 
wahrgenommen, mit denen sie sich sowohl 
als Betroffene von Gewalt und Straftaten als 
auch als Individuen. von denen Aggressionen 
und Gewalt ausgehen, identiftzieren konnten. 
Bei Besuchen der Ausstellung von Schülern 
und, Lehrern bestätigte sich die Arbeitshypo­
these der Ausstellung: .. Das Ausmaß und die 
Art der Gewalt wird wesentlich dadurch be­
stimmt. inwieweit die Betroffenen selbst und 
andere Menschen sieb über das Prinzip 
'Geben und Nehmen' bewußt sind.~ 

Gemeinsamer Nenner der ausstellungsbeglei­
tenden Veranstaltungen war die Frage 
,.warum Strafe?" und die Feststellung. daß 
Gewalt, Straftaten und Strafe uns alle als Be­
troffene angebt. Stan auf wachsende Gewalt 
und Kriminalität mit dem Ruf nach schärferen 
Geset7..CD und härteren Haftbedingungen zu 
reagieren. müssen wir nach Auswegen su­
chen. Traditionelle Strafregelung und das Ab­
schreckuogsprinzip versagen allgemein. da 
sie zu Stigmatisierung, Ausgrenzung, sozi­
alem Abstieg mit ,.Drehtüreffekt". erneuter 
Straffälligkeit, führen. 

ln den Veranstaltungen der Ausstellung 
wurde das Schweigen darüber gebrochen. 
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Freundschaft 
statt Strafe 

weil u. a. Gefangene, Prauen von Inhaftierten 
und Entlassenen, Nachbarn und Vertreter 
von Berufsgruppen, die sich mit diesen Men­
schen und ihren Problemen beschäftigen, zu 
Wort kamen. 

Die Veranstaltung ~Mitschuldig - Milbe­
straft~ gab Frauen von Inhaftierten und Ent­
lassenen die Möglichkeit, für sieb selbst 
Raum zu gewinnen durch die Schilderung 
ihrer spezifischen entwürdigenden Lebeos­
situation und der erlebten Fonneo des Mit­
bestraftseins. Durch die Haft des Ehemannes 
oder Parmers werden sie häufig zu Sozialfäl­
len. Eine hochschwangere Prau soll ihren in­
haftierten Ehemann nicht mehr besuchen. um 
nicht in Gefahr zu laufen, ihr Kind im Knast 
zu gebären. 

Hier ist wohl kein Ort für neues Leben. wie 
die praktizierten Resozialisierungsmaßnab­
men des Strafvollzuges deutlieb machen 
(Rückfallquoten). Denn Resozialisierung ist 
mehr als Arbeitssuche und Arbeit! In der tra­
ditionellen Strafhaft sind die Gefangenen ge­
zwungen, ihre Verantwortung weitgehend ab­
zugeben. Bei ihrer Suebe nach Sinn der 
Strafe und Haft ,.stehen sie in einer leeren 
Zelle" . .,Dabei sollte es sich mit der Resozia­
lisierung". so ein Betroffener. .. so verhalten 
wie mit dem Fötus, wenn er den Mutterleib 
verläßt. Er kommt aus der Angenommenheil 
und Erwünschtheil auf die Welt. Er ist von 
Natur aus gut, und es wird ihm alles Gute zu­
getraut. Mit diesem Empfmden ist das ' Neu­
geborene' zum Guten fabig." Resozialisie­
rung und Reintegration fmdet nicht erst 
~nach" der Entlassung statt, sondern noch 
während der Haft. Sie muß die Voraussetzun­
gen für das notwendige ,.ursprüngliche 
Selbstvertrauen- für einen straffreien Lebens­
entwurf vermitteln. Dem wird der Strafvoll­
zug auch mit dem Peruseber in der Zelle bis­
her nicht gerecht. Statt dessen verlernen Ge­
fangene, Verantwortung zu tragen, je länger 
die Haft dauert. Die Unzulänglichkeit des 
Prinzips .je schwerer die Tat. desto länger 
die Haftzeit- in bezug auf straffreies Leben 
nach der Entlassung wurde in Gesprächen 
mit Angehörigen inhaftierter und Entlassener 
deutlich. 

Auswege eröffneten sieb in einer Veranstal­
tung mit Kirchenkreisen. deren Vertreter an­
bieten, Gefangene als Gäste einzuladen und 
ihre Lebenssituation zu thematisieren. Dies 
vermittelt den Betroffenen. daß sie erwünscht 

sind, und sie nahmen diesen Vorschlag begei­
stert auf. weil sie damit in ihrem Selbsrwert­
gefühl gestärkt und unterstützt werden. 

Den Initiatoren der Ausstellung war es wich­
tig, Schüler und Jugendliche als ernstzuneh­
mende Menschen der Gesellschaft in die Aus­
stellung einzube7..iehen. Diese waren über­
rascht. in den Veranstaltungen über Sinn und 
Zweck von Strafe einen Regelmechanismus 
von Belohnen und Bestrafen wiederzuerken­
nen, dem sie selbst in Elternbaus und Schule 
ausgesetzt sind. und sie aus eigener Erfah­
rung über positive und negative Seiten spre­
chen konnten. 

Grundlegend für eine Veranstaltung zum 
Thema ,.Strafe muß seink war die allseitige 
Erfahrung, daß Bestrafung nur Abgeben von 
Eigenverantwortung zur Folge bat. Bezeich­
nend für das Elternbaus ist. daß es Kindern 
vermittelt. Strafe sei .. naturgegebene" Ord­
nung. Autorität und Gerechtigkeit. Dies wird 
als scheinbar "natürlicher Mechanismus der 
FamilieN verinnerlicht, aber nicht gelernt. die 
,.sozialek Notwendigkeit von Regeln zu er­
kennen. Erst Freundschaft trägt zur Ausprä­
gung sozialer Wertemuster und Verantwor­
tung bei Kindem bei. Durch Freundschaft 
lernen Kinder bewußter mit anderen umzu­
gehen. Das gesellschaftliche ~Geben und 
Nehmen" wird hier entwickelt und sollte in 
Familie, Schule und Freizeitangeboten unbe­
dingt verstärkt gefördert werden. Neben 
Freundschaft zählen auch die Auribute der 
Freundschaft. Zuhören, Akzeptieren, Zuwen­
dung zu den Grundvoraussetzungen bierfür 
und für Lebensentwürfe in einer industriellen 
Leistungs- und Risikogesellscbaft. 

Die Ausstellung hat gezeigt. daß Kontakte 
und Meinungsaustausch zwischen verschiede­
nen gesellschaftlichen Gruppen fruchtbar 
sind. Fremde Räume wurden durch die Sieb­
drucke und die Schilderungen von Betroffe­
nen zugänglich und als eigene Erfahrungs­
räume wahrgenommen. Den Veranstaltern 
des Nachbarschaftsladens macht dies Mut. 
Mißtrauen und Gewalt möglicherweise ab­
bauen zu können, und sie wollen diese Er­
folge umsetzen und die Ausstellung im Früh­
jahr und Herbst fortsetzen. 

Dag Meierbenrieb 
Nachbarschaftsladen 
Hurtenstraße 36 
10553 Berlin 
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Im Jahre 1990 hat einer der bekanntesten Ge­
richtsgutacbter Deutschlands. Professor W. 
Rasch, auf Bitten der Senatsverwaltung für 
Justiz eine 24seilige Stellungnahme zur Ver­
sorgung psychisch kranker Gefangener in der 
P.N.-Abteilung der JV A Tegel angefenigt. 
Die Stellungnahme fiel z.iemlich vernichtend 
aus. was wohl der Hauptgrund war, weshalb 
der BVB sie nicht zu sehen bekam; die 
"Beratung bei Planung und Portentwicklung 
des Vollzuges~. nach dem Willen der Justiz­
verwalrong Aufgabe des BVB. ist eben doch 
nicht immer so richtig gefragt. 

lm Dezember 1991 besichtigte der "Aus­
schuß des Europarats zur Vermeidung von 
Polteru (CPT) unter anderem die P.N.-Ab­
teilung der JV A Tegel und berichtete darauf­
hin zwar nicht über Folter, aber über 
schlimme Zustände don. Die Berliner Justiz­
verwaltung antwortete mit der Reduzierung 
der Bettenzahl pro Haftraum. Gemeinschafts­
fernsehen, der Öffnung der Stationen und 
1993 mit dem schriftlichen Bedauern, daß 
sich zunächst mehr nicht ändern Ließe. 
Außer, daß der fast allseits beliebte Leiter der 
P.N., Dr. Missoni, in Pension ging, änderte 
sich tatsächlich nichts mehr dort. 

Anfang 1994 erhielt ein Mitglied des BVB 
die Stellungnahme von Professor Rasch von 
1990 dann aus unbekannter Quelle, und der 
BVB konnte endlich offt.Ziell zur Kenntnis 
nehmen was dort stand: wegen der vorsint­
flutlichen Zustände müßte die P.N.-Abteilung 
eigentlich sofort geschlossen werden: fraglich 
sei die Einrichtung überhaupt auch deshalb, 
weil sich dort entweder Gefangene befänden, 
die schon zur Zeit ihrer Tat und Verurteilung 
unerkannt schwer psychisch krank waren und 
nicht hätten verurteilt werden dürfen. solche, 
die im Knast psychisch krank wurden und 
gemäß § 455 Strafprozeßordnung aus der 
Haft zu entlassen wären und solche, die 
durch die Haft psychisch krank wurden und 
nur wieder für den Normalvollzug fitgemacht 
werden sollen. Professor Rasch schlug als 
Not- oder Zwischenlösung unLer anderem 
vor, die Verabceichung von Psychopharmaka 
('Haldol ' u. ä.) strikt einzuschränken, durch 
eine juristisch-psychiatrische Kommission die 
Voraussetzungen der Unterbringung in der 
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Entlassen oder 
anständig versorgen? 
Der Berliner Vollzugsbeirat (BVB) zur Versorgung 
psychisch kranker oder krank gewordener Gefangener 

WAS - N R .]ETl..T ÜBERTREI ß T ER 

LllSST MICU LOS IHR 

SU-1 ... SCH .. PIEP PIEP 

,.P.N." zu prüfen, ordentliches Fachpersonal 
statt des bisherigen einzustellen, die Nutzung 
der Isolierzellen zu kontrollieren und dra­
stisch einzuschränken, und die Herauslösung 
der ,.P.N." aus dem Berliner Strafvollzug zu 
betreiben. 

Um die offenbar weiter bestehende Misere 
nun endlich anzugehen. schob der BVB erst 
mal alle ansrehenden anderen Themen (Ab­
schaffung der Sicherungsverwahrung. Übcr­
belegung in allen Berliner Knästen, Neonazis 
in und außerhalb der Knäste u. v. a. m.) bei­
seite und arrangierte eine Sirzung zum Thema 
.,Psychiatrisch-neurologische Behandlung im 
Strafvollzug" zum 26.4.1994. Dazu wurden 
als Fachleute Professor W. Rasch, Dr. Mis­
soni, Herr Rex (Leiter des Vollzugskranken­
hauses) und Dr. Giese (Leiter des Maßregel­
vollzuges der Karl-Bonhoeffer-NervenkJinik) 
eingeladen. Und weil der BVB gleich Nägel 
mit Köpfen machen wollte - soweit das in 
seiner Macht steht - , wurden ebenso die 
Mitglieder des Rechtsausschusses des Abge­
ordnetenhauses von Berlin eingeladen. von 
denen sieb zwar manche mit Begeisterung 
außerordentlichen Tagesereignissen im Straf­
vollzug widmen, aber wenn es um ernsthafte 

r------.--rl!;fiEtl 

~: P.sych.otru(.l,­
ll'cwol~j•J.),« /l,l.:l.:J 

Verbesserungsversuche geht, dann vor allem 
durch Unkenntnis oder Unwillen auffallen. 

Die Experten kamen alle. Von den Vertre­
terinnen der Paneien im Rechtsausschuß war 
die CDU (in Personalunion eines BVB-Mit­
glieds), die SPD und die Grünen/AL vertre­
ten - POP und POS fehlten. Professor Rasch, 
Dr. Missooi. Dr. Giese und Herr Rex berich­
teten von ihren Erfahrungen und Standpunk­
ten zu dem Thema. antwoneten auf die Fra­
gen der Recbtsausschußmitgliederlnnen und 
machten vor allem ziemlieb übereinstimmend 
die folgenden Handlungsvorschläge: 

- es muß unverzüglich eine Vereinbarung 
von Expertinnen (warum nicht die vier an­
wesenden?} zur Ausarbeitung der fach­
lieben und personellen Anforderungen für 
notwendige Versorgung von psychisch 
kranken Gefangenen geben: 

- die P.N.-Abteilung der NA Tegel ist so 
schnell wie möglich zu schließen und eine 
P.N.-Abteilung im Klinikum Buch mit 
80-90 stationären PlätZen, verteilt auf 
überschaubare Stationen zwecks differen­
zierter Behandlung. zu schaffen: 
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- die ambulante Versorgung psychisch kran­
ker Gefangener in allen Berliner Vollzugs­
anstalten muß verbessen: erhalten bleiben; 

- die psychiatrische Versorgung muß in 
einem menschlich angemessenen Umfeld -
mit Grün, Luft. Sonne. Arbeitsangeboten 
und psychiatrisch ausgebildetem Personal 
- stattfmden; 

- es muß eine ständige Kommission mit me­
dizinischen und juristischen Expertinnen 
gegriindet werden. die bei jedem einzelneo 
auftretenden Pali prüft. ob die (u. a. auch 
kostspielige) Weiterversorgung in der 
Knast-Psychiatrie die richtige Lösung ist 
oder statt dessen andere Maßnahmen -
Haftunterbrechung wegen Haftuntauglich­
keit, Gnadenerweis wegen anfänglicher 
Geisteskrankheit, Verlegung in Foren­
sische Abteilung der KBoN o. ä. - erfol­
gen müsse. 

Die anwesenden Parteienvertreterinnen be­
dankten sieb artig für die fachlichen Informa­
tionen. äußerten sich aber nicht besonders 
deutlich. was sie (oder ihre Parteien) nun 
konkret zu tun gedächten - außer dem 
GrüneiAL-Ven:reter. der für seine Partei die 
Abschaffung der P.N.-Tegel forderte und 
einer neueo Knast-Psychiatrie in Buch keines­
falls zustimmen will ('Kranke gehören nicht 
in den Strafvollzug'). Der anwesende Vertre­
ter der Justizverwaltung äußerte sich eben­
falls positiv hinsichtlich der Einrichtung einer 
neuen P.N. u. a.: richtig konkret wurde er 
auf eine entsprechende Nachfrage der BVB­
Kollegin Anna Elm.iger (mit der ich 1991 und 
1993 gegen das Bunker-Unwesen durch die 
Berliner Koäste gezogen war): irgendwelche 
Hafträume ohne richtiges Tageslicht und 
Blick nach draußen werde es in keiner neuen 
Haftanstalt mehr geben. 

Nach Abschluß der Sitzung lud der BVB zu 
einem Pressegespräch - Berichte kamen im 

(Der Tagesspiegel vom 6.5.1994) 

Das Elend der Tegeler Psychiatrie 
Vollzugsbeirat drängt auf neue Station im Krankenhaus Buch 

Wer kummert sich schon um Knminelle, 
die ~dem als verrückt angesehen werden? 
.So gut wie niemand·, sagt Willried Rasch, 

·lolngjähriger Direktor des lnst1tuts' für lo· 
rensische Psychto.trle der Freie,n UniVersi­
tät Berlin und renommierter Gerichtsgut­
achter. Eine krillsehe Studie Raschs über 
die Zustande ln der neurologisch·psyehiat· 
rischen Abteilung der Justizvollzugsan­
stalt Tegel hat dte Justizbehörde jaluelang 
unter Verschluß gehalten. Aus Anlaß der 
aktuellen Debatte ilber etn neu es zentrales 
Hallkrankenhaus in Berlin·Buch hat nun 
der eluenamhche Justl:vollzugsbeirat die 
Argumente des Psychiaters aus dem Jalue 
1990 !ur eine grundlegende Reform aulge· 
gn!len; .Wir Iordern eine ordentliche 
psychiatnsche Abteilung mit modernen 
Therapiestandards in Buch. um das Elend 
der Tegeler Verwahrstalionen endlich zu 
beenden·, betont dle Beiratsvorsitzende 
~ka Klar, von Beruf Studiendlrektorin. 

Bislang sieht die Senatsplanung ledig· 
lieh vor, ln Such bls 1997 ein Vollzugskran­
kenhaus mlt zwei Inneren und einer chir· 
urglschen Abteilung aufzubauen. Ollenbar 
aus Kostengrunden ist jedoch bislang für 
psychisch Kranke Gefangene ketn neues 
Angebot vorgesehen. 

Fur den Äntllchen Leiter des deneil au! 
melueu Standorte verteilten Berliner 
Vollzugskrankenhauses. Rainer Rex. ist 
der Bedarf fiir eine Psvch1atrie 1n Buch 
.unbed1ngt und dringen'd. Im Kem treffe 
die Kritik Raschs an den Verhaltnissen in 
Tegel bis heute unverandert zu. Die doni· 
ge, hundert Jahre alte neurologisch· 

psychiatns<he Abteilung mll 33 Plat:en 
und einer Jaluubelegung mit bis zu WO 
Gefangenen besclueibt der Gerichtsgut· 
achter als e~n .Foss:l der Verwahrpsychia· 
trie', in der die · Patienten nicht entspre­
chend 1hrer jeweiligen Befunde thera11iert. 
sondern eher mit Medikamenten ruhigge· 
stellt und so für die Vollzugsbedingungen 
.fit gemacht werden·. Insbesondere bei 
Gefangenen, d1e mfolge der Haltsituallon 
psychisch schwer krank geworden su{d. sei 
em solches .Heilkonzept· geradezu p<Ua· 
dox. Als Folge. drohten .d1e Gelalu der 
Selbstbeschad1gung oder lebensbl>drohh· 
ehe Infektionen· 

Be• vielen Patienten m der Tegeler Psy­
chiatne stelle siCh zudem du• Frage. ob sie 
nicht in allgemelnpsych1atnsche Kranken· 
Musern verlegt werden mußten. Wer etwa 
unter emer Psychose le1de. se1 in se:ner 
Personliehkelt tlefgretfend verändert und 
so .eigentlich nicht melu derjenige, der die 
Tat begangen hat• (Rasch). Somit ersehe!· 
ne weiterer Strafvollzug in solchen Fällen 
als s1nnlos. Ausbildung und MotiVation 
des Personals sowie d1e räumlichen Kapa· 
zitäten tn der Tegeler Psychiatrie seien 
• ... ·eitere Ansatzpunkte fur etne Reform. 
stellt Rasch lest. Vor all~m dte Pflegekräfte 
.erlebten· sich 1n erster Linie als Vollzugs­
personal 

Notwendig se1en bessere Ausbildung 
und moghchst Therapeuten. die nicht aus 
dem StrafvollzugsbereiCh kommen. Um 
dem Bedarf gerecht zu werden. müßte es 
kunfug 80 b1s 90 Plätte 1n einer psych•atn· 
sehen Abtt~lung 1n Buch geben bk 
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.. Tagesspiegel" vom 5. Mai und in der 
,.Berliner Zeitung" vom 30. April 1994. 

die allseits bekannten Berliner Strafvollstrek­
kungskammem. 

Der Berliner Vollzugsbeirat wird sich weiter­
hin um die Umsetzung der Experten-Vor­
schläge bemühen und insbesondere darauf 
drängen, daß seitens der Justizverwaltung -
und der einzusetZenden Kommission (s. o.) -
auch tatsächlich alles getan wird, daß wer 
hattu.nrahig im Sinne des Gesetzes ist. auch 
tatsächlich rauskommt (und nötigenfalls drau­
ßen weiter versorgt wird); auch die Justizver­
waltung hat da ihren Anteil dran, nicht nur 

Olaf Heische!, Mitglied des BVB 

P.S. : Wir wären dankbar, wenn uns weitere 
Gefangene, die mit der ambulanten oder sta­
tionären psychiatrischen Versorgung im 
Knast Erfahrungen gemacht haben, ihre Mei­
nung oder Erfahrungen berichteten - Post 
kann z. B. (unkontrolliert!) über Fachpost an 
den Tegeler Anstaltsbeirat - z. Hd. Herrn 
Warmuth - geben oder auch an mich (An­
schrift bei der Lichtblick-Redaktion). 

Bei Fragen oder Problemen 
stehen wir mit Rat und Tat zur Verfügung: 

Die U N IVE RSAL-STI FTU NG 
HELMUT ZIEGNER 

inform iert und unterstützt bei 

Wohnungserhalt während der Haft 
Wohnmöglichkeiten nach der Haft 
S chuldenregulierung 
Behördenangelegenheiten 
Vermittlung zu anderen Beratungsstellen 
Entlassungsvorbereitungen 

Vormelder an U niversal-Stiftung Helmut Ziegner (UHZ} 
im G ruppen- u'nd Beratungszentrum JVA Moabit. TA I- E 4 

Wir sind auch telefonisch zu erreichen I 

U nsere Telefonnummer: 39 79-37 87 
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Reiseerlebnisse, Reiseeindrücke, sind stets 
subjektiver Natur und Prägung. wobei sie im 
nachhinein enorme Züge der Verklärung tra· 
gen. Das gilt auch für Gefangeneotransporte, 
~ Verscbubuogeo" im Amtsdeutsch bezeich­
net. doch weiß der betroffene Gefangene in 
aller Regel nicht, welche schier endlos schei­
nende Odyssee ihn erwartet. Zu unterschei­
den gilt zudem eine Verlegung in ein anderes 
Gefangnis. ein anderes Bundesland oder in 
Sachen Zeugenaussagen oder nachträglieben 
Prozessen als Strafgefangener versebuht zu 
werden, wobei der/die Gefangene an den 
Ausgangsort , das "Heimatgefängn.is" zurück­
kehrt. 

Ein wenig Liebt ins Dunkel bringen, mit Tips 
und Ratschlägen eine Hilfe für ' Betroffene' 
sein zu wollen. ist Anliegen dieses Artikels, 
von einem Nichtraucher aufgezeichnet, einer 
Minderheit, die keineswegs für sich den An· 
sprucb erbebt, für eine Majorität - die Rau­
cher sind gemeint -, sprechen zu wollen. 
Dennoch. wer diesen Artikel im Vorfeld 
"studiert". mag manch brauchbaren oder un­
sinnigen Hinweis mit auf die ' Reise' nehmen 
können und ,.objektivM im nachhinein beurtei­
len. (Staatsanwälte und Richter haben - wie 
wir alle wissen - bekanntlieb andere Auf­
gaben und Ziele!} Ratsam ist, eine Check­
Liste anzufertigen, die um die eine oder an­
dere Konzeption variieren kann/darf und 
auch soll. Bei einem Nichtraucher könnte sie 
z. B. folgendermaßen aussehen: 

1. Löslieber Kaffee nebst einer individuellen 
Anzahl von Teebeuteln. Achtung, kein 
Glas zum Abpacken verwenden: dies ist in 
einigen Bundesländern unstatthaft: Suizid· 
gefabr! 

2. Zwei bis drei Handtücher, in der Regel 
werden auf den einzelnen Transportetap­
pen nur seht schäbige Handtücher ausge­
geben. einzige erlebte Ausnahme: Magde­
burg. Wer auf besondere Reinlichkeit er­
picht ist, nehme sich obendrein ein Ge­
scbirrhandtucb mit auf seinen Weg. 

3. Flüssigseife, besser ist ein Dusch-Gel für 
Kopf und Haut. Zahnbürste und Zahn· 
creme. Rasierschaum oder -seife nebst 
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Berlin, Frankfurt/M. 
und zurück • • • 

Drei Wochen Schub durch Deutschlands 
vereinigte Knäste 

Einwegrasierer. Bei der Mitnahme eines 
Elektrorasierapparates gab es keinerlei Be­
anstandungen oder unliebsame Zwischen­
fälle. Badeschuhe von wegen Fußpilz. 
Tempo-Taschentücher. Ohtopax-Gehör­
schutz. 

4. Kompletter Satz Besteck. weil häufig nur 
Plastikbesteck ausgegeben wurde, aller­
dings selbst leicht aogeschliffene Messer 
werden bei 'Sichtung' erbarmungslos ein­
gezogen (eigene Erfahrung!). Behältnis 
zum Aufbewahren von Brot (z. B. Plastik­
tüte). 

5. Schreibutensilien wie Kugelschreiber. Er­
satzmine. Briefmarken. Briefpapier. Brief­
umschläge, wobei es ratsam ist, auf der 
Rückseite der Check-Liste die neuen Post­
leitzahlen - ergo die Adressen - in Kurz­
form zu vermerken. Selbst Vordrucke für 
Dienstaufsichtsbeschwerden fanden sich in 
meinem 'Schreibgepäck', blieben jedoch 
unberührt. 

6 . Wäsche und Socken zum Wechseln, wobei 
es sich u. U. für jene. die vor Gericht 
einen besonders .,guten Eindruck" hinter­
lassen wollen, empfiehlt, Hose und Hemd 
(auch Anzug ist zugelassen) für den 
,. Tbearerauftritt" separat milZUffihten! 

7. Zum guten Schluß der fast wichtigste Rat­
schlag: Bücher, Zeitungen. Zeitschriften, 
möglichst verschiedenste Interessengebiete 
vermischt, gilt es doch sehr viel freie Zeit 
zu verkraften und damit zu bewältigen, 
wobei auch Kreuzworträtselhefte ihren fast 
unverzichtbaren Beitrag leisten können -
vorausgesetzt, der/die Gefangene hat 
nichts vergessen. Falls doch. so siehe und 
beachte z. B. durch neuerliches Lesen die 
Punkte 1 bis 7! 

Auf Kondome und Monatsbinden wollte ich 
selbstverständlich ganz bewußt nicht auch 
noch eingehen, weiß ich docb aus eigener Er­
fahrung: .,Es einem jeden Menschen recht 
getan, ist eine Kunst. die keiner kann." 

Es war der 18.4.1994, montags, 11.30 Uhr. 
Einstieg (fegel) in den rollenden Sarg mit ca. 

15 cm breitem SichtscblitZfenster. Die erste 
Etappe lautete das Gefangois von Branden· 
burg. Weitere Quartiere erwarteten mich auf 
meiner Hinfahrt in Magdeburg. Hannover , 
Kassel und endlieb mit der Ankunft am 
,.Traumziel", die NA Preungesheim in 
Frankfurt/M . 

Jede neue Haftanstalt bedeutet auch neuer­
Liche Kontrolle des Handgepäcks. Apropos 
Handgepäck: Zulässig ist lediglich ein Stück 
Handgepäck. Eine mittelgroße Reisetasche 
fmdet auch noch hochkant verstaut in der 
Einzelkabinenbox PlatZ. Einige leicht zu öff­
nende ZusatZlebensmittel sollten sich in ge­
ringem Maß in dieser Tasche befmden. da 
die Verpflegung in der Regel als unzurei­
chend und eintönig anzusehen ist (z. B. zwei­
mal einen halben Liter Milch in drei Wo­
eben)! Ferner sind verplombte Gepäckstücke, 
dazu zählen auch Kartons, zulässig, die je­
doch ein Höchstgewicht von 20 kg nicht 
übersteigen sollten, da eine Überschreitung 
dieses "Standardgewichtes" in manchen Bun­
desländern zu einem Beförderungsstopp in 
aller Regel fühn. so daß nicht mit einer Wei­
terbeförderung und damit Rücksendung des 
betreffenden Frachtgutes gereebnet werden 
kann. 

Umgehen kann man/frau diese Kalamitäten. 
indem auf dem Postwege und möglichst im 
voraus. Entbehrliebes in die neue Haftanstalt 
geschickt wird. Zwar entstehen dadurch 
eigene Portokosten für die Versendung von 
Hab und Gut, dennoch erscheint mit diese 
Variante ratsamer und angenehmer, als das 
Problem: Ich hier. mein Gepäck dort! 

Falls vorschriftsmäßige Kartons bis 20 kg 
tnitgenommen wurden, sollte der "Schub-Rei­
sende" sich im Vorfeld seiner Tour darüber 
im klaren sein, daß die Bediensteten der ver­
schiedentliehen Geflingnisse nicht befugt oder 
berechtigt sind, diese verplombten Behält· 
nisse zu öffnen. Das u. U. im Paket befmd­
liche Radio etc. pp. ist für die Dauer der 
Reise unerreichbar für den Gefangenen, und 
das Wissen darüber erspart manch unange­
nehme Überraschung und überflüssige Dis­
kussion mit dem Justizvollzugspersonal, das 
hier tatsächlich einmal nicht schikaniert. 
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Wer als Nichtraucher attestiert den Stahl­
koloß mit dem Bus-Image benutzen muß, 
sollte darauf achten, sich einen Einzelplatz 
zuweisenzulassen. Das funktioniert in aller 
Regel, wenn mit dem Begleitpersonal höflich 
aber bestimmt das ,.leider vorhandene Nicht­
raucherproblem" zur Sprache gebracht wird, 
wobei dienlich und hilfreich möglichst gleich 
ein zweiter Nichtraucher ~organisiert" wird, 
um zumindest ein .,Zweier-Apartment" in 
Beschlag nehmen zu können. Ahnliebes gilt 
für die Zwischenaufenthalte in den diversen 
Gefängnissen neuer sowie alter Bundesländer 
deutscher Nation! 

Wer schwach auf der Blase sein sollte, möge 
die Flüssigkeitszufuhr am Morgen drosseln, 
denn obwohl Toiletten an Bord sind, mögen 
es unsere Begleiter ganz und gar nicht, wenn 
schäbige Gefangene auch diese benutzen 
möchten. leb erinnere mich an die Rückfahrt 
von Hannover nach Magdeburg, wo der 
Wunsch dreier Gefangener. die Toileue be­
nutzen zu dürfen. für die Bediensteten einer 
Kriegserklärung gleich kam. Der Grund ist 
schnell gefunden: Schließtich muß die Besat­
zung der jeweiligen Transportungetüme die 
ToiletLen selbst leeren beziehungsweise 
reinigen ... 
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Die unglücklichsten Jahreszeiten derartiger 
Reiseunternehmungen scheinen mir der Win­
ter bzw. Sommer zu sein. Für den Sommer 
ist eine leicht auffüllbare Plastenasche gefüllt 
mit Tee oder Wasser unerläßlich, herrschen 
gerade hier wegen der schlechten und man­
gelhaften Belüftung mörderische Temperatu­
ren, sicher mit dem lnnenraum eines Back­
ofens vergleichbar! Piir den Winter habe ich 
leider kein überzeugendes Konzept zu bieten. 
fiel doch meine Tortur immerhin noch dan­
k:enswerterweise in den Frühling. so daß ich 
- zumindest was die Temperaturen betraf -
weder über ein Zuwenig noch über ein Zuviel 
klagen durfte! 

Tierschürzer klagen ja bereits seit geraumer 
Zeit über ein 'Zuviel' der sicherlich verach­
tenswürdigen Viehtransportpraxis ... Gefan­
gene sollten sieb demnach bedanken 
schließlieb geben sie 'nur' auf Transport 
Na denn: Schlechte Reise oder gute Fahrt? 

P.S.: Den zwei freundlieben Hausarbeitern in 
Magdeburg (Andreas H.) und Frankfurt­
Preungesbeim (Wolfgang W.) sollte ich zu­
mindest nachträglieb schlicht für ihre freund­
liche Fürsorge danken. 

Wer demnächst auf Transport gehen muß, 
könnte sie treffen - wer weiß .. . (doch 
.,Transporte" wünsche ich keinem kennenzu­
lemen: ich weiß warum!). Drei Wochen un­
terwegs zwischen Berlin und Prankfurt/M . 
mit Rückreise und einem Verhandlungstag in 
Frankfurt bedeuten enorme physische als 
auch psycrusche Belastungen. 

Vor der Vcrschubung das Briefamt mittels 
Vormelder anweisen, die in der Abwesenheit 
eingehende Post (vor allem betraf es meine 
Briefpost) nicht nachzusenden. sondern bis 
zur Rückkehr zu sammeln. Grund: Die Post 
wird nachgesandt. erreicht aber nie ihren 
Empfänger und landet unversehens wieder 
beim durchaus verwirrten, ungläubig drein­
scbauenden Absender. Schikane? Aber nicht 
doch - höchst fürsorgliebe Dienstleistung der 
NA Tegel! 

Klaus Hafemann 
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Nach dem kleinen .. Unfall" bei der Zeit­
brücke, nämlich jener Studentin, welche sieb 
Interviews von Gefangenen zu ihrer Dissena­
tionsarbeit verschafft bat. nun eine neuerliebe 
Hilfe der NA für bungerode Studenten. Ein 
Herr wollte von uns wissen: Na Jungs, wie 
treibt ihr's denn in Tegel? 

Der Herr spekuliert hier, mit dem Ergebnis 
seines Fragebogens den Vollzug zu revolutio­
nieren. Er glaubt allen Ernstes, die Wissen­
schaft hätte dem Vollzug Fortschritte ermög­
licht. Dabei sieht es doch eher so aus, daß 
sich der Vollzug von der Wohngruppe zum 
Zuchthaus zurückentwickelt. Uns ist zum 
Beispiel bekannt, daß die Wissenschaft durch 
den Strafvollzug Portschritte gemacht hat. 
Hier ein paar Beispiele: 

Da wären zum einen die legendären Pluto­
niumversuebe in den USA, wo Inhaftierte mit 
dem radioaktiven Stoff kontaminiert wurden. 
Das Ergebnis: die Kollegen starben daran. 
Auch werden an amerikanischen Gefangenen 
Medikamente versucht, mit vollem Risiko für 
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Comingout 
a Ia Tegel 
Tegel, ein Versuchslabor der 
wissenschaftlichen Forschung? 

die Gefangenen. Aus Deutschland wird ge­
munkelt. daß in Hochsicherheitsgefängnissen 
bereits Genversuebe an lnhaftierten unter· 
nommen werden. Deutschland bat hier wohl 
ohnehin eine lange Tradition, denn schon im 
"Dritten Reich" wurden in bestimmten .,Ge­
fängnissen" Versuebe an den dortigen Insas­
sen durchgeführt. Die schwulen Kollegen 
trugen z. B. in den KZs rosa Winkel ... 

Heute ist Schwulsein nicht mehr strafbar -
oder doch? Hier in der NA wird sehr wohl 
darauf geachtet, ob jemand schwul ist oder 
nicht; stellt diese Klientel doch immer ein 
Potential für dumme Witze und Diskriminie­
rung dar. Viele Schwule leben im Verborge­
nen, outen wird sich kaum einer, denn 
schwul zu sein beißt hier. eventuell benutzt 
zu werden und zu leiden. 

Der Fragebogen selber ist dazu geeignet, die 
Kollegen aus ihrer Anonymität herauszu­
heben. Allein durch die wahrheitsgemäße Be­
antwortung der Fragen 16. 17 und 18 kann 
die Anstaltsleitung bereits den Betreffenden 

perfekt ausfmdig machen. Die Frage 6 wie­
derum richtet sich eher nach dem Bedürfnis, 
andere zu outen. Frage 7 wendet sieb ao die 
schwulen Kollegen. Denn nach der Ansicht 
des Herrn macht Not schwul. Ist das wirklieb 
so. Für die Frage 11 a dürfte sich nur die An­
stalt interessieren, werden doch hier auch 
gleich potentielle Vergewaltiger geortet ... 

Die Verweigerung der Abgabe des Frage­
bogens zieht für den Kollegen als Konse­
quenz nach sich, daß er serienmäßig als 
schwul erfaßt wird. Diese Praxis wird seit 
längerem bei Urinkontrollen angewandt. Es 
ist aber mit Sicherheit besser, schwul angese­
hen zu werden. als Vollzugslockerungen ein­
zubüßen oder gar bewußt daran schuld zu 
sein. daß die Anstalt aufgrund der Erkennt­
nisse aus dieser Aktion den Vollzug neuerlich 
verschärft. 

Daß die Gruppenleiter diese Aktion über­
haupt ausgeführt haben, bleibt uns unver­
ständlich. Leute, die sich auf Befehl gegen 
die Würde des Menschen vergehen, sind und 

C"' "ffOCtHt Stt o~ntl'l aen f'lltl'lfo~eocen Fragebogen zu D .. nrwontr Otl Ftlgtbogto befaßt sr<:h rrut dem et· 
""'as l'lt-tlutf\ T~trne Stxut 11t ·cn aen'u J.Ootn. daß 11 f'l t UQ:I./11$1 n1chl mtM dtnl\lgt Htmmungtl\ g1b~ 
auc"' tu Cttstrn Thema otft~ und ttnst zu at'lrwotten Frtg~. dtt Stt nicht btanl:wot'tt n wollen tustn Stt 
t nfacn v--tg Mtt ctm OttQtltgttn Aufodecer vtrSI~etn Slt cuttt otn gtfllttttn Fre-gtbogt.n Otn verschJosuntn 
Srit!umscttlag geben Stt b1ne Uuem Gruppenferter, <heser ltt1t1 t.hn an m1ch weiter Ihre Anonymuar .....,,Cl ge.­
W1if\rt Ott Fragt~en werdtfl J~~gllcho stattstiseh ausgi"N'tntt una ntt/'1 Atachluß <leJ Unteavchung verniCI'I• .. , 

2 S.nd lU• IMen ~~QenCwelthe Sc"...,ertQkeoJen auiQtJreltn die Steh dal1ilus •llleoen o•ß S11 1n dtr 
Han ONndS#tzlich keinen Geschlechtsvel1<ehr m11 alntr Frau hat>en kl:lnnen? 

l))i 
b) ne1n 

3 Fans solche ScnWlertQkellen aulgetrelen sind . an welche <lenken Sie daDei? 

• W<e erregen Sie s1ch zur Selt>s1t>el~el!lgung7 (Mehrfachnennungen Sind mOgilch) 
a) ctureh Pomogt1ilphie 

Je lo ;tr'ldt Se'ragl.lng ,,, Ba•tanote\J me~ne.r ittafvoiJZ\.Ig~rtcl'illlcn·knmlnclogrlch.n Unttfst.tenul\g m1t c&m 
Tot• Vert ... st Ct! ti.Aitilen St.OilOtl b/N'I'I\Iflog 111 Nt:>e.!'lfo•gt cu Ftt~"••:.ttnl2t~gs'" d e 1ch a~ 'der JUt,sttsc.r.er'l 
;.,.-. to~t ct-r '"'"'mbo -et..Un Vtft411 d .. uc-nronr• 
"~n '" tte~tl,cß ot(I/V'·l aaB Off StraNol~ .. " . lfttl.t'..ttiOn 11t. d\t tm groBen Maße vc1 Yr>iSS-tt~sc.hanJtener 

"=()t1.C:l'tu"9 pfot: Ii'\ hat Trott aer Bed-Wen_ d:t unmt .l"Mtdtf tmo!J.M wttGtn U.l'M11nrtr verm<Jd!Chen SxepSt5, 
't.Nte c t '«llt~~ene wte e.tfaM.J~sw.:nensc.hatt.'ld'le Our~UßQ cses SVIfvo'tlu"!ls zu t:!MDIIctiet1 Vemess• 
,...1' .. ;1-n cn Stratvo.IZ\Igt""' o.n ftat.n lS-20 Ja.tven O • S~t ·gu~ von IM.n.. cten tlihltl,erten. iSt m we-­
sr"' -c:nt r Fottsehn:t <tr Vorg"'en.l"ft'IH-t W!ss-emch.afti.ocrltr U\tenuctt1.1n;.,.. Ein ..,I:J"",..tpt~em a~11.g:.,. 
\J-"''ttn:JC~\.1'1911' sre j.CGCn c~1s cf:e me_ngtlnCo S.:t1 gu"9 011, c.t dit Al.tut .gtJt..-aft s.:ntna'en uttG 
s.:r- m'"stt1'1ftl 1 tu #tbcttt<n Sc.ouun .., fC)Ven kaM. d .e s~eh n.achtc.~-;tnd l Ud\ Vn kOIWe!e.., Voat',.,r.g n1edt1'• 
.sct~..ag•n "ornet" lt.Mt"'t'1-IAI IIC•M ge-rade etne Unt•:s ucntJ.ng tn C.m ftltl .,.,.fft.J\d.n Settio.'\ c!tr c~s1'1tt 
<.Ji. "T'I •rloncru fl l.. %\liTt Ses111 ;tn von vorun.ttten. gan-;~g~ i01Jc:hHt \11\d ins.gesam: t\1 e<Mt vemunfttgt.n 
t,.OS1.1ng bnttJ'ItMtt Ptoble.rn• btftragtl"''. die Mtwtt\dJgtl'\•fttse m!t dtt Buchran1tung •mu d'~rtlg untrl~tn 
Sec..t.rtn<ntf W'lt dtf Stxuaht.tt *ltll'ler.g•hen. VJ•Ien 0 1nk tur Ihre Mltarb.fU 

' W1e oft llat>en Sie drau!len Geschlechlsveri<ehr gehabl 
I) 18Qiieh 
o) menrmaiS pro Woche 
c) alle 14 Ttge 
a) etnmal•m Monat 
e) ~nr whan 
l)ne 

O) aurcn sexuelle 0 1lan1as1en 
c) ICh muG mich nicht sumuUeren 
Cl) ICll pralc!lziere ketne Seti>Stt>elned•gung 

5 W.e genen S:e tn11 den e~ngesenrtnlc!en MogfiCiikenen lntes Sexuallebens um? 
l.'ehrfachnenn~ongen Sind mOglich) 

a) IChweide aggressiv 
o) att St:uat!Gn macnt m•eh dep<eS$1V 
Cl oeh empfinde d•e snuaiK>n nlehl als Etnsdlran~uno 
a) 1ch finde mich m4 aer sncatlon ao 
e) 1eh empfinGe d1e Besenrankuno me1nes Sexualvemat:ens als zusatzficht eesJralung 

5 W•tv1el Prouni Ihrer Mngelangenen nat>en Ihrer Ansieh! nach gesclllechlllche Beztehungen mil· 
e<nanaer? 

a) umer 10% 
b) u"1er 30% 
c) unw 50% 
a) mehr als 50 % 
tl weiß Ich nochl 

7 Ich seiDSt empfinde m.cn als. 
a ) heterosexueU uno nat>e i<tone sexuelle" Konla)(Je •n der Hafl 
o) neltrosl!xuen unc hat>e getegenllldl suuelle l(oolaJcle mu M•lh~llltngen 
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bleiben höchst suspekt. Lediglich eine Grup­
penleiterio hat eine gewisse "Renitenz" be­
wiesen. Sie hat sieb gar nicht wohlgefühlt bei 
der Ausgabe der Fragebögen, denn sie gab 
sie nur den Leuten, von denen sie annahm, 
daß sie ihn ohnebin nicht ausfüllen würden. 
Die anderen hingegen hatten gar keine 
Skrupel ... 

Gcnau die gleichen Leute sammelten die 
Bögen auch wieder ein. Wir persönlich glau-

C) · nosschwul" 
CIJ schwul 

"• cn macne scnwvlen Sex rur GeiCI Oder andere Voneile 
I!Ji 
O)ne1n 

3 S no Sie ,emal$ Ol>fo: eones sexutllon Angnf1s g......,rCien? 
a)Ja 

ben nicht, daß sie die Anonymität wahren 
werden, könnten doch hier neue Erkenntnisse 
gewonnen werden (Frage 7 a). Zumindest die 
Leitung der TA lll , eines Drogenbauses. 
wird sich diese Leckerei nicht entgehen 
lassen. 

Die Fragebögen sind bisher nur in der Teil­
anstalt III aufgetreten. Sie sind also auf jeden 
Fall nicht repräsentativ. Allein schon deshalb 
sollte man Verdacht schöpfen. Generell ist bei 
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solchen Aktionen der Anstalt immer Vorsicht 
angebracht, denn die Anstalt bat kein sonder­
liches Interesse daran, die Zustände in den 
Teilanstalten I, U und III zu verbessern. Sie 
dürfte eher am Gegenteil interessiert sein, in 
den besagten Häusern den Leidensdruck zu 
erhöhen, damit eine Ausgleichsbewegung in 
die Bereiche IV. V und VI erfolgt ... 

Stefan Berndt 
Klaus Metiotas 

12 W as rSt fur Sie du Wlehllgsre in eoner Bezoehung? 
a) Sex 
b) Geborgenneu unCI Nane 
c) Gedan~enaustauSCII 
o) gemei""m" Alhag und gemeinsame Unlemohmungen 

OJ neon och funle m•cn IOOOCII S!lnd>g t>eelrohl ozw habe AnQSI vor deran.qen UoetOnffen 
t) r.e1n 

1 J GJauoen Ste. dall S ie nach dOJ Entlassung Probleme mtt Ihrer Parlnerin bzw ohrem Par1ne1 
naben konrnen? 

8)ji 
b) neon 

Nas Clen~en Sie ucer nomosexuellt F'aare 1m Ssrafvollzug? 
a) es sind gute Pannerschanen 
o) ocn verachte sre 
c) Clonen g ehl es nur um Sex 
d) s•e haben es l eochter oen Stttlvonzug durcnzustehen. d a sie einen Menschen haben der 

zudme.nhalt 

10 '""lt~•n S:-e vorc:ser lnh.afl:,e_n,ng e.ne 'eS1e 8euehung" 
a) ra zu einer Frau 
O) 1• zu e>nem MaM 
c)ne_,n 

1' Millen S•e auf elf1om Urtaub OCitr Ausgang sexuelle Konlakte gehalll? 
a) 1• w ahrend oes urtauos 
o) ja wahrend Cles Ausgangs 
c) neon, Cla Ich bisher keinen Ausgang bzw Urlaub halle 
O) nein 

tl a nat>en S<e wahrena 1nres Urtauos OCier w ahreno eines Ausgangs bei sexuenen Kontakten 
awressove Sexua!pnantaS<en genabe' 

I ) l e 
O)n.e 'n 

c) weaer nocn, Cla oen l<tlnen Panner nabe 

•• Sofern Soe c) angekreuzt haben wurden soe von tnrem F'anner auf Grund Ihrer lnnalllerung ver­
tU$en? 

a) 10. kurz vor aer !nhalloerung 
b) Ji w anrene1 oer lnN11IieNng 
t ) nei:n 

'5 sorem S;e eitlen PaMtt naben qtauoen Sie oatl l hte BeZiehung die Zeit Cl er Hall Uberstoht? 
a)ja 
b)nem 

16 Wte ah stnd S1e., 
Janre 

17 Woevtel Zeotlhres Ut>ens hat>en Sre zusammengerecnnet ungefahr im Stra fvollzulj verbrecht? 
MonateiJantt 

' s SM .... · evoel Mona1en OCier Jallten S<nd Sie zur Zetlonha~ren? 
MonaWJahre 
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Auf diesen Seiten haben die Leser das Wort. Ihre Wünsche, Anregungen! , 
Forderungen, Kritik und Urteil, müssen sich nicht unbedingt mit der 
Meinung der Redaktion decken. Die Red. behält sich vor, Beiträge - dem 
Sinn entsorechend - zu kürzen. Anonyme Briefe haben keine Chance. 

Hallo Lichtblicker! 

Hier der Beginn einer aben­
teuerlichen Geschichte, ein Buch 
zu erhalten. Mitte April 1994 er­
fuhr ich von einem Buch, das in 
der NA Tegel mit Unterstützung 
der Senatsverwaltung für Justiz 
verlegt worden war. "Tege!zeit" 
der vielversprechende Titel. Lei­
der hatte ich nur kurz Gelegen­
heit, das Buch durchzublänern. 
Aber ich wollte mehr, näml,icb 
alles lesen, was meine Knacki­
kollegen da aufgeschrieben 
haben. 

Jeder Eingeweihte weiß. daß 
man als V-Gefangener Bücher 
nur durch Vermittlung der An­
stalt bzw. nach Genehmigung 
durch das Hausbüro direkt vom 
Verlag beziehen kann. Was lag 
also für mich näher, als den Päd­
agogischen Dienst der JV A 
Moabit anzuschreiben, dem ja 
auch die Bücherei und der Zei­
tungsvertrieb hier untersteht, um 
mein Anliegen vorzutragen. 

Höflich, wie ich nun mal bin, 
schrieb ich folgenden Antrag an 
den Pädagogischen Dienst der 
NA Moabit: "In der NA Tegel 
ist mit Unterstützung der Senats­
verwaltung für Justiz efn Buch 
mit dem Titel 'Tegelzeit' verlegt 
worden. Ich bitte Sie, mir ein 
Exemplar dieses Buches zu be­
sorgen. Die entsprechenden Ko­
sten buchen Sie bitte von meinem 
Konto ab. Pür Ihre Bemühungen 
besten Dank." 

Umgehend bekam ich dann 
auch die Antwort des Pädagogi­
schen Dienstes durch meinen 

Gruppenleiter eröffnet: "Da Sie 
offensichtlich schreiben können, 
wenden Sie sich mit einer ent­
sprechenden Bestellung direkt an 
Tegel. Schreibhilfe des Pädago­
gischen Dienstes wird nur für 
Analphabeten geleistet." 

Mit dieser erschöpfenden Aus­
kunft des, wie heißt er doch gleich, 
ach ja, Leiter des Allalpha beten­
schreibhilfsdienstes, Herrn V., 
wollte ich mich natürlich nicht 
zufriedengeben. Ich bat also mit 
einem erneuten An.trag um per­
sönliche Rücksprache, weil ich 
die Angelegenheit ohne großes 
Aufsehen aus der Welt schaffen 
wollte. Aber der ersten Unver­
schämtheit folgte keine Entschul­
digung und eventuelle Hilfe bei 
der Beschaffung des gewünsch­
ten Buches. Herr V. schickte sei­
nen Adlatus, um ein Gespräch zu 
führen. Er war schon wieder im 
Dreieck gesprungen, als er mei­
nen erneuten Wunsch lesen 
mußte. Sein Abgesandter ver­
suchte auch Verständnis für die 
überlastete Abteilung von mir zu 
bekommen. Ich würde viel lieber 
mal diesen hochqualifizierten 
Mann kennenlernen. der diesen 
Dienst leitet. Aber das war mir 
nicht vergönnt, auch konnte ich 
weiter keine konkreten Hinweise 
erhalten, an wen ich denn meine 
Bestellung richten könnte. An 
Tegel. na klar. 

Also schrieb ich an den Leiter 
der NA Tegel, den Euch ja be­
kannten Herrn Lange-Lehngut 
und auch an den Pädagogischen 
Dienst in Tegel, der vielleicht 
nicht nur auf die Hilfeleismog für 

Analphabeten beschränkt ist. 
Vielleicht weiß der "erste", was 
in seiner Anstalt so passiert und 
kann meinen Wunsch an die 
richtige Adresse weiterleiten. 
Oder bei Euch kennt sich der 
Pädagogische Dienst aus. Mal 
sehen. Vorsichtshalber habe ich 
auch noch an die Pressereieren­
tin der Senacsverwalmng für Ju­
stiz geschrieben, da dieses Buch 
ja mit Unterstützung dieser Ver­
walrung gedruckt worden sein 
soll. Bleibt abzuwarten, wer hel­
fen kann und will. Vielleicht 
hätte ich mich aber gleich an 
Euch wenden sollen, Ihr wißt 
wenigstens über alles. was so in 
Tegel passiert, Bescheid, was 
man von anderen Stellen nicht 
immer sagen kann. Solltet Ihr 
also einen Rat haben, der ja nicht 
nur für mich von Interesse sein 
könnte, solltet Ihr dies im Licht­
blick kundmn. 

Sollte sich tatsächlich jemand 
von den angeschriebenen Perso­
nen entschließen können, für 
eine Zusendung des Buches an 
mich zu sorgen, kommen die 
nächsten Hürden. Das Hausbüro 
pocht auf die Bestimmungen der 
Hausverfügungen, daß Bücher 
nur durch Vermittlung der An­
stalt oder nach entsprechender 
Genehmigung direkt vom Verlag 
zu beziehen sind. Der erste Weg 
ist schiefgegangen. bleibt nur die 
Hoffnung, daß die NA Tegel 
oder die Justizverwaltung nun 
vom hiesigen Briefamt als Verlag 
akzeptiert wird. Vom Erfolg 
oder Nichterfolg meiner Bemü­
hungen werde ich Euch sicher 
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berichten. Für beute verbleibe 
ich mit besten Grüßen von Gitter 
zu Gitter recht herzlieb, Euer 
Mitknacki und Leser 

Frank Oiesen 
Berlin-Moabit 

Hallo Lichtblicker! 

Seit meinem letzten Brief an 
Euch, mit dem Beginn der aben­
teuerlichen Geschichte, ein Buch 
zu erhalten. ist nun genau ein 
Monat vergangen. Grund für 
mich. Bilanz zu ziehen, was sich 
so alles in dieser Zeit mit der 
"Tege!zeit" getan hat. 

Wie Ihr Euch vielleicht erin­
nert, hatte ich versucht, in Tegel 
und bei der Senatsverwaltung für 
Justiz Hilfe bei der Beschaffung 
des Buches "Tegelzeit" zu be­
kommen. Was Tegel anbelangt 
bisher ohne jede Resonanz. 
Weder Euer recht bekannte An­
staltsleiter Lange-Lehngut, nicht 
der Pädagogische Dienst Eurer 
Anstalt noch die Mitherausgebe­
rin, Prau Janssen-Kloster, haben 
sich gerührt. Um so gerührter 
war ich dann, als ich von der Se­
natsverwalmog .einen unzensier­
ten Brief erhielt, dessen Wortlaut 
ich Euch nicht vorenthalten 
möchte: 

"Betrifft: Bestellung des 
Buches 'Tege!zeit' 

Vorgang: Ihre Eingabe vom 
5. Mai 1994 

Sehr geehrter Herr Giesen! 
Auf Ihre Eingabe vom 5. Mai 

1994 nehmen wir Bezug. Nach 
Prüfung Ihres Anliegens müssen 
wir Ihnen leider mitteilen, daß 
das Buch 'Tegelzeit' erst dann 
allgemein erhältlich ist, wenn ein 
externer Verlag den Druck über­
nimmt. Da dies noch nicht ge­
schehen ist, sehen wir vorerst 
Ihre Eingabe als erledigt an. 

Hochachmngsvoll 
im Auftrag 
Schulisch" 
Nach dieser Mitteilung bleibt 

für mich die Frage: Warum hat 
die Justizverwaltung die Heraus­
gabe des Buches unterstützt, 
wenn man es nicht beziehen 
kann? Nur eine Art Selbstbefrie­
digung? 

Ich lasse jedenfalls nicht lok­
ker und werde noch beute bei 
den drei Tegeler Stellen, die ich 
schon einmal angeschrieben 
hatte, mich in Erinnerung brin­
gen. Ich bin tatsächlich noch vor­
handen und weiterhin interes­
siert, das Buch zu erhalten. Euch 
werde ich auch auf dem laufen­
den halten. Pür beute verbleibe 
ich mit besten Grüßen von Gitter 
zu Gitter 

Euer Mitknacki und Leser 

Frank Oiesen 
Berlin-Moabit 
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Alle. die ihn kannten! 

Um der ganzen Fragerei ein 
Bode zu machen, möchte ich 
Euch mitteilen, daß mein Bruder 
Claus-Dieter Schirrmeister am 
29.3.94 an einer Überdosis 
Heroin gestorben ist. Er war zu 
diesem Zeitpunkt gerade fünf 
Tage aus der NA Moabit emlas­
sen. Ohne Perspektive, wie 
schon nach seiner Entlassung aus 
Tegel 92. Da v.'Urde ihm auch 
keinerlei Hilfe seitens der An· 
staltsleitung geboten (siehe Licht­
blick 92, MäniApril), WO er 
nach 17 ~ Jahren Haft ohne 
Wohnung. Arbeit etc. entlassen 
wurde. er somit mit der Welt 
draußen nicht zurecht kam: ist 
wohl jedem verständlich. 

Aber so wird es weiterbin ge­
handhabt, auf daß wir ja wieder­
kommen. sonst müßten ja einige 
für ihr Geld wirlclich arbeiten. 
Aber genug von der ganzen 
Vollzugsscheiße. Ihr kennt es ja 
selbst. was hier verzapft wird. 

Man hielt es ja noch nicht mal 
für nötig. dafür zu sorgen, daß 
ich an der Beerdigung teilneh­
men durfte. Jcb habe erst durch 
ein zufälliges Telefonat mit dem 
Bezirksamt Neukölln erfahren, 
daß man ihn schon am 15.4.94 
begraben hatte, sprich ver­
scham. denn was will man von 
den Behörden erwarten. die so 
handeln und denken. sie sind die 
Größten, und sie haben einen in 
der Hand, und der hat zu 
kuschen. 

leb hörte Verwaltungsvor­
schriften. Verordnung, Beleh­
rung und den ganzen Fax, ich 
hab' genug davon, und mir platzt 
der Schädel. wenn ich nur daran 
denke. Soviel zu meinem Bru­
der. der jetzt hoffentlich im künf­
tigen Leben mehr Glück bat. als 
er es im gegenwärtigen ge­
braucht hätte. Wo stand's ge­
schrieben? Asche zu Asche. 
Erde zu Erde, Leben um Leben, 
Blut um Blut. 

Dellef Schirrmeister 
Berlin-Tegel 

Liebe RedaktionsrnitgHeder, 
vcrehnc Leserin. verehrte Leser, 

Die Nation ist eines 
der wirksamsten Betäubungs­

mittel. die der Mensch er­
funden bat. Unter dem Einfluß 

scmer Dünste kann ein 
ganzes Volk systematisch 

sein Programm unverhüllter 
Sehnsucht ausführen. 

ohne sich im geringsten seiner 
moraHscben Verderbtheit 

bewußt zu werden. 

Rabindaratb Tagore 

So steht es geschrieben. auf 
der letzten Seite der 94er Jan./ 
Pebr.-Ausgabe der Gefangenen­
zeitschrift 'der Iichtblick'. 

Dabei ist Euch ein Fehler un­
terlaufen. auf den ich Euch auf­
merksam machen möchte. Der 
Schreiber des obigen Textes 
heißt nicht Rabindarath Tagore, 
sondern Rabindranälh Tagore! In 
dem Bestreben. Euer bzw. lbr 
titerarisches Wissen anzurei­
chern. gestarten Sie mir. auf die 
Person Tagores etwas näher ein­
zugehen. 

Der indische Dichter Rabin­
dranälh Tagore v.'llrde 1861 in 
Kalkutta geboren und verstarb im 
Jahre 1941 in Shäntiniketan (ln­
dien). 

Tagores ausgedehnte litera­
rische Produktion umfaßt mehr 
als 100 Bände: Lyrik, Dramen. 
Romane - meist in bengalischer 
Sprache verfaßt. Von ihm be· 
sorgre und von ihm veranlaßte 
englische Übersetrungen haben 
seinen Namen auch in Europa 
populär gemacht. 

ÜbersetZUngen. Lyrik: Gärt­
ner, 1914, 1921; Der zuneh­
mende Mond, 1915, 1921: Flü­
stern der Seele. 1921: Mit mei­
nen Liedern hab' ich dich ge­
sucht. 1947: Verirrte Vögel 
(Aphorismen). 1952. 

Dramen: König der dunklen 
Kammer, 1919, 1921: Das Post­
amt, 1918. 1921. 

Romane: Gora, 2 Bde .. 1925: 
Das Heim und die Welt, 1919, 
1932. 

Mit freundlichem Gruß 

Wolfgang Höfner 
Berlin-Tegel 

Hallo Freunde! 

ln meiner 3jährigen Inhaftie­
rung sind mir viele Formen der 
Resozialisierung begegnet, je­
doch ist mir eine Porm vollkom­
men neu, von der ich Euch kurz 
berichten möchte! 

In der TA V der NA Tegel 
sind auf einer ganz bestimmten 

f'ißt( .:fi;hrraJboom 
htLift11 fajt M trrl ~ 

Interessant sind auch seine 
philosophischen Werke, in denen 
er indische Tradition mit moder­
nem Rationalismus und inniger 
Religiosität verbindet. 

Tagores Werke, die von sehr 
hohem literarischen Rang sind 
und aus denen ein ,.außerordent­
lich idealistisches Streben" er­
sichtlich ist. dienen letztlich dem 
Wohle der Menschheit. 

1913 wurde Tagore von einem 
18köpfigen Komitee der König­
lich Schwedischen Akademie der 
Künste mit dem Nobelpreis für 
Literatur ausgezeichnet. 

... 1Jft4 
Kri~v vn.l 
fJttd<mävser. .. 

Station abends ganz besondere 
Pizzagerüche wahrzunehmen, so 
daß "Otto Normalk.nackiu auf 
das anstaltseigene Abendbrot 
gänzlich verzichten möchte. An 
die QueUe des Ursprungs der 
Gerüche geeilt. waren drei Back­
hauben auszumachen. die gelinde 
gesagt auf eine größere als für 
den Eigenbedarf nötige .. Produk­
tion" schließen ließen. 

Sollte es sich hier um rein 
christliche Nächstenliebe han­
deln??? Oder vielleicht die Mög­
ljcb.J<eit bestehen. eines dieser 
köstlich duftenden italienischen 

Meisterwerke käullich zu er­
werben??? 
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Weit gefehlt, liebe Leser. es 
handelte sich hierbei um einen 
Inhaftierten. dessen erreichter 
Resozialisierungsgrad einen der­
artigen Stand erreicht hatte, daß 
er selbstlos die lukullische Be­
treuung der gesamten Nachmit­
tagsschicht der Vollzugsbedien­
steten der Teilanstalt übernahm. 
Offensichtlich bat er eine Qualifi­
kalion bei der Zubereitung dieser 
Speisen erreicht, die diese 
Aktion nicht zur Eintagslliege 
werden läßt. 

Ich finde diese Maßnahme des 
betreffenden Inhaftierten bei· 
spielgebend und meine, sie sollte 
auch auf andere Bereiche ausge­
dehnt werden. Die Tatsache der 
Blockade fast aller verfügbaren 
Baclchauben und die Unmöglich­
keit des Telefonierens in dieser 
Zeit des ausgedehnten oppulen­
ten Abendmahls sollte unser aller 
Verständnis finden, denn gut ge­
speist verbessert auf jeden Pall 
das Vollzugsklima. 

Die so Betreuten sollten die 
MögHcb.l<eit der Gründung einer 
Stiftung "Goldener Piuabäcker" 
kurzfristig in Erwägung ziehen. 
Von Dankesbelruodungen sollten 
wir dennoch Abstand nebmen. 

Mit solidarischem Gruß 

Ein hungernder Mitinhaftierter 
(Verfasser ist der Redaktion 
bekannt) 

Hallo Leute der TA I, TA II 
und TA ITI! 

Jetzt wo die Tage länger wer­
den und wir im Haus I, Tl und III 
zusehen dürfen, wie die anderen 
T As ihre zweite Sommerfrei­
stunde genießen, glaube ich 
doch. der Mensch ist ein .. Ge­
wobnheitstierM. 

Nicht nur, daß wir ab 18 Uhr 
auf Zelle hängen dürfen, manch­
mal zu zweit oder auch zu dritt 
oder in vollgeräucherten Fern­
sehräumen eingespem sind. 
nein. wir dürfen den T As V und 
VI noch zusehen, wie sie die 
Abendsonne genießen. Ganz 
schlimm sonnabends und sonn­
tags. Vielleicht sind wir ja auch 
darüber froh, daß wir unter Ver­
schluß sein dürfen und somit den 
.. schädlichen Sonnenstrahlen" 
entgehen. Muß man ja anneh­
men. Na. Hauptsache. wir dür­
fen die Woche über arbeiten, um 
ab 18 Uhr bis 22 Ubr unsere Zeit 
sinnlos in einer Zelle. die an sich 
für einen gedacht ist, eingespem 
abzusitzen. 

Halt. eine halbe Stunde gibt 
man uns ja zum Bewegen, um 
nicht völlig einzurosten und um 
uns Wasser holen zu können. 
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Manch einem gelingt es ja, sich 
noch schnell ein Ei zu braten, 
wenn nicht gerade besetzt ist. 
"Tegellive, wie im Mittelalter.'" 

Nun ja, icb für meinen Teil 
habe es ja bald gescbaffi und bin 
somit dem "Miuelalterknast'" ent­
flohen . Aber Ihr? Laßt Eucb 
nicht hängen. wo bleibt der Zu­
sammenhalt, wenn Veränderun­
gen eintreten sollen und Ihr die­
selben Freiheiten wie die TA V 
und VI haben wollt? 

Auch dort sind nur Ver­
wahne, und Ihr habt dieselben 
Rechte und Pflichten wie sie. 
Auch auf Aufschluß und Som­
merfreistunde! Tut was dafür!! 

Die Kollegen von den T As V 
und VI werden Euch bestimmt 
tatkräftig untersrützen, bevor Ihr 
einen Hitzekoller in den 
.. Schweioezellen" der T As I. ri 
und rn bekommt. 

Detlef Schirrmeister 
Berlin-Tegel 

Berliner , feiert aJJe mit uns! 

Man mag es nicht glauben, 
wenn man es nicht selber lesen 
rut. Da werden doch glatt 
20000000 DM (zwanzig Millio­
nen DM) für die Verbesserung 
des Berliner Zoos ausgegeben. 
Nicht. daß ich das nicht den Tie­
ren gönne. nein, ich würde aber 
viel lieber genau so einen Zei­
tungsartikel lesen, wo die Senats­
verwaltung für Justiz so etwas 
vorstellt und auch durchsetzt. 

ffDie Gefangenen werden ver­
stärkt in ihrer natürlichen Umge­
bung zu sehen sein.·· Das würde 
für mich heißen, daß unsere Zel­
len die normale Wohngröße be­
kommen. und wir auch hler un­
sere Familien empfangen dürfen. 
Beim Zoo ist man inzwischen so­
weit zu wissen. daß ein Tier 
mehr Platz und Abwechslung 
braucht, um wenigstens ein eini­
germaßen .. artgerechtes Leben­
führen zu können. Traurig ist es, 
daß die Verantwortlichen der 
Justi7. anscheinend der Meinung 
sind, daß wir schlimmer als die 
Tiere im Berliner Zoo zu behan­
deln sind und weiterhin wie hler 
in der Teilanstalt 1TI auf 6 ~ m2 

eingepfercht werden müssen. 
Nicht zu vergessen sind Haus I 
und Il, wo die Lage noch 
schlechter ist in bezug auf die 
Zellengröße und den Aufschluß. 

Wie wäre es denn, wenn die 
Herrschaften es so machen 
würden wie die Zooarchitekten: 
Um die Welt Oiegen und sich 
zum Beispiel in Skandinavien 
Anregungen geben lassen, wie 
dort die Gefangenen leben. 

Der natürlichen Umgebung 
anzupassen, heißt für mich so 

wie in der Freiheit auch. immer 
seltener sollten Menschen aus 
der Freiheit geholt und ins Ge­
fängnis gesteckt werden. Es gibt 
schon zu viele Gefangene hier, 
die wegen kleinster Vergehen, 
z . 8 . Diebstahl oder geringe 
Mengen Rauschgift für den 
Eigenbedarf usw. einsitzen. Die 
schon zu kleineo Zellen für eine 
Person werden nun auch noch 
doppelt belegt (f A Vl) und nicht 
nur vorübergehend. wie immer 
behauptet. Anstau den Lebens­
raum wie bei den Tieren im Zoo 
zu vergrößern. wird er bei uns 
verkleinert. 

Frau Senatorin, von Ihnen 
würde ich gerne hören: .. Die 
Gefangenen sollen so natürlich 
leben wie nur möglich." Der 
Zoo bat sieb dies bei seinen 
Tieren schon zur Aufgabe ge­
macht, und nun sind Sie an der 
Reihe, denn noch werden wir 
schlechter als Tiere gehalten. 
Macben Sie es sieb zur Aufgabe 
bis zum Jahre 2000. den human­
sten Strafvollzug zu haben. den 
es gibt. 

Stefan Bemdt 
Berlin-Tegel 

Sophistik in der Rechtsprechung 
- oder Betrachtungen zum 
Thema ,.Kinderschänder·· 

Sophistik, die (Genitiv); 
Kunst. spitzfindige Beweisfüh­
rung; WortVerdreherei: Schein­
wissen: Spitzfmdigkeit: so oder 
ähnlich läßt es sich in einem 
Fremdwörterbuch heutiger Zeit 
nachlesen, vorausgesetzt. es ist 
im entscheidenden Moment zur 
Hand. und der Benutzer kennt 
das Alphabet. um nicht so man­
cher 'Urteilsbegründung' fas­
sungslos und unbedarft auf den 
Leim 7.U gehen. 

Aber es ist zumindest für mich 
ebenso bedeurungsvoU und äu­
ßerst interessant -weil lehrreich, 
im Berufsschullexikon Verlag 
Hans Wirte, Freiburg im Breis­
gau, aus dem Jahre 1954, "Bil­
dungsbuch für die berufstätige 
Jugend". entliehen der 'Bil­
duogsbücherei' im Jahre 1994 
der JV A Tegel, Haus VI. unter 
.. U" wie beispielsweise 'Un­
zucht' das Folgende zu lesen: 

.. Unzucht (weibl., die): Ver­
letzung der Zucht und Sittlichkeit 
im Geschlechtsleben. Mit Ge­
fängnis wird ein Mann bestraft, 
der mit einem anderen Mann Un-

zucht treibt oder sich von ihm 
zur Unzucht mißbrauchen läßt 
(Homosexualität). 

Zuchthaus bis zu 10 Jahren er­
hält aber derjenige, der dabei 
Gewalt anwendet. Drohungen 
vorbringt (s. Erpressung) oder 
die Abhängigkeit des anderen bei 
Vorliegen eines Arbeitsverhält­
nisses ausnütZt. Erstattet der Er­
preßte unter Geständnis der eige­
nen Tat gegen den Erpresser An­
zeige. so bleibt er meist straffrei. 

Wer an Kindem unzüchtige 
Handlungen vornimmt, wird mit 
Zuchtbaus bis zu tO Jahren be­
straft. Dieselbe Strafe rrifft den 
Erzieher. Ausbilder oder Fürsor­
ger eines Jugendlichen. wenn er 
seine Stellung zur Unzucht mit 
dem abhängigen Jugendlichen 
mißbraucht. 

Gewerbsmäßige Unzucht s . 
Prostitution. Auch die Verbrei­
rung unzüchtiger Bilder und un­
züchtigen Schrifttums steht unter 
Strafe. 

Der Staat will durch Andro­
hung solch hoher St rafen gegen 
die Unzucht das öffentliche 
Leben unter a llen Umständen 
rein und sauber halten." 

So sahen sie also bis zum 
Jahre 1973 aus. die Saubermän­
ner - vereinzelt wohl auch Sau-

'der Lichtblick'- Mai/Juni 1994 

bcrfrauen -. Ober- und Unterkri­
minalisten. Richter und Staatsan­
wälte. die bis zum Schluß im 
Jahre I 973 nach § 175 ~im 
Namen des Volkes". ehrlieber 
würde es wohl klingen im 
Namen der Justiz, Menschen nur 
aufgrundihrer Homosexualität 
für Jahre hinter Mauem und Git­
terstäben .. verschwinden·' ließen, 
sie ergo hinter ScWoß und Riegel 
brachten: wofür? Welches 
.. Recht'· bemühtenjene Verant­
wortlichen(?). warum wurden 
Menschenschicksale zerstört. 
Lieben erniedrigt, Menschen 
gedemütigt. verfolgt, diskrimi­
niert, ausgegrenzt, sozial ruiniert 
und in den Freitod getrieben? 

Was Beruf und Karriere be­
trifft oder betraf, so sei hier stell­
vertretend lediglich an die Affäre 
Wömer/Kießling erinnert, wobei 
allein der Verdacht auf Homo­
sexualität genügte. um mich -
vor einigen Jahren in einer der 
großen Saufurnen tätig -. nicht 
zum Abteilungsleiter zu betör­
dem. denn was gelten schon 
mündliche Zusagen in Fällen, wo 
rnicb süße, neue. männliche 
.,Quälgeisteru, also Jungen, nach 
Feierabend auf dem Parkplatz an 
meinem Wagen erwarteten, um 
mich abzuholen. Ein Tatbestand, 
der für mich das .• Aus" in dieser 
Firma bedeutete. 

So sieht sie aus, die Demokra­
tie. die den nach 1933 verschärf­
ten Naziparagraphen 175 bis in 
das Jahr 1994 schleppte. um sieb 
dann endlich auf Druck homo­
sexueller Emanzipation von ihm 
zu verabschieden. (Nur wenigen 
wird bekannt sein, daß für einige 
Zeit zweierlei Recht auf deut­
schem Boden herrschte, was ho­
mosexuelle Kontakte in Ost und 
West betraf und ursprünglich 
eine sogenannte .,Scbutzahers­
grenze" von 14 Jahren zur Dis­
kussion gestanden hat.) Frage: 
Schützen. wovor denn eigent­
lich'! 

Sind einvernehmlich gewollte 
sexuelle Kontakte zwischen Men­
schen unterschiedlieben Alters 
denn zu verhindern oder zu ver­
bieten, indem man sie mit Hilfe 
einer Doppelmoral .,schützen·· 
zu wollen. um in Wirklichkeit 
unterbinden, reglementieren, 
verbieten zu können'? Ja. ja und 
abermals ja: genau darum und 
deshalb! ln einer Pernsehinter­
viewsendung mit Mattbias Frings 
erinnere ich mich nur zu gerne 
an den Satz: .. Der Staat hat in 
unseren Schlafzimmern nichts zu 
suchen". wobei ich ergänzen 
möchte: und schere sich , wenn 
es denn gar nicht anders geht 
zum Teufel oder dorthin, wo der 
Pfeffer wächst ... 

Und so werden inzwischen in 
unseren teutschen Landen derzeit 
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"gleichberechtigt'' Mädchen wie 
Jungen im Jahre 94 bis zu ihrem 
16. Lebensjahr be-und ge­
schützt. weil beispielsweise HIV­
Viren sieb ihre kOpfer" erst mit 
16 suchen; so lange wanen sie 
eben ganz einfach geduldig bei 
ihren k Tätem-(mnen)" ab! Tja. 
so eine verlogene Sexualmoral 
hat es schon verdammt schwer. 
sieb z. B. gegen Kinderschänder 
zu behaupten. geschweige denn 
durchzusetzen. 

Emsehuldigen Sie bitte. ge­
neigter Leser. kennen Sie übri­
gens das Anonym vom Kinder­
ficker. Kinderscbänder? 

Pädophilie lautet es. und ich 
attackiere jene Moralpologeten. 
die Kinder prinzipiell als macht­
und wehrlose Geschöpfe betrach­
ten und ihnen kurzerband das 
Recht auf sexuelle Selbstbestim­
mung absprechen. 

Wir müssen uns im 20. Jahr­
hundert von der ,. Unschuld" der 
Kindheit endlich verabschieden 
lernen! Der gemeinsam began­
gene Mord der beiden l I- bzw. 
12jährigen Jungen in England ist 
mir ein signifikantes Plädoyer 
meiner These. 

Um nicht mißverstanden zu 
werden: Es gibt ihn. den Macht­
mißbrauch im Sexuellen, aber es 
gibt genausogut einvernehmlich 
gestaltete Beziehungen zwischen 
Kindern und Erwachsenen, wo­
bei Gewalt, ganz gleich in wel­
cher Form sie auch immer auf­
treten mag, niemals zum Zuge 
kommt! Recht ist leider noch 
lange nicht was 'Gesetz' ist. lau­
tet mein beklommenes Fazit. 
denn sieb den Rechten entgegen­
zustellen erfordert Mut und der 
war angcsichts von über seclls 
Millionen z. B. crmordcrter Ju­
den höchst selten in Deutschland 
anzutreffen. Wenn Vorgebeos­
welsen der sogenannten Krimi­
nalpolizei (besser unter dem 
Begriff .. Sitte" bekannt) mich an 
Metboden des .. Dritten Reiches" 
erinnern. so bleibe ich bei dieser 
Meinung. daran ändert auch kein 
Beleidigungsklagenurteil etwas, 
wie erst kürzlich dank Richterin 
M. am Amtsgericht Tierganen 
~im Namen des Volkes" gegen 
mich ergangen. lro Gegensatz zu 
ihr werde ich keine Beweise 
schuldig bleiben mussen! Wieder 
brennende Synagogen, sind sie 
etwa von Demokraten demokra­
tisch angesteckt worden?! Ich 
möchte es abgewandelt. aber im 
Sinne Tucbolskys folgenderma­
ßen sagen: Nichts verächtlicher, 
als wenn Demokraten Demokra­
ten Demokraten nennen. 

Den Menschen 'klein' halten, 
das ist die Logik der Macht, die 
nicht nur auf dem geistigen Sek­
ror aller Bereiche zutreffend und 
anwendbar ist. Minderheiten hat-
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Allyouneed 
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tik näher auseinandersetzen 
möchten, ihnen allen sei die Bro­
schüre .,Sexualität zwischen Kin­
dern und Erwachsenen" empfoh­
len. Herausgeber ist die Arbeits­
gemeinschaft Humane Sexualität, 
Ohlauer Straße 30, in 10999 
Berlin. 

ten und haben Sündenbockfunk­
tion inne: sie bleiben stets "ge­
fragt", wenn ein Gebilde namens 
Demokratie versagt bzw. indivi­
duelle Schuld vertuscht werden 
soll. 

In einem angeblich .,dominie­
renden Fragenkatalog« möchte 
ich nur allzu gerne eines der an­
geblichen Opfer zu Wort kom­
men lassen. Tobias, zu damali­
ger Zeit in der achten Klasse. 
antwortete auf meine Frage Nr. 5 
des erwähnten Fragenkatalogs , 
wie entwickelt sieb denn über­
haupt bei Kindern und Jugend­
lichen eine Meinung (Moralbe­
griffsbestimmungen) über se­
xuelle .. Normenu? 

Hier die verblüffende Antwort 
des Vierzehnjährigen: "Die 
christliche Religion ist hauptver-

antwortlich für diese in der Ge­
sellschaft hart verwurzelten Vor­
urteile. Der Einfluß der Kirche 
ist auf mehrere Generationen 
'verteilt' worden, und dies wirkt 
bis zum heutigen Tage nach ... 
Wenn beide Seiten Sexualität 
wünschen, unterscheide ich nicht 
mehr zwischen 'normal' b:z.w. 
'unnormal '! '' 

Mit dieser durchaus vernünftig 
ztt nennenden Meinung wird 
Tobias wohl kaum Chancen 
haben. einmal im Staatsdienst als 
Richter oder Staatsanwalt zu fun­
gieren. 

Die Meinung der Leser dieses 
Artikels würde mich sehr interes­
sieren. Jene Damen und Herren 
Staatsanwälte und Richter, das 
gleiche gilt für uns ~ Ungebil­
dete·'. die sieb mit dieser Thema-

Ferner möchte ich auf das 
Buch kDer pädosexuelle Kom­
plexw von Prof. Edward Bron­
gersma, erschienen im Foerster 
Verlag. Ffm .• hinweisen, das im 
Buchhandel erhältlieb ist. (Ein 
Vollzugsdienstleiter. VDL, na­
meos K .• in der NA Tegel tätig. 
hält das Buch sogar für derart 
gefährlich, daß er die Ausbändi­
gung an mich verweigerte, ob­
wohl dieses Buch längst zum In­
ventar meiner Zelle zählte; 
wußte er doch nicht, daß ein le­
sehungriger Mensch in München 
das von mir entliehene, durch 
mich ihm erst zugeschickte Buch 
lediglieb zurücksenden wollte. 
Peinlich. aber wahr. eine bessere 
Werbung für dieses Buch läßt 
sich kaum noch vorstellen. nicht 
wahr. Herr K.?) 

Tbc foolishness of people 
cannot be wiped our or is un­
manageable! Die deutsche Über­
setzUng folgt einem nächsten Ar­
tikel auf dem Fuße; garantiert -
und das ist keine Sophistik, wohl 
schon eher die makabre Ironie 
meines Aufenthaltes hier in 
Tegel. 

Klaus Hafemano 
Berün-Tegel 
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!Süddeutsche Zeitung vom 20.5.19941 

Auch Häftlingspost 

(Frsnkfurter Rundscheu vom 23.4. 1 9941 

Methadon im Knast bewährt 
!Neue Zeit vom \ 

Zehn K 
Ist vertraulich 

Karlsruhe (Reuter1 - Nach einer Ent­
scheidung des Bundesverfassungsge­
richts (BVG1 in Karlsruhe fällt auch die 
Post von Strafgefangenen unter den 
Schutz der Privatsphäre. Wenn in einem 
vertraulichen Brief beleidigende .li.uße· 
rungen über das Wachpersonal stehen. 
kann der Absender deshalb nicht wegen 
Beleidigung verurteilt werden. Mit die· 
sem Beschluß hob der Erste Senat die 
Verurteilung einer Frau wegen Beleidi· 
gung auf. deren Bruder in Untersu­
chungshaft saß und wegen angeblich 
schlechter Behandlung durch das Wach· 
personal Selbstmordgedanken hegte. Die 
Schwester verglich daraufhin in einem 
vertraulichen Brief an den Bruder das 
Wachpersonal mit Schwachsinnigen und 
KZ-Aufsehem. Nachdem der Brief durch 
die Postkontrolle bekannt wurde. folgte 
eine Beleldigungsklage. Mehr als zwei 
Jahre lang waren verschiedene bayeri· 
sche Gerichte mit dem Fall befaßt. Die 
Absendetin wurde schließlich 1988 zu 
einer Geldstrafe verurteilt. Ihre Verfas­
sungsbeschwerde hatte nun Erfolg. Zwar 
seien Beleidungen nicht vom Recht auf 
freie Meinungsäußerung gedeckt. aber die 
Äußerungen seien hier in einer Sphäre 
gefallen. die von Dritten gerade abge­
schirmt sei. entSchied das Gericht. T'Totz 
der in Gefängnissen zulässigen Brief· 
überwachung fielen persönliche Briefe 
von Angehörigen unter den Schutz der 
Privatsphäre. Eine Verurteilung wegen 
Beleidigung komme nur in Betracht. 
wenn ein Absender absichtlich die Brief­
form wähle. um die Kontrolleure persön· 
lieh herabzusetzen. (AZ: I BvR 1689/ 88) 

Nur wenige Häftlinge mißachteten Vorschrift 

WIESBADEN. Die Gefahr des .Beige· Die Leiter der JVAs äußern sich laut 
brauch.s• von Schlaf· und Schmerzmitteln Hohmann·Dennhardt .durchweg positiv· 
durch Inhaftierte. die mit der Ersatzdroge uber das Programm: Die Süchtigen, die 
Methadon behandelt werden. 1St un hessi- Methadon einnehmen, bereiteten .weni· 
sch.en Justizvollzug - anders als außer- ger disziplinarische Schwierigkeiten". gä · 
halb der Gefängnismauem - nur ein ben Verweigerung und Desinteresse auf 
..Randproblem•. Wie Hessens Justizmini· und nahmen an geregelter Arbeit teil. Zur 
sterin Christine Hohmann-Dennhardt Zeit bekommen 55 heroinsucht.ige lnhaf· 
(SPD) berichtete. mußte zwischen August tierte in den Justizvollzugsanstalten 
1992 und Ende 1993 die ~iethadon·Gabe Butzbacb, Darm.stadt, Dieburg, Frankfurt 
nur bei sechs Strafgefangenen wegen zu· und Kassel das Mittel Methadon. Der 
säulicher Einnahme \"Oll unerlaubten Me- oberwiegende Teil der Süchtigen sem 
dikamenten abgebrochen werden. etne bereitS außerhalb der Haftanstalt be-

Am Methadon-Substitutionsprogramm gonnene Methadon-Behandlung im Ge· 
des Landes haben s1ch seit dessen Start fangnts fort. Laut Hohmann-Dennhardt 
vor 20 Monaten 415 drogenabhängige starb bislang ein Gefangener während des 
Strafgefangene beteiligt. Bis Ende 1993 Aufenthalts im Zentralkrankenhaus der 
hat die SubstitutioosbebiUldlung insge- JV A Kassel. wo entzugswillige Drogenab­
samt 271 000 Mark gekostet, pro thera- hängige auf die jeweilige Methadondosis 
pierter Pe~n rund 860 Mark. eingestellt werden. lhe 

(Berliner Morgenpost vonr 30.5.1994) 

Desinfektion~set für Häftlinge 
In Berliner Gefängnissen sollen 

Desinfektionssets ausgeteilt wer· 
den. wn die Ausbreitung des HfV­
Virus unter den drogenabhängigen 
Häftlingen zu bekämpfen. Jedem 
Gefangenen, der dies möchte, wird 
künftig eine kleine Hausapotheke 
mit Verbands· und Desinfektions· 
rnitteln ausgehändigt, wn Spritzen 
zu reinigen. Dieses Refonnprojekt 
kündigte justizsenatorin Lore-Ma· 

ria Peschel-Gut?.eit (SPD) in einem 
Zeitungsinterview an. 

Beim gemeinsamen Spritzen-Ge­
brauch können Aids oder auch He­
patitis-Erreger übertragen werden. 
Jetzt sei ein Set mit Mitteln ent· 
wickelt worden. sagte die Justizse­
natorin, die wirksam, aber nicht ät· 
zend oder brennbar seien, also kei· 
ne Risiken für das Gefängnisperso­
nal mit sieb brächten. BM 

sicherheit 
Berliner Initiative zur 1 

Ha{tuerlängerw 

MITTE • Justizsenatonn Lor~· 
Maria Peschei·Gutzett lSPDl ~ r· 
wägt eine Bundesratsmniauvt:' . 
um die sogenannte Sicherheats· 
verwahrung für Schwerkr1m1· 
nelle abzuschaffen. Dies sagte 
sie bei der Beantwortung einer 
großen Anfrage der FDP·Frak 
tion im Rechtsausschuß. 

Die Sicherheitsverwahrung 
die zumeist über Wiederho 
Jungstäter verhängt wird. 1st un 
ter Experten umstritten. weil dH 
Kriterien. die zu einer Verlänge 
rung der Haft führen. nicht kla1 
definiert sind. Hinzu kommt 
daß die Strafgefangenen ube: 
Jie Dauer der Verwahrung 10 e1 
ner Abteilung der Tegeler Ju 
stizvollzugsanstalt 1m unklarer 
bleiben. 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 1 .6 .1994) 
(Berliner Morgenpost vom 26.5. 1 994) 

Aus der Antwort der Jusuz: 
verwaltungauf die Anfrage geh 
hervor. daß zuletzt 1992 zwe 
Verurteilte in Sicherheitsver 
wahrung genommen worder 
sind. Für 1993 lagen keine Zah 
Jen vor, doch Frau Peschel-Gut 
zeit sagte. daß derzeit zehn Mär1 
ner sicherheitsverwahrt wür 

Wohngruppen in Hessens Gefängnissen 
~eues Konzept flir den Justivolizug I Halboffene Abteilungen 

ptn. WIESBADE~. 31 .\!at Hessen 
will künftig in den Justtz,ollzugsanstalten 
kleinere .. Wohngruppen ·· emnchten. D1e 
hessische Justizm•n•stenn Hohmann· 
Dennhardt (SPD 1 benchtete am D•enstag 
tn Wiesbaden. der .. Wohngruppenvoll­
zug ... der Iandeswelt berens m Rhemland· 
Pfalz und m ~iedersachsen praktiziert 
werde. solle noch in d1esem Jahr in den 
Justizvollzugsanstalten m Butzbach und 
Dieburg emgertihrt werden. D1e anderen 
zehn Erv•achsenen-Jusuzvollzugsanstalten 
in Hessen sollen 1m Laufe der naclmen 
Jahre fol2en. Nach den Worten der Mini· 
stenn hai sich der Wohngruppenvollzug. 
der bisher schon im Jugendvollzug üblich 
se1. be• Versuchen in Frankfurter l!ntersu· 
ct>ungshaftanstalten bewährt. ZusätZliche 
Personalstellen seien dazu nicht erforder· 
lieh. die baulichen Veränderungen könn· 
ten im Rahmen der üblichen Bauunterhal· 
tung vorgenommen werden. 

Gemischte Häftlings-Gruppen 

Nach Darstellung der Ministerin sollen 
beim Wohngruppenvollzug zwischen rtinf· 
zehn und zwanzig, im Höchstfall sechzig 
Inhaftierte von einem festen Mitarbeiter· 
team versorgt werden. Seide Seiten könn· 
ten sich so gegenseitig besser kennenler­
nen. Dies habe nicht nur Vorteile für die 
Häftlinge. die individueller betreut werden 
könnten; Suizidversuche. aber auch Aus­
bruchsversuche seien auf diese Weise leich­
ter zu erkennen. Für die Justizvollzugsbe­
amten biete das Konzept aber auch die 
Möglichkeit, mehr Verantwortung zu 
übernehmen und den Dienstplan dezentral 
zu regeln. Nach den Darlegungen der Mi· 
nisterin sollen die kleinen. überschaubaren 
Häftlings-Gruppen sowohl nach Nationa· 
litäten wie nach Delikten .,gemischt"' wer· 
den. Frau Hohmann-Dennhardt sagte. an· 
gesichts des hohen Ausländeranteils in den 
Gelangnissen sei .. die Zahl der lnhaftier· 
ten , die sprachlos miteinander umgehen , 
eklatant angewachsen"'. 

Zu dem neuen Konzept für den hess•· 
sehen Justizvollzug gehön nach den Dar­
legungen der Ministerin auch eine .,Auf· 
wenung·· des orfenen Vollzugs. Frau Hoh· 
mann-Dennhardt verwies darauf, daß 

nach der Absicht des Straf,ollzugsgesetzes 
der oiTene Vollzug d>e Regel und der ge· 
schlossene \ "ollzug dte Ausnahmesem sol· 
le Tatsachhch se• es me1st umgekehrt. ob­
gleich nachwe•slich .. nur v.cmge Verurteil­
te die Sicherheit der Bevölkerung gefähr· 
den·· D•e Bedmgungen 1m o1Tenen Voll· 
zug ermöglichten es dem Verurteilten. au ­
ßerhalb der Haftanstalt einer geregehen 
-\rbe•t oder emer Ausbildung nachzuge· 
hen und seme sozialen Bindungen auf· 
rechtzuerhahen. Wie die Ministerin be­
richtete. wird es in Hessen vom Ende die· 
ses Jahres an mehr als neunhundert wohn· 
ort- und arbeitSplatznahe Pläue 1m orfe­
nen Vollzug geben. Insgesamt gibt es on 
Hessen etwa fünftausend Gefängnisplätze 
und etwa zweitausendfünfhundert Voll­
zugsbedienstete. Der offene Vollzug soll 
nach den Plänen der Ministerin in den 
großen Haftanstalten um sogenannte 
.,halboiTene .. Abteilungen erweitert wer· 
den. Damit soll in Zukunft vermieden wer­
den. daß Inhaftierte sofort >n den geschlos­
senen Vollzug zurückverlegt werden müß­
ten. wenn sie wegen Al kobimißbrauchs 
oder anderer Verstöße aufgefallen seien. 
Auch Personen. die wegen einer nicht be· 
zahlten Geldbuße eine Ersatzfreiheitsstrafe 
antreten müßten. sowie Straftäter, die eine 
Freiheitsstrafe bis zu zwölf Monaten zu 
verbüßen hätten und nicht sicherheitsge· 
lahrdend seien. sollten im offenen Vollzug 
untergebracht werden. 

Elektronik und Hartstahlgitter 

Die Ministerin will m den hessischen 
Gelangnissen auch .Zugangsabteilungen·· 
einrichten. Hier solle der Inhaftierte auf 
das Gefängnisleben vorbereitet und für 
ihn ein .. umfassender und realisierbarer 
Vollzugsplan"' erstellt werden. Um die Si· 
cherheit der hessischen Gefängnisse zu er· 
höhen, sollen bis 1997 insgesamt 17 Mil· 
lioncn Mark für elektronische Überwa­
chungsanlagen, Alarmanlagen, Mangan· 
hartstahlgiuer und für die Sicherung der 
Mauerkronen ausgegeben werden. Durch 
die Elektronik glaubt die Ministerin , bei 
.,normaler Gefahrenlage" weitgehend auf 
die Besetzung von Wachtürmen verzichten 
zu könnten. Dadurch könnten etwa 45 Be· 
dienstete anderweitig eingesetzt werden. 

Strafvollzug 
zu locker? 

Justiz: Nein! 
• 99.-!7% der Gefangenen 
pünktlich in Anstalt zurück 

habe. bestätigte Frau Fölster indi­
rekt: .Im Fall 0 . ist eine Mitteilung 
der Ausländerbehörde über die be­
absichtigte Abschiebung vom 
19. Januar 1994 erst am 9. Februar 
1994 in der JV A eingegangen. Sie 
war mithin bei Urlaubsgewährul)g 
am 27. 01. 1994 nicht bekannt.· 0. 
dürfte sich in die Türkei abgesetzt 
haben. Die 1986 wegen Mordes 

Die Justiz hat eine Darstellung verurteilte Strafgefangene S .. die 
des Bundes Deutscher Kriminalbe- während eines Ausgangs flüchtete. 
amter (BDK) zurückoewiesen. wo- I seigefaßt worden und befinde sieb 
nach sie den StrafvoUzug beim nun im geschlossenen Vollzug. Die 
Ausoang \"On Häftlingen sehr Iok- Festnahme meldete der BDK nicht. 
ker handhabe. Der BDK hatte dies Der auch wegen Mordes verur· 
am Beispiel von zehn fällen nach· teilten Carola N. bescheinigte die 
zuweisen versucht und eine Doku· Justiz .eine positive Persönlich­
mentation der CDU-Fraktion im keitsentwicklung·. auch wenn sie 
Abgeordnetenhaus übergeben. im Juli .nicht freiwillig in die An-

Justizsprecherin Uta Fölster er· stalt zurückgekommen ist und fest­
klärte dazu. 99.47 Prozent aller Ge- genommen werden mußte." 
fangenen, die Ausgang erhielten. Frau Fölster mußte auch den 
kehrten pünktlich in die Anstalt zu· fall von Andreas L. bestätigen, der 
rück. Zudem beträfen zwei der im Juni einen Hafturlaub zu erneu-
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zehn \"Om BDK gemeldeten Fälle ten Straftaten mißbraucht hat. Sie Häftl" "II! 
die Karl·Bonhoeffer-Nervenklini.k weist nur darauf hin. daß die Berli· 
und damit die Senatsverwaltung ner :-..lorgenpost über diesen Fall H • 
für GesundheiL Den vom BDK an- be rich:et habe. Es waren versuchte ero1n 
geprangerten Fall von Süleyman Vergewaltigungen in drei Fällen. BERLIN • 
0., der wegen gefährlicher Körper· Bei den übrigen Fällen handele es i241 kam 1ede 
verletzung seit Oktober 1992 ein· sich wn Jugendstrafgefangene. an der JustJzvollr 
saß, aber bereits am 27. Januar die andere Anforderungen gestellt stem gegen L 
1994 viel zu früh Ausgang erhalten werden müßten. W. Schorfenecker men. lagerIet 

(B.Z. vom 6.6.1994) 

Knackis sollen Gefängni: 
FDP·Mann: Genug Handwerleer unter den Häftlingen 1 So könnten a~~ 

Von OLAF WEOEKINO 
Berlin -. Berllna Knciate alnd 

randvoll: Uber 4000 Gefangene 
treten alch gegen•eltl' auf die 
Fii1Se, ArbeltJpllitze a>nd Man· 
gelware. Dat brachte den FDP· 
Abgeordneten Wolfgang 
Mleczkowlkl auf die Idee: Knak· 
kl• könnten stillgelegte Anatal· 
ten ln Ott·Berlln renovieren. 

Der FOP·Monn: "Unter den 
Häftlingen gibt es olles, vom 
Rohrleger bis zum Molar. Für sie 
wöre es eine sinnvolle Beschöfti· 
gung -und es spart viel Geld." 

)oochim )etschmonn, Personal· 
rotsvorsitzender der Jvstizvoll· 
zusgbedlensteten: "Ein sinnvoller 
Vorschlag." 

Doch Berlins Senotsjustizver· 

wohung winkt c 
moßnohmen, k 
Häftlinge", m• 
Krebs, Vize-Ch· 
Justizvollzug. 

Von wegen. 
ne n-Einsötze si 
Noch ...&Z·Info 
chen Höftlinge 
nolgericht Moo 



'.5.1994) 

·iminelle 
5verwahrt 
bscha{{ung der strittigen 
g wird diskutiert 

den ßts 1992 :!eten Gewalttater. 
Sexualstraftaler und Brandsuf. 
ter m Vt>rwahrung genommen 
worden. den ett :!1i!len ludem 
zwt't Betruger Warum bet dte· 
:!t>n rbomfatls dtl' Haftstrafe 
durch Verwahrung ver längen 
wo rden ts t. wußte die Senatorin 
n ac:ht Von threr Vo rgangeran 
Jutta L1mbach (SPDl ubernahm 
dte Jusuuenatonn die Er kennt· 
ms. daß die Biographien der Ver· 
wahrten ohnehm keme Schlusse 
uber dte Notwendigkeat der 
Haftverlangerung zuließen. 

Unter den Rech ts· und Voll· 
zugsexperten der Fra k tionen 
blieben dte Schlusse aus dem ße. 
nein smmg. Eine Berliner Bun· 
desratsmtUaUvl! zur Abschaf. 
fung der Verwahrung wurde 
sich gegen emen Beschluß der 
Jusuzmtmsterkonf11renz vom 
~!an 1993 n chten. Diese hatte 
auf Vo rschlag Sachsens d1e Aus· 
dehnung der Verwahrung auf 
die neuen Bundesländer ange· 
regt. In der DDR gab es diese 
Einnchtung nicht. 

Wuner uan Bebber 

mtsche Ze!tung vo m 20.5.1994) 

)tudie: Mißhandlungen 
in Haft recht häufig 

nen (epd) - ln deutschen Gefängnis· 
;ind nach einer Studie Emiedrigun­
und körperliche Mißhand lungen von 
.ngenen .an der Tagesordnung·. Es 
Je :zwar nicht sys~matiscb gefolten. 
o seien Isolation und andere men­
nunwürdige Zwangsbehandlungen 
t selten. heißt es in dem in Bremen 
ffentlichten Papier der Jurisun 
Ullles Feest und Christine Wolters. 

!Die Tageszeitung vom 27.5.1994) 

Keine Gnade für dreißig Berliner Gefangene 
• JustizsenaLOrin Pesehel-Gutzeit bekräftigt Verlegung von Gefangenen nach 
Sachsen-Anhalt I Weiterhin re ·triktive Berliner L_inie bei Drogenverfahren 

Jusw.scn~tonn Lnr~ \IJfla P~- hall . ßr•nd~n~>urj! uml ~kckkn· Bcrhn auch 10 Zukunft kemc Vor· 
~hd·Gut~cll 1SPDJ lwt ~c~tern hurg-\ urpumm~rn an \'on Bran· r.:ncrrollc ~p1elen. Laut P=hcl· 
1hr Vorhahcn ~krJfugt drcll!J)! dcnhurn crhorrt ''" Lnter..tutzune Gurzell erarh(uct d1e Staat~n· 
Gdanl!<!nc au, Berlm tn Haftan- !><:1 dem nc>eh tu hauenden .. hoch·· "'altschalt zur Zt1t Rtchthnten zum 
~•alten-in Sach'ICn·Anhah zu \Cfl<· 'f'Ct03h\ocrten Voll7u~<kranken· Paragraphen ll a Betäubunssmu· 
~ten. Der Jusuzmono\tcr \On Sach- haus 1n Bcrlon-Buch teigeseit on denen defintcn "'er­
'Cn·Anhalc. Waller Remmer; Eine \ 'nll\lrcckunv<unterhre· t.len' soll . "'•s cmc genngfU&lf.C 
(CDL:). habe jcdc>eh 1ur Bedin· chung nach der Ve rbußung der Menge 1M. ln ~ordrheon -We>tfa· 
gung gemacht. daß"' kcone Gefan· Hallte der S1rafe halt d1dusaizse- kn "trden Verfahren bis zu 10 
genen sdn durften. t.l•c .. con ganz natonn I ur kc1ne ~cc•gnete LDsun!! Gramm Hasch1sch und0.5 Gramm 
be>Onderes $1(hcrhcot~nsoko fur zur Be"ah1~un~ der Ubcrbele· Hero•n eongestelh. Peschei·Gut· 
den Vollzug h(deuten" S1e -.:1~1 !!Ung D•esscoen.~ danneme geeog· lcll tendterte gc<tem jedoch dau. 
~~ der Meinun2. Jaß nur Gefan· netc \!aßnahmc. "'enn dte Knaite Steh m deo Berbner Rtchthnoen &ar 
gcne verlegt "erden durften. dte m aus den 'ahtcn platzten Zur Zt11 mcht cnt auf Gramman2aben f~­
lkrlin keine ~oonhchen Bmdun· fehlen m den Berhner HaflaiiSial· zulegen. sondern ledtghch \On 
gen hatten. Sie wtll damol mchl nur ten. on denen J ~fJ)Gefangene ein· Konsum- und Pontonsemheuen zu 
das akute Problem der l:berbele· sitzen.'l()Piaue reden Als Hamburger J~~jti~na· 
gung der JVA Tcgcl lo..cn. son· ln t.lcr Dro11enpohtok und Em· tonn\l.af\Jedafuremgetreccn.daß 
t.lem strebt damn auch doc Bildun~ scdlunj!spraxos von Verfahren be1 Verfahren "egen des Besotzcs \On 
c1ncr Vollzugsgememschaft m;t Besotz von gcnngfugtgen Mengen Haschtschmcngen. doe on etne z,. 
den BundesiJndcm Sachsen-An· von H3<~ehol.Ch und Herom v.1rd garcuenl.Chachrel passen. em~e· 

\teilt \!.erden. Den Ruck<ehnu m 
Berltn crklarte s:e g~tem t.lamu. 
daß •ot! mcht geg<!n den Wtllrn des 
RtJ!Iercnden Burgerm~tstcn ur.d 
anderer ~nacsmiiQitcdcr handeln 
"olle Es Iage 1edÖch durchaus tn 
1hrer Kom~em. im Allcmpng 
mll der Staatsan"altschah doc 
R1Chthmen zu erlaisen Rochthmen 
.. machen nur dann Smn. v.enn sie 
akzeptiert v.erden .. \\ 1e benchtel. 
hat das Bundes"~rfas<Unpgencfol 
den Bundeslan<lem auf,egeben. 
eane .. etnhettl~he- Radulinte zum 
Haschtsehbesotz zu erarbellcn 
Laut Pesehel-GutZeit "'Crdtn zur 
Zt11 dazu Vo~hlaee 'Om !>trat· 
rechtsausschuß der· L...ndcr crat· 
bcotct. ~ht emem Beschluß SCIJC· 

dochnachtvordem Herbst zu rech· 
n~n. Plutonia Plarre 

!Fra nkfurter Rundschau vom 25.4.1 994) 

Häftlinge leiden unt.er 
hober Arbeitslosigkeit 

werden, besser dar. Du hege zum Teil 
auch ao der dort aogebo~oeo berufucheo 
A~bildung, die ZU qualifilltrt.en Ab­
achluaaeo fUhrt. 

gra MAINZ. 24. Apnl. Die konjunktur· Nach Angabeo eioer Sprechenn des Ju· 
bedingte hohe ArbeiU!Iosigkeit bereitet sti.tmi.ois~riums siod die ~faogeoen 
den J u.stizbehördeo io den Haftanstalten dringend euf die Beschaffu.ng \'On oeuen 
zunehmend Sorgen. Nach Angaben des ArbeiU!möglicbkeiteo a.ogewieuo. Aller· 
rheinland·pflihischeo Justizministers d.iogs v.'Ul"deo immer mehr etnfache .:V· 
Pe~r Caese.r (FDPl aLDd io den Ju.suzvoll· beiten, die früher io die Haftanst.alu:n 
zugse.ostal~ (,JV A) seiDes Bundeslandes vergebeo worden ae•en. nun io Billiglohn· 
rund eio Drittel aller Einait.zendeo ohne laoder des fruheren Ostblock& produzten 
Arbeit und damit ohne Beschäftigung Arbeit. sagte Ceesar. sei aber im .Hin· 
Spitzenwerte der .,Kout.-ArbeiU!loaigk.eit" bhck auf die Resoz1e.li.llit>ruopbemuhun· 
werdeo io Haftaoatalten, zum Beispiel in gen voo großer Bedeut\Uli" Deo eklatao· 
FrankenthaJ mit -43 Prozent, erreicht. Ln U!o Mangel an Beschll.ftigunglmöglichkei­
denen Strafen unter drei Jahreo abgeses· ten nannte Caesar .unbefriedigend· 
sen werden mil$sen . Caesar hatte sich berei.., im ,.e~anl!e· 

Dagegen stellt sich die Satuation in i\n· nen Jahr ao die Prastdenten der· Jndu ­
stalten. io deoeo Lang:zeiU!trafen verbußt strie· und Handelskammern ge,.·andt und 

!Berliner Morgenpost vom 28.4 . 1 994) 

In Tegel mit HIV infiziert: 
]VA-Häftling verklagt das Land 

auf die besoodere Saruauoo Ul den rneLD· 
laod ·pl&lzucbeo Haftanstalten lwlgeWJt­
seo Dieur erste Aufruf zur Berttta~l· 
lUDi VO!:t Beacbäftigungsml5Ctichkei~o 
blieb allerdinp ohne den erboffi.eo Erfolg. 

(Der Tagesspiegel vom 5. 5.19941 

Berliner Vollzugsbeamte 
fordern mindestens 2000 
zusätzliche Haftplätze 

Em .Wt1eg der Zahl der S~rafgefange· 
nen um 1200 on den letzten dre1e1nhalb 
Jahren auf denen 4200 und dramausche 
t;berbelegungen on allen achr Haftanstat· 
ten der Stadt- das s1nd nur zwe1 aus eoner 
ganzen Rethe \'On Problemen htnter htes•· 
gen Cefangntsmauem auf d1e der \·er­
band der JustiZ''ollzugsbedal!nst~ten Ber· 
!tns (\dJBi gestern aufmerksam gemacht 
hat \londestens 2000 weoterl.' Haltplatze 
mussen nach den \\'orten des \ 'dJB-\'ol'$11· 
zenden Joacbtm Jetseilmann gt>schalfen 
\\'erden um der seu 19!10 ,·erandenen Kn· 
mtnahtatst>ntwlcklung gerecht zu '~erden 

ESSESPIEGEL 
E22E2hiECEf 

Erstmals verklagt jetzt eio Gefan· 
gener. der sich in der fV A Tegel 
mit dem HrV-Virus infizierte. das 
Land Berlio auf Schadensersatz 
}!Dd Schmerzensgeld. Da.m.it steht 
der Bundesrepublik ein Prüedenz­
fall bevor. der auch praktische 
Konsequenzen in den justiz\'e rwal­
tungen nach sich lieben wird. 

ren Mithäftlingen auszuU!uschen". 
so Rechtsanwalt Rolf-Rainer. St.ao· 
ke. .Daß die JustiZ\'erwalrung bis­
her drogensüchtigen Strafgefang~r 
neo Einwegsprit.z.en ,·erweigert. ist 
inhuman. Damit 1st diese Gruppe 
von einer solchton :\td~räventiven 
~faßnahme ausgescblosseo und 
zum gemeinsamen Gebrauch von 
unsterilem Spritzbesteck gezwun· 
geo·. so gestern Bcrnd Köppl von 
B 90/Grüne. Heute wird über den 
Antrag der Grünen. Einwegsprit· 
um io ~fangni.ssen auszugeben. 
im Rechtsausscbuß beraten. jola 

Auf heftige Knttk sroßen bet den \'oll· 
zugsbeamten deshalb doe Plane der Se­
natSJUSht,·erwaltung . nach denen ledig· 
hch .360 nt>ue H.sflplatze ,·orgesehen stnd 
Bedauerhch se1 auch d1e Entschetdung des 
Senats. dae ehemahge Frauenhafuuutah m 
Koperuck der lnnenbehorde zu ubertra· 
gen dte don kunftig Absch1ebeha!thnge 
unti!Tbnngen mochte. Jetsehmanns Forde· 
rung Eme 7Wt>He t:nrersuchungs-Haltan· 
stalt fur ll.tanner. denn gerade tn Moabit 
habe sich dae Zahl der Insassen st>tt 1990 
auf miulen,·eile 980 wrdoppelt . • Entsetzt· 
1St d<>r \'dJB ,·or d1esem HmtPrgrund ober 
d1~ l"nterbPh•gung m den Anstaltt>n des 
Oftt.'nt'n \ 'ollwgs m Ouppel und Hakenfel­
de Ou! Ju.suz"erwaltung musse dnngend 
prut~n welche zusatzliehen G<"fangenm 
fur e1n~ l"nterbnngung 1n Frage k.tmen 

!Berliner Kurie r vom 20. 5.1 9941 

l sta ... an IIen ihm ein SpntZ~Sieck. Er starb an 
I U einer li~rdosis H croin. Wcgeo sc:bwe­llbenlosis rcn Rau~s war Kun K. zu drei Jahren 

iJ UDd DCUD Moll1tCO Vttuneilt. sa{l Kit 
'ur Hillhoa Kurt K.. ~!ätz 1992. Justiupm:ben.o Uta Föl· 
fe zu spät Als Beamte Ster. .Aus der Veruneiluo& &ebt ~rvor. 
anslall Plllueasee ae· daß er Orogenprobleme baue • Ent im 
lJlu io seine ZeUc t a· September '93 balle sieb Christian Weiß 
auf der Pritsebe - nc· (24) in der NA Te&el dco .goldenen 

Scbuß· gesetzt. 

se renovieren 
lst·AnstaHen wieder fit gernacht werden 
.,Dos sind Bou· 
oe Arbeit fUr 
1 Wolf· Diete r 
der Ab teilung 

iche Ge fonge · 
l~ngst All tog. 

Jtoone n slral· 
rze il das Krimi· 
und den Basu· 

charro um ln der lVA·Tege l. 
Jeder vletle Knocki Ist ohne 

lob, weil immer meh r Firmen ihre 
Knost-Werkstötten schli eßen. 
Horst Dufeldt, Arbeitsexperte 
der ) ustlzverwollung : •• Seit der 
Wiederve re inig ung slnd ze hn Un· 
lernahme n Ins Umla nd ob~ewon· 
d e tl. Angeblich können soe don 
billige r p roduzie re n." 

.Mein Mandant. eio Mittdreißi· 
ger. hat sich mehrmals im Knast 
Aids-Tests unterzogen. Die ersten 
waren negativ. dann der Test i.1n 
September 1993 positiv. Er war· ge­
zwun.~ten. Spritzbesteck mit ande-

(Berliner Morgenpost ~om 27.4.1994) 

"Kieferngrund" wird Deutschlands 
erste U·Haftanstalt für Jugendliche 
Berlio erhält die bundesweil er· 

ste Unlersuchungshaftanstah aus· 
schließlich für jugendliche im Alter 
VOD H bis 17 Jahren. 

Sie soll auf Beschluß des Senals 
mit einer Kapaz.ital \'On 60 Platzen 
auf dem Gelände der ehemaltgt'n 
jugendhi!Ieelnrichtung . Haus Nt'­
ferngrund · !Lichtenrade) enlStt'­
beo. ln der neuen Anslall sollen 
die jungen Menschen pädagogisch 
beson ders betreut werden. Zum 
Training gebört>n der l1mgan~ mit 
Geld und Schulden so";e DruL<ch· 
Untenichl für ausländische Ju­
gendliche. 

Neuland betrete Berlill auch bea 
der Finanzierung der AnslalL sagte 
Jusuz.sena torin Lore Maria Peschei­
Gutzl'it (SPD). Das Projekt werde 
mit Hilfe emes privaten Investors 
schnell und '-'1rtschal'tlich reali· 
sien. 

Mit dPm Bau, fur den 20 Milli.:r 
nPn DM vPranschlagt werden. soll 
1995 begonnen weraen. 

DiP Zahl der jugendlichen Un· 
tt'rsuchungshäftlinge in Berlin ist 
seat 1989 \'On siPben auf jetzt 57 
stetig gestiegt>n. Ste sind derzeit io 
der Jugendstrafanstalt Plötzensee 
untPrgebracht. mom 

Aufschube oder l 'nterbrechungen be1 
der \·~rbußunQ \'On Haflstrafen. w1e \'On 
der Jusm,·en~·al~ung Jetzt bt>abslchtagt. 
entlaslen nach Jetschmanns Worten doe St· 
tuauon nur \'Orubergehend Er halt es fur 
erlolg,·ersprechendl!r. allJene aufzuklaren 
dae hebl!r ersatzwetse ins Gefangn1s 91'­
hen. ab eml' Geldstrafe :zu zahlen. Deren 
Zahl setsprunghaft gesuegen \onchlag 
dt>s \ dJB, Solche Leute mussen st.uker zu 
gememnutnger Arbeit oder Ratenublung 
be"'egt werden Auch d1e zunehmende At· 
bettslos•gkelt bezeichnet der \'dJB als gro­
ßes Problem Von den 2500 Gefangenen ln 
Tegel könntl'n nur 500 vemün!lig arbeiten, 
nur 12 können eine Ausbildung machen. 
Im Marz smd im Nachtragshaushalt zudem 
800 000 DM !ur Rohstolle gestrichen wor­
den. Die Folge: Mangels Beschllfttgung 
mehr A9gressl\'1taL Vor allem Im Schicht­
dienst f•hlen von 1800 Beamten standig 
etwa :!0 Prozent wegen Krankheit. kusch 



22 

GIV 
Senatsverwaltung für Justiz 

An die 
Gesamtinsassenvertrerung 
der Justizvollzugsanstalt Tegel 

6. Mai 1994 

Betrifft: Ihre Eingaben vom J 5. November 
1993 sowie 28. Februar 1994 

Vorgang:- Unser Bescheid vom 17. Dezem­
ber 1993 - Unser Bescheid vom 23. März 
1994 

Sehr geehrter Herr Hoffmann! 

Ihre Eingabe vom 28. Februar 1994 haben 
wir nunmehr abschließend geprüft. Obwohl 
wir hiernach durchaus Verständnis für Ihre 
Kritik an der inzwischen unvermeidbar ge­
wordenen Doppelbelegung einzelner Raft­
räume in der Justizvollzugsanstalt Tegel 
haben, müssen wir Ihren Vorwurf. daß hierin 
ein Gesetzesverstoß liege, zurückweisen. 

Nach § 18 Abs. 1 StVollzG sind Gefangene 
zwar grundsätzlieb während der Ruhezeit 
allein in ihren Hafträumen unterzubringen; 
hiervon kann jedoch nach § 201 Nr. 3 
StVoUzG abgewichen werden. so lange die 
räumlichen Verhältnisse der Anstalt dies er­
fordern. Dies ist leider zur Zeit der FaU. 

TEGEL INTERN 

ln der von Ihnen angesprochenen Entschei­
dung des Kammergerichts vom 19. Septem­
ber 1979 - 2 WS l79n9 VoUz - wird in die­
sem Zusammenbang lediglieb klargestellt. 
daß das den Gefangenen zustehende Grund­
recht auf Achrung der Menschenwürde (Arti· 
kel 1 GG) und das Verbot unmenschlicher 
oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
(Artikel 3 EMRK) dem Ermessen der VoU­
zugsbebörden bei der Belegung der Haft­
räume Grenzen setzen. die auch für die 
Bestimmung des .. hinreichenden Luftinbalts" 
im Sinne des § 144 Abs. I Satz 2 StVoUzG 
maßgebend sind. Diese Entscheidung bezog 
sich seinerzeit auf die Doppelbelegung eines 
Einzelhaftraums mit 19.84 m' Rauminhalt. 

Unter Berücksichtigung dieser Kriterien sind 
wir bemüht, die Doppelbelegung von Einzel­
hafträumen auf Vollzugsbereiche zu be­
schränken. in denen dies den don unterge­
brachten Gefangenen unter Berücksichtigung 
der Größe der Hafträume sowie deren Straf­
und Vollzugssituation am ehesten zugemutet 
werden kann. Wir haben auf dieser Basis die 
Doppelbelegung von Einzelhafträumen bis­
lang auf die Teilanstalt Vl beschränkt, die 
übrigen Teilanstalten also gezielt von einer 
solchen Maßnahme ausgenommen. 

Unter Bezugnahme auf Ihre Eingabe vom 28. 
Februar 1994 teilen wir Ihnen in diesem Zu­
sammenhang mit. daß bei der ersten Berech­
nung des Rauminhaltes der Hafträume in den 
Teilanstalten V und VI ein Berechnungsfehler 
bedauerbcherweise LU einem falschen Ergeb­
nis führte. So ist der von uns ursprünglich 
angegebene Rauminhalt der Hafträume dieser 

'der lichtblick' -Mai/Juni 1994 

TeilartStallen von 30 m3 auf insgesamt 25 m3 

(einschl. Naßbereich) zu korrigieren. Auch 
wenn durch diesen Pehler die Größe der vor­
bezeichneten Hafträume nun jeweils 5 m' 
geringer ist als ursprünglich angenommen. 
ändert dies nichts an der Tatsache, daß die 
Hafträume der Teilanstalt VI unter Berück­
sichtigung der dortigen Belegungskriterien 
am ehesten für eine Doppelbelegung geeignet 
sind_ 1m Gegensatz zu ihrer Einschätzung 
spricht aus hiesiger Sicht die Existenz separa­
ter Naßbereiche in den dortigen Hafträumen 
für die Zumutbarkeit einer Doppelbelegung. 
da hierdurch das Schamgefühl der betroffe­
nen Inhaftierten am ehesten gewahrt werden 
kann. 

Soweit Sie letztlich vorgeschlagen haben, zur 
Entlastung der Justizvollzugsanstalt Tegel alle 
Gefangenen, die zu Vollzugslockerungen zu­
gelassen sind, umgehend in den offenen Voll­
zug zu verlegen. müssen wir lbnen mitteilen, 
daß dies den gesetzlichen Vorschriften des 
§ 11 Abs. 2 StVollzG bzw. § 10 Abs. 1 
StVollzG nicht entspräche. Hiernach können 
trotz der Eignung für Vollzugslockerungen 
Bedenken gegen eine dauerhafte Unterbrin­
gung im offenen Vollzug bestehen, was nur 
in jedem Einzelfall unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Umstände geprüft und ent­
schieden werden kann. 

Hochachtungsvoll 

im Auftrag 
Marhofer 

Gesamtinsassenvertretung 
Der Sprecher 

An die 
Sozialpädagogische Abteilung 

Sehr geehrte Prau Benne, 
sehr geehrter Herr Schadenberg. 

9.5.1994 

an die Gtv wurde in der Vergangenheit 
mehrfach die Bitte herangetragen. nachzufra­
gen, ob es niclit möglich wäre. für die älteren 
Inhaftierten ab 45 Jahre eine Sportmöglich­
keit zu schaffen. 

Das aktuelle Sportangebot wie Puß-. Hand-. 
Volley- und Basketball ist für diese Alters­
klasse aus physischen Gründeo nicht mehr in 
Anspruch zu nehmen. da weder die konditio­
nellen noch die gesundheitlieben Vorausset­
zungen dieser Altersklasse vorhanden sind. 

Wir regen daher an, eine Lauf- oder Jogging­
möglichkeit oder ähnliches zu schaffen. 
Unter ,.ähnliches" stellen wir uns eine 
ScbY.'immgruppe vor für Inhaftierte, die voll­
zugslockerungsfahig sind. die Nutzung des 
Volleyballplatzes zwischen dem A- und 
B-Fiügcl in Haus ITl zum Tennis- oder Bad­
minton spielen, vermehrte Nutzung der 
Sporthalle für SoftbalL oder Tai-Chi- Übun­
gen. Auch regen wir an, beim behandlungs­
orientierten Wohngruppenvollzug der Lang­
strarer einen Sprachkurs in Englisch und Spa­
nisch einzuführen. 
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Zur Unterstützung und Klärung einer 
möglichen Finanzfrage geht eine Kopie dieses 
Schreibens an die Senatsverwaltung für 
Justiz. In der Hoffnung auf wohlwollende 
Prüfung und baldige Nachricht Ihrerseits 
verbleiben wir 

mit freundlichem Gruß 

i. A. Jürgen Hoffmann 

Senatsverwaltung für .Justiz 

An die 
Gesamtinsassenvertretung 
der Justizvollzugsanstalt Tegel 

( ... ) 

Sehr geehrter Herr Hoffmann! 

9.5.1994 

Wir nehmen Bezug auf Ihr im Namen der 
Gesamtinsassenvertretung der Justizvollzugs­
anstalt Tegel verfaßtes Schreiben vom 24. 
April 1994 und teilen Ihnen mit, daß es Prau 
Senatorin Dr. Pesebel-Gutzeit am 28. April 
1994 aus tertninlichen Gründen nicht mehr 
möglich war, mit der Gesamtinsassenvertre­
tung ein Gespräch zu führen. 

Sie ist jedoch gern bereit, Ihrem Wunsch bei 
einer späteren Gelegenheit zu entsprechen. 
Wegen der genauen Abstimmung eines Ter­
mins werden wir uns rechtzeitig mit Ihnen in 
Verbindung setzen. 

Hochachtungsvoll 

im Auftrag 
Marbofer 

Gesamtinsassenvertretung 
Der Sprecher 

Amnesty International 
Pacelliallee 61 
14195 Berlin 

9.5.1994 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

mit diesem Schreiben möchten wir Sie um 
Ihre Unterstützung bitten. 

Die NA Tegel leidet, wie viele andere 
Haftanstalten, derzeit unter einem starken 
Belegungsdruck. Aus diesem Grunde wurde 
auch die Teilanstalt I wieder in Betrieb ge­
nommen, welche ursprünglich abgerissen 
werden sollte. Die Haftraumgröße beträgt in 
dieser Teilanstalt ca. 5 m2! 

lm Juni 1993 erfolgte eine Umstrulcturierung 
in Tegel. Daraus resultierte, daß seit Januar 
1994 die sogenannte Einweisungskommis­
sion, welche einst in Moabit war, in die 
Teilanstalt I zog. Die jetzigen Inhaftierten der 
Teilanstalt I warten auf die Verlegung in 
andere Teilanstalten, je nach Strafmaß und 

TEGEL INTERN 

freien Haftplätzen. Diese Verlegung kann 
sich unter Umständen bis zu einem Jahr hin­
ziehen. Während dieser Zeit erhalten diese 
Insassen weder eine Arbeitsmöglichkeit bzw. 
ein nur sehr geringer Anteil. da keine Ar­
beitsplätze vorhanden sind, noch ein aus­
reichendes Preizeitangebot. Selbst eine zweite 
Preisrunde während der Sommermonate sieht 
der bestehende Tagesablaufplan dieser Teil­
anstalt nicht vor. Im Gegenteil werden die In­
haftierten dort, die keine Arbeit haben, bis zu 
16 Stunden am Tag in diesen menschenun­
würdigen Hafträumen ., weggeschlossen"! 

Trotz mehrfacher Bemühungen der Gesamt­
insassenvertretung sowie auch des Anstalts­
beirates, sieht die Anstaltsleitung und auch 
die Senatsverwaltung für Justiz keine Not­
wendigkeit, von den bestehenden Tagesab­
laufplänen abzuweichen und somit diesem 
Mißstand Abhilfe zu schaffen. 

Ähnliches geschieht auch in den Teilanstalten 
II und lll. welche als besondere "Problembe­
reiche" bezeichnet werden. Dort wird eben­
falls keine zweite Freistunde gewährt, und 
die Inhaftierten werden bereil:s um 16.30 Uhr 
unter .. Verschluß" genommen. 

Die Gesamtinsassenvertretung der NA Tegel 
bittet Sie daher, eine Abordnung nach Tegel 
zu senden, damit Sie sich von den tatsäch­
lichen Gegebenheiten überzeugen können, 
und wir auch die Möglichkeit erhalten, Ihnen 
detailliertes Material vorzulegen. Wichtig da­
bei wäre, daß auf jeden Pali die Gesamtinsas­
senvertretung dabei anwesend ist, da seitens 
der Anstaltsleitung gerne nur die positiven 
Seiten der NA Tegel dargelegt werden. 

Wir hoffen auf Ihre Unterstützung und ver­
bleiben in der Hoffnung auf baldigste Nach­
richt Ihrerseits 

mit freundlichem Gruß 

i. A. Jürgen Hoffmann 

Gesamtinsassenvertretung 
Der Sprecher 

An die 
Senatsverwaltung für Justiz, Abt. V 

Sehr geehrter Herr Flügge, 

13.5.1994 

mit diesem Schreiben möchten wir uns im 
Namen aller Insassen der NA Tegel bei 
Ihnen über die Verpflegung beschweren und 
Sie auffordern, umgehend anzuordnen. daß 
sich die Essensqualität und -menge ver­
bessert. 

Begründung: 

In den letzten drei Monaten hat sich die 
Essensqualität dermaßen verschlechtert, daß 
man es teilweise schon als "ungenießbar" be­
zeichnen konnte. Auch die Menge ist für 
einen erwachsenen Menschen, der körperlich 
teilweise sehr schwer arbeiten muß, nicht 
mehr angemessen. 
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Die ,.Sparmaßnahmen" der Anstalt gehen so­
gar soweit, daß es am gestrigen Donnerstag, 
den 12.5.1994, dazu kam, daß alleine in der 
TA V insgesamt 22 Inhafliene überhaupt kein 
Mittagessen bekamen. Als Ersatzessen wur­
den von der Küche lediglich zwei rohe Eier 
angeboten. 

Für die Vollzugsbehörde besteht eine Pflicht, 
den Gefangenen voll zu verpflegen. Die Ver­
pflegung der Gefangenen darf auf keinen Fall 
ein Strafübel darstellen, insofern ist eine An­
gleichung an die Verhältnisse in der Freiheit 
vorzusehen! Hiervon kann in der NA Tegel 
nicht mehr die Rede sein, denn es wird schon 
im Grundsatz gegen das Strafvollzugsgesetz 
verstoßen. Die GIV fordert Sie an dieser 
Stelle nochmals auf, umgebend eine Verbes­
serung herbeizuführen, da von unserer Seite 
bei weiteren Sparmaßnahmen der Anstalt eine 
mögliche Eskalation befürchtet wird. 

Mit der Bitte um baldige Nachricht llirerseits 
verbleiben wir 

mit freundlichem Gruß 

i. A. Jürgen Hoffmann 

Verteiler: Anstaltsleitung der NA Tegel, 
Petitionsausschuß im Abgeordnetenhaus, 
Amnesty International 

Insassenvertretung TA VI 

An den 
Sprecher der GIV 
Jürgen Hoffmann 

14.5.1994 

Betrifft: Vorgehensweise des Sprechers der 
GIY der NA Tegel 

Bei der gestrigen Zusammenkunft der GIV 
wurde die Insassenvertretung der TA VI in 
unzumutbarer Weise vor vollendeten Tat­
sachen gestellt. So wurde eine Beschwerde, 
die an die Senatsverwaltung für Justiz. an 
Amnesty International, an den Petitionsaus­
schuß des Abgeordnetenhauses sowie an die 
Anstaltsleitung der NA Tegel abgeschickt 
war, im nachhinein als gesamtinsassenverant­
wortlicher Schriftsatz zur Kenntnis gebracht. 
Unsere Kritik gegen Form und Inhalt dieser 
Vorgehensweise wurde vom Sprecher der 
GIY mit folgender Begründung abgewiesen. 
Er sei mit 2/3-Mehrheit in dieses Arm ge­
wählt und habe somit das Recht so zu 
verfahren. 

Die vom Sprecher des Hauses Vl (H. Schön) 
angeregte Grundsatzdiskussion über Demo­
kratieverständnis und Glaubwürdigkeit wurde 
in absolutistischer Weise zerredet. Sie gip­
felte in Attacken des GIY-Sprechers Hoff­
mann gegen die persönliche Integrität des H. 
Schön sowie in der Aufforderung, sich auch 
wider besseren Wissens seiner Beschwerde 
anzuschließen. Anderenfalls habe H. Schön 
bei der monatlichen Sitzung mit Herrn 
Schmidt-Pich zu diesem Thema den Mund zu 
halten. Besser noch. Schön solle als Sprecher 
der Insassenvertretung des Hauses VI zu­
rücktreten. Ohne weiter auf diese Zumutung 
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Völlig unverständlich bleiben die Erscheinun­
gen. die dem Vorurteil SothA = Patienten 
nur weiter Nahrung geben. Keiner von uns 
kann sich, durch welches persönliches Plus 
auch immer gemeint wird, über den eines an­
deren stellen. Ein gemeinsames Fehlverhalten 
macht uns hier drinnen zu vielem gleich. 
Über nichts wird flüchtiger geurteilt als über 
die Charaktere eines anderen Menschen. Und 
doch sollte man in nichts behutsamer sein. 
Bei keiner Sache wartet man weniger das 
Gan7..e ab. das doch eigentlich den Charakter 
ausmacht. Jeder sollte sich vor Augen halten. 
die sogenannten schlechten Menschen gewin­
nen, wenn man sie genauer kennenlernt. und 
die guten verlieren. Und noch wichtiger ist, 
daß man sich nicht anstecken läßt ohne vor­
herige Prüfung, die Meinung anderer für die 
seine ausgibt. Man sollte lieber selbst mei­
nen. Denn die Leute denken nicht so ver­
schieden über die Vorfälle des Lebens wie sie 
darüber sprechen. 

Fast täglich sind Klagen zur Arbeitsweise der 
Therapeuten zu hören wie auch über deren 
Realitätssinn. Da der Gesetzgeber nicht kon­
kret vorschreibt, wie und woraus das Be­
handlungskonzept einer Sozialtherapie be­
steht. kann man auch nichts Konkretes ein­
.klagco. Was aber nicht heißen soll. hoffe und 
nehme hin. Vielleicht liest ja der eine oder 
andere der Therapeuten dieses Blan. Wir 
können ihnen natürlich nichts vorschreiben. 
Aber uns steht ein kleiner Hinweis zu. Ein 
solcher Hinweis könnte zum Beispiel so lau­
ten: Wenn man einmal eine Arbeit vorhat. so 
ist es gut, bei der Ausführung nicht das 
Ganze sich vorzustellen, sondern man arbeite 
gerade an dem, was man vor sich bat, und 
das klar. alsdann gehe man an das nächste. 
Eine Sache gleich den Augenblick angefan­
gen und nicht eine Minute aufgeschoben, viel 
weniger eine Stunde einen Tag, ist ebenfalls 
ein Miuel. die Zeit zu strecken. 

Michael Rücker 
Haussprecher TA fV 

Oie multinationale Gesellschaft 

In Zeiten von allgemeinem Hinwegsehen. der 
Gleichgültigkeit. so lange es einen nicht 
selbst betrifft. wo die Länder Europas zusam­
mengeben, in denen auch wir unsere Stim­
men zum Euro-Parlament abgeben können. 
müssen wir uns auch mit dem Rechtsradika­
lismus auseinandcrsetzen. Vieles was wir täg­
lich, leider. über die Medien erfahren. ge­
schieht nicht nur vor der Mauer, die uns ab­
schirmt. Manches geschieht auch hier drin­
nen. Wir müssen die Ursachen suchen. Und 
versuchen, aus dem scheinbar Unmöglichen 
das Mögliche machen. 

Sicherlich hat die Mehrheit von uns gehofft, 
daß sich die Belegungssituation in Tegel doch 
langsam entspannt ... leb sage bewußt ent­
spannt. denn daß es in letzter Zeit zu erhebli­
chen Spannungen zwischen den hier inhaf­
tierten Menschen untereinander und auch mit 
den Bediensteten gekommen ist und sicher­
lich auch weiterhin kommen wird, ist wohl 
niemandem entgangen. Ein nicht unerhebli­
cher Teil dieser Spannungen hat sicherlich 
seine Ursache in der Überbelcgung. Mehr 
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Menschen müssen auf engstem Raum mitein­
ander leben - weniger Bedienstete müssen 
sich um mehr Menschen, um mehr Probleme 
kümmern. Und wenn dann noch Menschen 
aus verschiedenen Kulturkreisen aufeinander 
prallen, muß es in diesem Fall nicht zu Span­
nungen kommen ... ? Sind Spannungen unter 
diesem Vorzeichen nicht vorprogrammiert 
... ? 

Man kann es sich einfach machen und sagen, 
das ist eben so. und es ist nicht zu ändern. so 
lange hier die Berliner Knäste so voll sind. 
Sicherlich werden wir in Zeiten offener Gren­
zen und wachsender sozialer Unsicherheit in 
vielen Ländern, in Zeiten von Hunger und 
Armut in vielen Ländern der Erde, mit einem 
wachsenden Zustrom ausländischer Men­
schen rechnen müssen. was mit Sicherheit 
zur Folge bat, daß ein nicht geringer Prozent­
satz inhaftierter Menschen keine deutsche 
Staatsbürgerschaft besitzt. Nur, kann und 
sollte verschiedene Staatsbürgerschaft und 
Nationalität Grund dafür sein, daß es hier zu 
weiteren Spannungen kommen kann? - Nein! 

In einer EinrichtUng wie einer JV A wird sich 
niemals eine ~multikultUrelle Gesellschaft« 
verwirklieben lassen - ein multinationales 
Zusammenleben muß aber möglich sein. 
wenn sieb alle an einige Spielregeln halten. 
Es ist keine Lösung, wenn die hier inhaftier­
ten Deutseben sagen ,.Scheiß Ausländer" und 
die Ausländer meinen "Deutscher - du 
Nazi·'. 

Alle Menschen, die hier zwangsweise mitein­
ander zu tun haben, hier leben müssen - ob 
nun inhaftierte Menschen oder Bedienstete - , 
sollten ein Mindestmaß an Toleranz ihrem 
Gegenüber aufbringen und dessen kulturelle 
und ethnische Eigenheit als solche akzeptie­
ren. Dabei ist gegenseitige Rücksichtnahme 
erforderlich. 

Es geht nicht an, wenn abends in zig ver­
schiedenen Sprachen aus den Fenstern ge­
brüllt wird, Menschen verschiedener Natio­
nalitäten, die draußen Krieg führen, diesen 
Krieg hier im Knast weiter kämpfen glauben 
zu müssen ... Wenn ausländische Gefangene 
aus religiösen Gründen bestimmte Speisevor­
schriften haben, sollten wir das tolerieren, es 
geht aber auch nicht an. daß diese ausländi­
schen Gefangenen diese Speisevorschriften 
plötzlich vorübergehend nicht mehr beachten. 
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wenn sie meinen, daß das Essen der .,Nor­
mall<ost" besser wäre ... 

Die Grenzen individueller Rechte müssen dort 
beginnen, wo mit diesen individuellen Rech­
ten die Grundrechte anderer Menschen be­
einträchtigt werden! 

Unter den gegebenen Umständen sind nicht 
nur Einzelzellen mit Doppelbelegungen als 
Notgemeinschaft zu sehen, sondern Tegel an 
sieb. Von daher sind alle Menschen hier auf­
gefordert. mit Toleranz aufeinander zuzuge­
hen. die Verschiedenartigkeit des anderen zu 
tolerieren und Probleme im Dialog zu lösen 
.. . Eine weitere Eskalation der Spannungen 
führt nur zu Gewalt. Und Probleme bat Ge­
walt noch nie gelöst ... 

Michael Rück er 

Langstrafen 

Vor einigen Tagen kam jemand zu mir mit 
der Absicht, einmal über die Dinge zu spre­
chen. die ihn zur Zeit bewegen. Ein Mitge­
fangener, der noch eine große Strecke hier in 
Tegel durchlaufen muß. Nachdem er sich 
alles von der Seele geredet baue. versuchte 
ich. das Wesentlichste des Gespräches zu­
sammenzufassen. Und dieses war weiß Gon 
nicht einfach. Dennoch glaube ich, daß es 
noch mehrere Menschen hier gibt, die sieb 
mit den gleichen Gedanken plagen. Vielleicht 
erkennt der eine oder andere in dem nach­
stehenden Text auch einen Teil seiner Ge­
danken. 

. .. Abgestempelt und chancenlos? 

... Vollzugsalltag 

Schaut er sieb hier einen ganz normalen Tag 
an. sieht er nichts als Schwierigkeiten. Nach 
vielen Jahren Haft siebt er, daß hier aus 
Möglichem Unmögliches gemacht wird. 
Circa 60 Männer befmden sich auf seiner 
Abteilung. 60 Schicksale, die man beschrei­
ben könnte. Er suchte sein eigenes heraus, 
nicht weil er sich in den Vordergrund stellen 
will, nein, vielmehr. weil er sieb besser 
kennt. um zu sagen, wie es hinter und vor 
seiner Zellentür aussieht. 

Es siebt düster aus am Himmel der Justiz. Oft 
glaubt er. sie haben aufgegeben. Sie haben 
alles stehen und liegen lassen. Sie haben das 
sinkende Schiff verlassen. Was veranlaßt ihn 
zu dieser Annahme? Es sind viele Kleinigkei­
ten, die zuletzt als Summe/Ergebnis nur die­
sen Eindruck aufkommen lassen. 

Der Weg aus der Zelle zu einem, der helfen 
könnte, ist sehr schwer geworden. Überbela­
stung, zuwenig Fachkräfte für zu viele Ge­
fangene. Hier ist jeder Gefangene gleich be­
troffen. Es ist leicht. einen Schlüssel ins 
Schlüsselloch zu stecken und die Tür zu ver­
schließen. Es wird aber immer schwieriger, 
die Zellentür zu öffnen und den Menschen, 
die hinter dieser Tür leben müssen, zu hel­
fen. Wie kann und sollte diese Hilfe aus­
sehen? Als erstes ist dieses Mißtrauen. diese 
Angst. der tägliche Kampf, in eine gesunde 
Bahn zu lenken. Durch reden und zeigen 
könnten wir hier Vorurteile abbauen. 
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bereich, die Starion A 4. galt schon fast als 
Wobngruppe. wurde dann aber letztendlich 
zerschlagen. 

Wolfgang Rybinsk.i sah seine Aufgabe als 
I. V .er auch darin. seinen mitinhaftierten Kol­
legen soziales Verbalten vorzuleben. Er war 
hier der Meinung. daß man durch gemein­
same, von Ruhe und Gesprächsbereitschaft 
getragene Aktionen etwas in der TA ill ver­
ändern kann. Von daher war es bei ihm nicht 
ungewöhnlich, daß er sich neben seinem Job 
in der Wäscherei auch als Hausarbeiter und 
Betreuer der Außengruppen betätigt hat. Er 
bat sich aber auch nie gescheut, auf Inhaf­
tierte zuzugehen und dadurch Probleme be­
reits im Vorfeld zu lösen. in seiner Arbeit hat • 
er nie groß auf den Beschwerdeweg gesetzt. 
ihm schwebte immer die gemeinsame Aktion 
der Inhaftierten vor. wenn Problemlösungen 
erforderlich waren. Als 1. V .er ist er der Mei­
nung, daß an der Verschlechterung der Zu­
stände nicht zuletzt auch das Verbalten der 
lnhaftienen mit Schuld ist. 

Wolfgang Rybinsld wird sieb vorläufig aus 
dem ~politischen" Leben zurückziehen und 
steht auch nicht als Stationssprecher zur 
Wahl. Er würde aber, wenn die Inhaftierten 
dies wünschen würden. zu späterer Zeit er­
neut als l.V.er kandidieren. Er gibt der neu 
zu wählenden I.V. noch folgendes mit auf 
den Weg. Seiner Meinung nach verkommt 
die TA m nicht zuletzt deshalb. weil sich der 
TAL nicht um diese kümmert. Der I. V .er 
hatte zwar schon vorgeschlagen, daß der 
TAL regelmäßige Stationsbegehungen macht 
und bei der Gelegenheit mit Inhaftierten 
redet, bisher jedoch ohne Resonanz. Dies 
häne dann den Vorteil. daß der TAL den Zu­
stand des Hauses regelmäßig in Augenschein 
nimmt. Diese-s Verfahren wurde von dem 
Vorgänger des Herrn Auer verwandt und 
führte zu größerer Bürgemähe. 

Im Auge behalten sollte die neue I. V. die im­
mer größer werdende Zahl von ~Verweige­
rern", welche sich nicht in die .,besseren" 
Häuser verlegen lassen. Die scheidende I. V. 
hat den Erfahrungswen gemacht, daß sich 
unter Druck wohl niemand resozialisieren 
möchte. Die Möglichkeit für solche Aktionen 
wird der Anstaltsleitung jedoch dadurch ge­
geben, daß die Leute solche Verlegung auch 
für sich annehmen und wegen dem Wunsch 
fernzusehen in die besseren Häuser gehen. 

Insassenvertretung TA ill 

I. A. Klaus Metiotas 

Haus IV 

Was gibt es Neues in der SothA? 

lo den leLzten zwei Monaten hat die SothA 
ihre Eigenwilligkeit nicht verloren oder 
verändert. Aber das Jahr ist noch lang und 
das W on Hoffnung ist den Klienten der 
SothA wahrlich nicht mehr fremd. Der Auf­
enthalt in diesem Haus setzt die Hoffnung 
voraus. 
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Leider war kein Andrang von Leuten zu ver­
spüren, welche die Absicht hänen, hier ihren 
Dienst zu verrichten. Vielmehr ist eine wei­
tere Abwanderung von Therapeuten zu be­
merken. Dadurch sind die Verbleibenden be­
reits jetzt schon sehr überbelastet. 

Eine Neuigkeit gibt es jedoch. Nach langer 
Zeit arbeitet sich ein stellvertretender Haus­
leiter ein. Wenn auch noch nicht ganz offi­
ziell bekanntgegeben, so sitzt er doch zumin­
dest bereits in dem dafür vorgesehenen Büro. 
Wir wünschen ihm von hier aus für seine 
Arbeit viel Erfolg, lang anhaltende Motiva­
tion für die Arbeit wie auch Freude daran. 
Einen Vorteil kann man in der Sache bereits 
erkennen: Frau Dr. Essler ist wieder des 
öfteren im Hause sichtbar und auch näher an 
den Problemen des Hauses dran. 

Leider muß man aber immer noch bemän­
geln, daß nicht auf allen Stationen regelmä­
ßige Vollversammlungen durchgeführt wer­
den. Und drei lnsassenvenreter innerhalb des 
Hauses sind auch etwas dürftig. Somit be­
klagt sich weiterhin jeder nur einzeln über 
Mängel und Mißstiiode. Doch im letzten 
Lichtblick versuchte ich bereits schon einmal 
z:y erklären, daß es so immer nuulie-Sacbe 
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Verbesserung oder Veränderung zum Positi­
ven geben. 

Nun noch einige Worte zu aktuellen Dingen: 

Nicht nur seit ein paar Tagen, sondern seit 
ein paar Wochen wird die Quallrät und Quan­
tität des Mittagessens bemängelt. Das Pro­
blem als Ganzes ist bereits in Angriff genom­
men worden. Es sind aber auch einige Fehler 
in den Häusern selbst zu suchen. So auch bei 
uns. Es beginnt mit dem Verteilungsmodus. 
Wie kann es sein, daß an manchen Tagen bei 
bestimmten Gerichten (feigwaren mit Ra­
gout) das Essen vor dem Einrücken der Ar­
beiter bereits alle ist oder aber soweit dezi­
miert. daß es nicht mehr für alle ausreicht? 

Allgemein ist bekannt. daß die SothA mit den 
bestausgestauesten Sportraum besitzt. In kei­
nem anderen Haus ist die Benutzung dieses 
Raumes so freizügig und unkompliziert wie 
bei uns. Es stellt sich die Frage. warum die­
ser Zustand in Gefahr gebracht wird. ln Ge­
fahr deswegen, weil nicht alle Benutzer pfleg­
lich mit dem lnventar umgehen. nicht alle 
Geräte wieder ordnungsgemäß zurücklegen. 
Es ist nicht vorstellbar, daß jemand daran in­
teressiert sein kann, daß die immer noch exi­
stierenden Weisungen und Anordnungen zur 
Benutzung dieses Raumes wieder ihre volle 
Anwendung und Durchsetzung erfahren. Der 
freie Zugang wäre somit erschwert. Wenn 
jeder für sieb über diese zwei Punkte nach­
denkt, wir miteinander darauf achten. dann 
könnten wir strengeren Maßstiiben aus dem 
Wege gehen. 

.apateße 
der freien "t:ft. -·uaeadiUfe lD BerliD 

C&rita.svelboJ>d Rlr 8erlia •. v. 
0111ccaJschts Wul< Berlm·Bnnd<Dbwi e.V. 
ScraflliUgcn· tmd Bewil>nmgshilfe Be:lin e.V. 

Bundesallee 42, 10715 Bedin Telefon: 86 OS 41 

Fahrverbindungen: 
U·Bahnllnl<:n 7 und 9 - U·Babnhof Berliner Straße • ßu~llnlen 104 und 204 

Wir beraten 
-Straffällige 
-Haftentlassene 
-von Inhaftierung bedrohte Personen 
-Angehörige, Freunde und Bekannte 

bei 
-persönlichen Problemen 
· Entlassungsvorbereitungen 
-rechtlichen Problemen (zb. Stn.ialhilfe) 
-der Wohnungssucht 
-flnanz.iellen Problemen 
-Oberschuldung (Schu/.denregulierung) 
-Geldstrafen 
-Problemen mit der Arbeit 

Zusätzlich bie~.o wir SO'Zial.therapeutiscbe 
Gespräche uod Gruppeo a.o 

Tilgung uoeinbri.nglicber Geldstrafen 
durch Ab Ieistung von gemeinnütziger 
Arbeit 
Beratung durch die Slraffälligen- und 
Bewährungshilfe Berline. V. mit 
Sprechstunden in der ZB 
Dienstag 14.00 -18.00 Uhr 
Donnerstag 9.00- 13.00 Uhr 
Freitag 9.00 - 13.00 Uhr 

Sprechstunden in der ZB 
Dienstag 14.00-18.00 Uhr 
Donnerstag 9.00- 13.00 Uhr 
Freitag 9.00- 13.00 Uhr 

Telefonische Beratung in der ZB 
Dienstag 9.00- 18.00 Uhr 
Donnerstag 9.00- 16.00 Uhr 
Freitag 9.00- 14.00 Uhr 

Sprechzeiten in den Hartanstalten 
Montag - JV A Tegel 
Montag - Jugendstrafanstalt Berlin 
Montag - Vollzugsanstalt für Frauen 

na<·h Vcrdnbt.tunf schtifllich, celefoni:l<.il lrt.w. über 
ihl<:(n) GruppenieHer (in) oder über "Vunncld.:r" 

dann in Sekundenschnelle. Kennst du das Ge- vertrerung der TA V. die Freistundenrege- 3.) Die TA V hätte ohnehin das großzügigste 
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Von 1993 bis 1994 wurde in der NA Tegel 
eine Textsammlung erstellt. Die gesammelten 
Kurzgeschichten \I.'Urden zu einem Paperback 
zusammengefaßt und dann "Tegelzeit~ ge­
nannt. Über das Buch wird von der Anstalts­
leitung gesagt, die Gefangenen hätten es an­
genommen. Aber das sagt man auch in bezug 
auf den ~langen Riegel" ... 

Der Fairneß halber habe ich das Buch von 
drei verschiedenen Leuten aus völlig unter­
schiedlichen Positionen im Vollzug in Au­
genschein nehmen lassen. Die Testpersonen 
bewerteten das Buch durchweg als gut. Da 
dieses Buch aber das Leben und Denken von 
Gefangenen dem Rest der Welt draußen ver­
ständlicher machen soll, würde ich emp­
fehlen. daß jeder für sieb das Buch rezen­
siert ... 

Am 19. April 1994 wurde das Buch hier in 
der Justizvollzugsanstalt der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Dies geschah durch eine Autoren­
lesung, zu welcher etwa 100 Leute von drau­
ßen und ca. 30 Gefangene geladen waren. 

Vor Beginn der Veranstaltung interviewte die 
Presse, die mehr als reichlich erschienen 
war, die Autoren. Das vollzog sich in einer 
eher zwanglosen Atmosphäre. Überhaupt 
machte die Veranstaltung, trotzder Anwesen­
heit des Herrn S. von der .,Abteilung für 
Zentrale Aufgaben", einen recht lockeren 
und ungezwungenen Eindruck. Nachdem alle 
Gäste im Raume waren, wurde sofort die Tür 
verspem und Herr Schmidt-Ficb begann mit 
der Eröffnungsrede. Er dozierte darüber, daß 
Tegel viele Gesiebter bat. Er sagte auch. in 
Tegel ist Zeit eine Krankheit. Liebenswert 
war das Musil-Zitat, in welchem er ausführte, 
daß nicht das Genie seiner Zeit um 100 Jahre 
voraus ist. sondern der Normalbürger der 
Zeit um 100 Jahre hinterherhinkt. Dieses 
Zitat bringt uns das Verhalten der Anstaltslei­
tung doch deutlich näher. Es handelt sich hier 
ganz einfach nur um Normalbürger. 

Nun übernahm Frau Janssen-KJoster das 
Won . Sie berichtete, daß dieses Projekt eine 
Premiere gewesen sei. Für sie war es nicht 
einfach. mit Gefangenen Texte zu erfassen 
und diese auch zu verlesen. Sie führte ferner 
aus. daß die Arbeit an diesem Projekt ihrer 
Meinung nach von Vertrauen geprägt ge­
wesen sei. Pür sie sei das Verfassen von Tex­
ten aber auch Teil der Bewältigung des Voll­
zuges. Dieses Projekt sei teilanstaltsübergrei­
fend gewesen, so versicherte sie uns. Sehr 
wichtig für sie wäre bei einem solchen Pro­
jekt die Bereitschaft, sich gegenseitig zu kriti­
sieren. Auch die Potos im Buch wären von 
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Tegelzeit 
Eine Buchvorstellung 

der Gruppe gemacht worden. llirer Meinung 
nach hänen viele Inhaftierte dieses Buch an­
genommen. 

Darauf folgte die Ansprache von Herrn Seim­
ben. einem Vollzugshelfer. der ebenfalls an 
dem Projekt beteiligt war. Er meinte, daß er 
als Begleiter und Lektor fungiert, aber auch 
Vorschläge gemacht hätte. Herr Schubert 
führte aus, daß der Titel "Tegelzeit~ von ihm 
kam. Die Gespräche, die anläßtich des Pro­
jektes geführt \I.'Ufden. hätten alle bewegt. Er 
sagte, daß gewisse Autoren nun nicht mehr 
im Tegeler Vollzug wären; zwei seien inzwi­
schen entlassen worden, zwei andere im offe­
nen Vollzug. Das Buch könne seiner Mei-

Jcirg Heger 

Frau 
Janssen-Kloster 
cloNA Tegel 
Seidelstr 39 

13507 Berlin 

Betr.: gestrige Veranstaltung zur "Tegelzeit" 

Sehr geehrte Frau Janssen-KJoster, 
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nung nach helfen, Übergänge zu vollziehen. 
Es sei aber auch gut zur Portbildung der 
Menschen draußen. Auf jeden Pali hätten 
sich alle zehn Beteiligten gegenseitig "geför­
dert"?!? ... Seiner Ansicht nach ist das Buch 
,.einfach schöne Literatur" ... 

Um 19.15 Uhr begann die eigentliche Auto­
renlesung. Hier verlasen drei Autoren Texte 
aus dem Buch und kommentierten Passagen, 
welche für die von draußen nicht so recht 
verständlich waren. Herr A. dokumentierte 
die Paßmannschaft in N As u. a. als "eheähn­
liches Verhältnis ''. Frau Janssen-KJoster griff 
hier den Vortragenden hilfreich umer die 
Arme .. . 

20.4. 1994 

als ich gestern gegen 18 I S Uhr an der Besuchereingang der NA Tegel eintraf; habe ich dort Hans­
Joachim Fromm gesprochen (Tch kenne ihn sehr gut aus gemeinsamen Haftjahren.) Er berichtete mir 
aufmeine Frage, warum er denn dort warte, daß er mit Ihnen verabredet habe, er solle sich bei den 
Bediensteten der Pforte melden, diese um telefonische Benachrichtigung bitten und dann abgeholt 
werde Er habe sofort nach seinem Eintreffen die Bediensteten entsprechend informiert und um ein 
Telefonat mit Ihnen bzw. dem Kultursaal gebeten, waneallerdings dort schon ca. 30 Minuten auf 
das Abholen. Bei ihm war ein alterer Herr, den ich fur seinen Vollzugshelfer gehalten habe. Beide 
standen am Durchgang zum Warteraum des Besuchereingangs. 

Nachdem ich abgefertigt war, bin ich direkt zum Kultursaal gegangen und habe dort - da ich Sie bis 
dahin nicht kannte- als erstes Herrn Blank und Frau Benne darober informiert, daß Herr Fromm am 
Besuchereingang stehe und darauf wane, abgeholt zu werden Sie sind daraufhin sofort in Aktion ge­
treten, aber offenbar ohne Erfolg 

Ruckblickend bedaure ich, Herrn Fromm nicht t.iber mein Vorhaben, sozusagen Bote in seinem Inter­
esse zu spielen, informiert zu haben 

Dieses Schreiben konnen Sie ganz nach Belieben verwenden 

Mit freundlichem Gruß 

( J Heger ) 
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Gegen 19.43 Uhr spielte die Hausband. Die 
Tegeler Hausband ist eine wirklich empfeh­
lenswerte Musikgruppe, bei der das Zuhören 
lohnt. Allerdings hört man viel zu selten und 
dann viel zuwenig von den Jungs . Die Band 
ist auch ein hausübergreifendes Projekt. Die 
Musik wurde allgemein begeistert aufgenom­
men. Nach den beiden Songs, die die Band 
spielen durfte, wurden noch einmal Texte 
vorgetragen. Hier war jedoch nach zwei lcur­
zen Texten Ende. Prau Janssen-Kloster gab 
noch diverse Interviews. 

Zwischenzeitlich konnten die Bastelarbeiten 
des Projektes begutachtet werden. Es han­
delte sich hier um aufgespannte Fotos, vor 
denen ein Gitterehen montiert war, so daß 
man das Gefühl hatte, aus einer Zelle in der 
JV A nach draußen zu schauen. Währenddes­
sen wurden an die Gäste etwa 100 Bücher 
aus der "vergriffenen" Auflage verteilt. Man 
traf sich am Tegel-Buffet, hier speziell Mine­
ralwasser und Büchsen-Cola, zu diversen Ge­
sprächen. Damit endete der offtzielle Teil. 

Im Zuge der Recherchen kam noch gewaltig 
Background an das Tageslicht. Gerne hätte 
man mit Prau Janssen-Kloster über die The­
matik gesprochen, jedoch hatte sie kein Inter­
esse an einem Interview. Auch ein zweites 
Gespräcbsersuchen, durch eine Gruppenleite­
rin überbracht, zeigte keine Resonanz. Ich 
übergebe also die Recherche-Ergebnisse so­
zusagen ungeflltert an die Leserschaft. 

Nach meinen Erkenntnissen ist das Buch in 
den Kreisen der hier Inhaftierten eher unbe­
kannt. Wie somit eine Akzeptanz durch die 
Gefangenen vorausgesetzt werden kann, ist 
mir also schleierhaft. Gegenüber einem betei­
ligten Setzer wurde seitens mehrerer Autoren 
von Zensureingriffen durch Frau Janssen­
Kloster berichtet. Es war von Textstreichun­
gen die Rede. Auf Nachfrage bei den Leuten, 
die das geäußert hatten, wollte keiner mehr 
dazu offiziell Stellung nehmen und die zuvor 
gemachten Angaben bestätigen, sie aber auch 
nicht dementieren. 

Ein Autor sprach von einem Maulkorb, und 
daß ihm die Vorbesprechungen wohl nicht so 
gut gefallen haben. Des weiteren war auffäl­
lig. daß zu der eigentlichen Lesung recht 
wenige Inhaftierte anwesend waren. Dies lag 
möglicherweise an dem Zustand, daß diverse 
Teilanstalten die Gefangenen im letzten Mo­
ment doch nicht zu der Veranstaltung ließen, 
obwohl sie das beantragt hatten. In der TA lll 
ist dies nachvollziehbar. Dort lag um 16 Uhr 
noch keine generelle Genehmigung für die 
Insassen. die zur Veranstaltung erscheinen 
wollten, von seiten der Teilanstaltsleitung 
vor, was letztlich durch Intervention des ver­
antwortlichen Lichtblick-Redakteurs bei der 
Sozialpädagogischen Abteilung geregelt wer­
den konnte. Zur Lesung zu kommen ist ins­
gesamt nur 10 bis 15 Gefangenen geglückt, 
davon allein vier aus der TA III. Es ist zu 
mutmaßen, daß das "Veranstaltungsverbot" 
lediglich für Haus m aufgehoben wurde. 

1m Vorfeld des Buches wurde in der TA Ill 
eine Art Dunstglocke darüber gehängt. Erst 
nach heftigem Quengeln gelang es einer 
Gruppenleiterin zu entlocken, daß ein Buch 
erschienen war. Ein Exemplar aber baue sie 
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auch nicht zur Verfügung. Irgendwie kam 
das Gefühl auf, das Werk solle den Gefange­
nen bewußt vorenthalten werden. Allerdings 
wurden schon im voraus Betreuer von Au­
ßengruppen, Vollzugshelfer und andere Per­
sönlichkeiten mit dem Buch beschert. Im 
übrigen ist die Auflage immer noch vergrif­
fen. Einer Biographie-Gruppe in der TA lll, 
die zehn Exemplare angefordert haue, sind 
noch keine ausgeliefert worden ... (s. a. Ru­
brik "Leserbriefe", S. 16). 

Während der Lesung waren noch andere 
merkwürdige Dinge zu erleben. Es begann 
damit, daß Herr Promm, einer der Mitauto­
ren, an der Pforte eine Stunde warten mußte. 
um abgeholt zu werden. (Hierzu liegt uns 
eine schriftliche Erklärung von Herrn Fromm 
vor- Anm. d. Red.). Seine Kollegen konnten 
allerdings alleine laufen. Er hatte zwar eine 
persönliche Einladung von Prau Janssen­
Kloster, aber es gab an der Pforte wohl Kom­
petenzgerangel. Nach einer Stunde vergebli­
eben Warte!19 gab Herr Fromm auf und ver­
ließ die JV A, ohne an der Lesung des Wer­
kes, an dem auch er maßgeblich beteiligt 
war, beizuwohnen. 
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Während der. Lesung ist aufflillig gewesen, 
daß sich diverse Autoren von dem Werk 
durch Schweigen distanzierten. Einer der 
Herren setzte sich sogar demonstrativ hinter 
die Reihe seiner Kollegen und war zu nichts 
mehr zu bewegen. Drei weitere Autoren wie­
derum zeigten kein Interesse daran, ihre eige­
nen Texte vorzutragen. Hierzu sei anzumer­
ken, daß Verweigerung im Vollzug eine der 
welligen halbwegs legitimen Möglichkeiten 
ist, die dem Inhaftierten bleiben. 

Ein Mitglied der Band bat den Redakteur, in 
seinem Artikel noch auf folgenden Sachver­
halt hinzuweisen. Die Band häue zur Eröff­
nung der Veranstaltung sehr gerne einen von 
ihr eingeübten Vortrag musikalischer Natur 
gemacht. Frau Janssen-Kloster jedoch soll sie 
daran gehindert haben. Die Band war dar­
über alles andere als begeistert ... Aber auch 
Prau Janssen-Kloster war während der Le­
sung und danach oicht gerade ein Vorführ­
stück für den Sinn und Inhalt der hier pra.kti­
zierten Arbeit mit Gefangenen. Für mich eine 
eher peinliche Inszenierung und weit weg von 
der Vorstellung eines Stückes "einfach schö­
ner Literatur". 

-kmm-
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Sepp-Herberger-Stiftung 
Am 21. April 1994 fand um 9.30 Uhr ein De­
monstrationsfußballspiel anläßtich der Über­
gabe von Schuhen und Bällen durch die 
Sepp-Herberger-stiftung statt. Diese Stiftung 
widmet sich der Betreuung von Fußballspie­
lern und Vereinen, die ihnen förderungswür­
dig erscheinen. Dieses Mal war als Überbrin­
ger Fritz Walter anwesend. Fritz Walter ist 
wohl jedem deutseben Fußball-Fan bekannt, 
führte er doch die deutsche Nationalelf 1954 
in Bern zur Weltmeisterschaft ... 

Beim Tegeler Fußball ist das Verhältnis zwi­
schen den Trainern und ihren Spielern kame­
radschaftlich. Die Trainer sind fachlich ver­
siert und besitzen auch einen Trainerschein, 
den sie ständig auffrischen. Die Mannschaft 
hingegen spielt nicht unbedingt auf Amateur­
niveau und wirklich schnell und rasant ... 

Eröffnet wurde das Demonstrationsspiel von 
einer Einleitungsrede unseres Anstaltsleiters, 
Herrn Lange-Lehngut. Er ließ durchblicken, 
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daß er Fußball als Transponeur sozialer 
Kompetenz siebt und frob ist über Mann­
schaftssport. Die Presse, die mehr als reich­
lieb vorhanden war, sollte seiner Meinung 
nach sportliche Kontakte nach draußen för­
dern. Er überreichte dann FritZ Walter auch 
das Buch _ Tegelzeitw . In der nun folgenden 
Ansprache dozierte ein Trainer über die Pro­
bleme des Fußballs in der NA Tegel. Hier 
halte icb es für wissenswert, daß gesagt 
wurde, daß der Fußball fmanzielle Mittel von 
DM 6000,- für den Zeitraum von zwei Jah­
ren hat. (Das Honorar des Herrn Fobbe für 
die Betreuung der "Zeitbrücke" betrug um 
DM 5000,- für fünf Wochenenden ... ) 

Anschließend unterhielt sich FritZ Walter mir 
den Spielern. Er hatte hier keine Berührungs­
ängste und erschien eher als ein Kollege als 
wie ein Altmeister ... Danach folgten ver­
schiedene Interviews mit FritZ Walter sowie 
mit einigen Spielern. Von den Spielern wurde 
mir zugetragen, sie hätten sich bei manchen 
Interviews in die Ecke abgeschoben gefühlt. 

Das Demonstrationsspiel war schnell, präzise 
und perfekt ausgeführt. Hier äußerte sich 
PritZ Walter anerkennend über die Technik 
der Spieler. Währenddessen nutzte der Spre­
cher der GIV die Chance für ein Interview 
mit einer Reporterin von RS 2. Er war recht 
realistisch und vertrat die Zustände in der 
NA ziemlich wirklichkeitsnah. Zwischenzeit­
lieb kam noch die Berliner Jusrizsenatorin, 
Dr. Pescbei-Gutzeit, auf einen Blick vorbei. 
Sie besah sieb kurz die Spieler und ver­
schwand zusammen mit der Leiterin der 
Soz.Päd., Prau Benne, sowie dem Vollzugs­
leiter, Herrn Scbmidt-Pich, den Ort des Ge­
schehens. Da auch Herr Lange-Lehngut ging. 
begann somit der angenehme Teil des Tages. 

Nun wurde nämlich zur allgemeinen Kaffee­
tafel geladen. In Anbetracht der hiesigen 
Haftkost eine wirklich gute Sache. lm Pavil­
lon der TA V angekommen, hielt Herr 
Schmidt-Pich eine erneute Ansprache an die 
Anwesenden. Dann durfte endlieb gefuttert 
werden. Weil an dem Tage die Sicherheit an­
scheinend Ausgang hatte, war die Stimmung 
an der Kaffeetafel eher gelöst, und jemand, 
der nicht Insider war, hätte auf Anhieb die 
Gefangenen nicht erkennen können. Mir ist 
hierzu noch ein SatZ aus der Kaffeetafei-Rede 
des Herrn Schmidt-Pich in Erinnerung: "In 
Tegel soll keiner hungern oder frieren." 
Getreu diesem Motto wurde die Tafel bis auf 
absolut nichts vertilgt. Die Fußballer führten 
Pacbgespräche. Kaffeemäßig betreut wurden 
wir diesmal von einer Beamtin aus der Kan­
tine, welche auch Verständnis dafür hatte, 
daß der Durst auf Bohnenkaffee bis zur letz­
ten Bohne reichte. 

Etwas ärgerlich war ich über den Satz des 
Trainers, daß nur "Pritz-Walter-Kenner~ aus­
gewählt wurden. Ein paar unserer sehr guten 
ausländischen Spieler bänen vielleicht etwas 
Multikulturelles in die Mannschaft gebracht. 
Aber auf jeden Pall war die Mannschaft auch 
nicht gerade aus Mustergefangenen zusam­
mengestellt gewesen. Hier zählte nur die 
spielerische Qualität. 

-kmm-
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Vorbereitung zum 
offenen Vollzug? 

In den Bereichen der Langstrafer wird gerne 
die Vorbereirung zum offenen Vollzug anvi­
siert. Dieses System ist irgendwas zwischen 
der Wohngruppe und dem eigentlichen Frei­
gang. Es bat siebtlieh keine sinnvolle Punk­
tion für den Gefangenen, wohl aber für die 
Justiz. Limitiert wird der Freigang auf maxi­
mal 15 Monate vor der Entlassung, so wird 
erreicht, daß jeder mal ein bißeben freigän­
gernkann ... 

Die Einweisung von Kurzstrafern in Freigän­
gerhäuser ist ohnehin schon ein Problem, 
denn Strafen von 30 bis 180 Tagen, welche 
im Freigang abgemacht werden. stellen so 
wohl kaum einen Resozialisierungseffekt dar. 
Zu beachten ist auch, daß den Kollegen, die 
bereits lange Strafen hinter sieb haben. es 
kaum gelingen wird, sich in 15 Monaten 
einen sozialen Background zu schaffen. Die 
Planung der Vorbereitung stellt also reine 
Makulatur dar und wird auch als solche ver­
wendet. Viele Kollegen haben relativ wenig 
Chancen, etwas dagegen zu unternehmen. 
Besonders bei den lebenslangen Freiheitsstra­
fen kann Renitenz dazu führen, daß sich der 
Gnadenakt deutlich verzögert. Aber auch die 
Sicherheitsverwahrten stehen vor ganz ähn­
lichen Problemen. 

Es sei hier ganz deutlich daran erinnert. daß 
man von der lebenslangen Freiheitsstrafe nur 
begoodigt aber niemals terminiert entlassen 
werden kann. Die bei bedingter Entlassung 
ausgesetzte Bewährung von fünf Jahren führt 
bei Verstoß nicht etwa zu zeitiger Freiheits­
strafe, sondern zu zeitiger Freiheitsstrafe we­
gen der Straftat und danach zu erneutem le­
benslang wegen des Bewährungswiderrufs ... 

In der Vorbereitung, respektive in den Häu­
sern, in denen offener Vollzug betrieben 
wird, ist die Situation recht bescheiden. Don 
wird nämlich recht wenig qualif12ierte Arbeit 
angeboten. Dadurch werden teilweise recht 
bocbqualiflZiene Gefangene als Hausarbeiter 
oder Wagenwäscher eingesetzt. Neben der 
minderen Qualifizierung ergibt sich hier auch 
das Problem der geringen Bezahlung dieser 
Arbeiten. Die Verlegung hat also auch eine 
mehr oder minder große fmanzielle Ver­
schlechterung zur Folge. Obwohl die Ur­
laubsregelung in diesen Anstalten meist bes­
ser ist. kann man das letztlich doch nicht nut­
zen, weil man geldlich nicht in der Lage ist, 
Ausgänge zu finanzieren ... 

In der letzten Zeit wurden nun Kollegen in 
den ~halboffenen" Vollzug verlegt. Es han­
delte sich hier um hochqualiftZiertes Personal 
aus der Druckerei. Versuche der Betriebslei­
tung, diese Leute per Sonderregelung in der 
NA Tegel weiterhin zu besc.bäftigen. schlu­
gen am Veto der Anstaltsleitung fehl. Die 
Anstaltsleitung meint, wer im halboffenen 
Vollzug ist, bat hier nichts mehr zu suchen. 
Daß das zu Lasten der Produktivität in der 
Druckerei geben wird, scheint völlig egal ... 
Es ist andererseits bekannt, daß Auszubil­
dende aus dem halboffenen Vollzug weiterhin 
in der NA Tegel zur Berufsschule gehen 
können, und es soll sogar welche geben. die 
das tun ... 

Die Urlaubsproblematik in der NA Tegel ist 
nach wie vor problematisch. Seit dem Arti­
kel, in dem ich aus Unwissenheit behauptet 
habe, die Urlauber würden Drogen einbrin-
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gen, haben sich die Kontrollen bei der Rück­
kehr der Urlauber massiv verschärft, nackt 
ausziehen ist wohl wieäer häufiger angesagt. 
(Trotzdem sind die Drogen nicht weniger ge­
worden!!!) Geldbeträge werden an der Pforte 
abgenommen und über die Hauskammer des 
betreffenden Hauses der Zahlstelle zugeleitet. 
Man bat also das Geld, daß man wieder 
mitbringt, nicht sofort am nächsten Tag zur 
Verfügung, sondern erst drei bis vier Tage 
später. Deshalb haben Urlauber einen erhöh­
ten Pinanzbedarf. 

Alleine für das Erlangen von Ausgängen oder 
Urlauben kann man in Tegel ein paar Jahre 
ansetzen. Begründungen für Sonderausgänge 
zu fmden und zu realisieren erfordert schon 
einige Kunstfertigkeit. Vor jeder Zulassung 
zu Urlaub oder Ausgang hat aber immer häu­
figer der Psychologe das letzte Wort, denn 
die Anstalt, respektive die Gruppenleiter 
scheuen sich allgemein davor , die Verantwor­
rung zu tragen. 
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,;Wir kommen raus, 
und zwar heute noch!" 
Die .,Dog Pood 5" waren sich dessen sicher, 
als sie am 4. Juni 1994 in der NA Tegel auf­
traten. Von 13 Uhr bis 15 Uhr gaben sie 
durchgehend ohne Pause ihre Musik zum 
besten. 

Verwundert ist manch einer gewesen. als er 
die Gruppe sah, war doch auf dem Aushang 
auf der Station ein Zeirungsartikel. in wel­
chem stand, daß die Dog Pood 5 als die 
schwerste Rockband gilt, die existiert. Zu­
sammen sollten sie 582 kg auf die Waage 
bringen, und der Eintrag ins Guinness-Buch 
der Rekorde wäre gesichert. Daraufhin ange­
sprochen. meinte Dirk, der Sänger der 
Gruppe, daß dies ein Witz der Zeitung sei. 
Die genaue Anzahl der Kilos ist mir unbe­
kannt, aber ich schätze, daß es nicht mehr als 
300 Kilo waren, die oben auf der Bühne 
standen und sogar Musik auf Wunsch 
spielten. 

Die Musik traf bei vielen Leuten den Ge­
schmack. denn wie ich beobachten konnte, 
war bei fast jedem im Takt der Musik irgend­
was in Bewegung. und auch mein Bein 
konnte nicht stillhalten. Selbst ein Beamter 
war begeistert: "Mir hat sie gefallen, aller­
dings war es etwas zu laut. So etwas kann 
irreparable Schäden hinterlassen." Ich stimme 
dem zu, aber ich könnte so einige Dinge 
aufzählen, welche irreparable Schäden die 
Haft hervorruft, aber das ist hier nicht das 
Thema. 

Für die Gruppe war es das erste Mal. daß sie 
im Gefängnis auftraten, aber, so wurde be­
tont, es sollte nicht das letzte Mal sein, denn 
das Publikum. was der Gruppe zujubelte und 
applaudierte. hat ihnen gefallen. Ein Unter­
schied fiel Dirk zum Publikum auf: Es waren 
fast nur Männer anwesend (leider), und es 
gab keine Gelegenheit, an einem Thresen 
etwas Alkohol zu trinken. Daran merkt man, 
daß man sich im Knast befmdet. Genauso wie 
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sich die Band wunderte, daß sie alles, was sie 
in den Taschen hatte, selbst Magen-Gel für 
den Sänger. an der Pforte in einen Schrank 
schließen mußten. 

Eine Zugabe zum Schluß gab es trotz Nach­
fragen des Leaders beim zuständigen Beam­
ten nicht. Es bleibt aber die Hoffnung. daß 
die Band auf jeden Fall wiederkommen will. 

Für die Zukunft, wenn wieder solch eine 
Veranstaltung sein soll, wäre es angebracht, 
wenn die Sozialpädagogische Abteilung in 
Haus IIl jeder Station ein Informationsblatt 
fürs schwarze Breu austeilen würde und nicht 
nur, aus welchen Gründen auch immer. 
Station A 4 und B 4. Nur so kann ich es ver­
stehen, daß der Kultursaal nicht ganz ausge­
füllt war, denn wer geht schon von A 1 auf 
A 4, um zu schauen, was dort auf dem Brett 
steht, wo sie doch auf ihrer Station auch so 
ein Brett haben. Eine Vorankündigung durch 
den Lichtblick ist ebenso möglich, denn der 
Tertnin, hier zu spielen, so wurde mir von 
der Band versichert, stand schon seit einem 
halben Jahr fest. Allerdings muß dann besser 
benachrichtigt werden von bevorstehenden 
Veranstaltungen im KultursaaJ. 

Stefan Berndt 

"Legaler Genuß'' 
Kodein: Im Opium vorkommendes Alkaloid. 
wirkt dämpfend auf das Hustenzentrum. 
Kodein ist aber auch in Schmerzmitteln und/ 
oder vor allem in denen, welche der Zahnarzt 
verschreibt ... Hier kann der Liebtblick der 
Teilanstaltsleiterin V. Frau Pfahls, mit Wis­
sen abhelfen. Jemand, der z . B. "Dolomo-N" 
genommen hat, wird logiseberweise eine po­
sitive UK abgeben. Er hat doch auch vom 
Zahnarzt verordnetes synthetisches Morphin 
genommen. In jedem Fall empfiehlt es sich 
für Schmerzpatienten, genau auf die Ta­
bletten zu achten, die sie bekommen. Und es 
empfiehlt sieb auch, immer eine Bescheini­
gung über den "legalen" Genuß von Kodein­
produkten bei sich zu haben. 
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Aufgrund des Genusses von "Dolomo" ist 
nach uns vorliegenden Informationen nämlich 
ein Gefangener von der TA V nach Haus III 
zurückverlegt worden. Doch auch bei "THC" 
wissen wir eine Lösung. Wir empfehlen hier 
das Rezept der Frau H., ehemalige GLin in 
der TA III: Durch den Besuch einer Sauna 
kann sich THC aus dem Fettgewebe gelöst 
und so das THC in die UK eingebracht 

haben. - Anstalt der Sauna sollte auch 
Schwitzen bei der Arbeit reichen. Wer so 
billig an einen .,THC-Genuß" gekommen ist, 
sollte sich melden. Es würden Zeiten an­
brechen. wo sich Arbeit echt lohnt .. . 

Jedenfalls ist der zurückgekommene Kollege 
geradeheraus und ein kritischer Denker. Er 
stand bereits auf der Liste zum Stationsspre­
cher und galt als gewählt. Ein echter Zu­
wachs für die TA III. 
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Fliegende Fische 
Der Aquariengruppe in der Teilanstalt V ist 
die Aufzucht von fliegenden Piseben gelun­
gen. Ursprünglich als DiskusfiSche geboren, 
müssen es doch fliegende Pisehe gewesen 
sein. Die Tiere verschwanden über Nacht aus 
dem verschlossenen Gruppenraum ... Da zu 
der Zeit nur Beamte im Besitz des Schlüssels 
waren, werden die Tiere wohl das Fliegen er­
lernt haben ... 

Die Aufzucht der Tiere gilt als relativ schwie­
rig. Die Jungfische sind nicht ganz billig und 
werden um etwa DM 30,- gehandelt. 

Mein Verdacht ist. daß die Pisehe direkt zum 
Keller der Sozialpädagogischen Abteilung ge­
flogen sind. Dieser Ausflug wäre für Pisehe 
ganz besonders lohnend. Dort lagern nämlich 
Aquarienbecken, Umwälzpumpen sowie Put­
termittel und Medikamente, welche der 
Aquariengruppe vorenthalten werden. Viel­
leicht bringen die Pisehe bei ihrer Rückkehr 
ein bißeben etwas davon mit ... 

-kmm-



32 'der Iichtblick' -Mai/Juni 1994 

Berliner Abgeordnetenhaus 
Landespressedienst 

Kleine Anfrage Nr. 5160 des Abgeordneten Albert Eckert (Bünd· 
Dis 90/Grüoe [AL]/UFV) vom 8.3.1994 über "Umweltschutz in 
Berliner Gefängnissen (3/Energie)": 

1. Weshalb gibt es in der Justizvollzugsanstalt (NA) Tegel grundsätz­
lich für alle Hafträume nur 75-W·Birnen, obgleich viele Passungen 
nur auf 40 W ausgelegt und 7 5 W oft nicht erforderlich sind? 

2. Sind in Bereichen. wo künstliches Dauerlicht noLwendilz ist. Ener-
giesparlampen (7/14 W) eingeführt worden? -

3. Wurde die verbreitete Praxis der stationsweisen Heißwasserberci­
rung mir einem ständig betriebenen 5-Liter-Boiler unter ökologi­
seben Gesichtspunkten einmal gegenüber den Alternativen Tauch­
sieder. Schnellkocher und Kaffeemaschine mitlsolierkanne geprüft? 

4. Wie werden die Berliner StrafVollzugsanstalten beheizt, können sieb 
die Anlagen an ökologischen Standards messen lassen? 

5. lsL die Raumheizung (besonders die Heizung der Zellen) tatsächlich 
in vielen Anstaltsbereichen individuell nur durch Öffnen der Fen­
ster regulierbar? ln welchen Anstaltsbereichen gibt es Thermostat­
ventile. und wann werden sie überall eingebaut? 

Antwon des Senats vom 23.3.1994 (eingegangen beim Abgeordneten­
baus am 29.3.1994): 

Zu 1.: ln den Altbaubereichen der Justizvollzugsanstalt Tegel - aber 
auch in denen der übrigen alten Anstalten - sind die Hafträume mit 
einfachen, wandhängenden Lampen ausgestattet. Diese Lampen wer­
den grundsätzlich mit 75-W-Giühlampen ausgestattet, weil das Bun­
desgesundheitsamt in einer gurachterliehen Stellungnahme aus dem 
Jahre 1977 festgestellt bat. daß die Bcleuchrung in den untersuchten 
Zellen bei einer Aussranung mit 40-W-Glühlampen nicht den durch 
die Sebaufgaben (Z. B. Lesen und Schreiben am Tisch) gestellten An· 
forderungen entspricht. Demgegenüber wurden 75-W-Glühlampen als 
ausreichend angesehen. 

Alle Lampenfassungen sind entsprechend ausgelegt. 

Zu 2.: Nicht alle Bereiche in Berliner Vollzugsanstalten, in denen 
künstliches Dauerlicht nötig ist. sind lückenlos mit Energiesparlampen 
ausgerüstet. Ein einfaches Austauschen der verwendeten Leuchtmiuel 
kommt nicht in Frage, weil für den Einsatz von Energiesparlampen in 
der Regel eine technische Umrüsrung der vorhandenen Beleuchtungs­
körper oder gar deren kampteuer Austausch vorgenommen werden 
muß. Dies kann bei der Vielzahl der vorhandenen Beleuchrungskörper 
nur sukzessive erfolgen, weil die erforderlichen Finanzmittel weder 
bei der Justizverwaltung noch bei der fachlich zuständigen Bauverwal­
tung in ausreichendem Maße vorbanden sind. 

Zu 3.: Die Prüfung der in dieser Frage angesprochenen Praxis der 
Heißwasserbereitung unter ökologischen Gesichtspunkten ist nicht 
möglich, weil eine vergleichende Verbrauchsmessung bei den in Rede 
stehenden Geräten mangels entsprechender Zählereinriebrungen nicht 
erfolgen kann. Im übrigen kommt die Ausgabe von Tauchsiedern. 
Schnellkochern und Kaffeemaschinen an die einzelnen Gefangenen 
zum Gebrauch in ihren Hafträumen aus Sicherheitsgründen nicht in 
Betracht, da durch mögliche unsachgemäße Handhabung dieser Elek-

trogeräte eine nicht unerhebliche Brandgefahr entstehen könnte. Dar­
über hinaus geben die einzelnen Steckdosen in den Hafträumen in der 
Regel nur eine Leisrung von 250-300 W. so daß ein Betrieb dieser 
Geräte schon dadurch ausscheidet. 

Zu 4.: Die Beheizung der Berliner Vollzugsanstalten erfolgt derzeit 
wie folgt: 

- durch Fernwärme bei der Justizvollzugsanstalt Moabit. der Jugend­
arrestanstalt Berlin und dem Haus m der Justizvollzugsanstalt Plöt­
zensee 

- durch Erdgas bei der Justizvollzugsanstalt Tegel und dem Haus IV 
der Justizvollzugsanstalt Plötzensee; die Justizvollzugsanstalt Düppel 
wird zur Zeit noch mit Stadtgas beheizt 

- durch Heizöl EL bei der Justizvollzugsanstalt Plötzensee, die die 
Jugendstrafanstalt Berlin und die Justizvollzugsanstalt für Frauen 
Berlin mitbeheizt. und bei der Justizvollzugsanstalt Hakenfelde 

- durch Koks bei dem Haus U der Justizvollzugsanstalt Düppel zu­
sammen mit dem benachbarten Amtsgericht Schöneberg rt: für diesen 
Staudon wird aber gegenwänig der Einbau einer Gasfeuerungsanlage 
vorbereitet. 

Sämtliche Feuerungsanlagen entsprechen dem ökologiseben Standard. 
Die Wahl der eingesetzten Brennstoffe entspricht dem, was zum Zeit­
punkt der Errichtung der Anlagen am jeweiligen Standort am Y.'irt­
schaftlicbsten verfügbar war. 

Zu 5.: Die Heizkörper in den Hafträumen der Altanstalten sind nicht 
individuell regulierbar; die Absperrventile befmden sich auf den Zu­
leitungsrohren im Flur. In den neuen Haftanstalten und oeueren Teil­
anstalten sind die Heizkörper in den Hafträumen zum Teil mit Hand­
regulierventilen und zum Teil mit Thermostarventilen ausgestattet; teil­
weise sind sie jedoch fest eingestellt und durch Häftlinge nicht ver­
stellbar. Auch die Verwalrungs- und Werkstattbereiche sind bisher 
nicht lückenlos mit Thermostarventilen ausgestattet. 

Eine flächendeckende Ausstatrung der Vollzugsanstalten mit Tbermo­
srarvenrilen ist nicht absehbar. Entweder müßten in den alten Anstalten 
alle in Frage kommenden Heizkörper. dem heurigen Standard entspre­
chend, unter das Zellenfenster verlegt und mit einem Thermostarventil 
ausgerüstet werden. oder es müßte in die Vorlaufleirung der vorhande­
nen alten Heizkörper nachträglich ein Thermostarventil eingebaut wer­
den. Bei beiden Alternativen befänden sich dann die Ventile und Füh­
ler im ständigen Zugriffsbereich der Häftlinge und wären vielfältigsten 
Manipulationen ausgesetzt, so daß eine einwandfreie Funktion der 
Ventile auf Dauer wohl nicht gewährleistet wäre. Dies bat z. B. die 
Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin veranlaßt, den sukzessiven Ein­
bau von Thermostarventilen in den Hafträumen einzustellen, weil 
diese ständig zerstört wurden. 

Insgesamt wären annähernd 2200 Heizkörper in Hafträumen wie vor­
stehend beschrieben umzurüsten, was zu einem Kosten·. Umbau- und 
Organisationsaufwand führen würde. der zumindest derzeit nicht dar­
stellbar ist. 

Prof. Dr. Jutta Limbach 
Senatorin für Justiz 
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Kleine Anfrage Nr. 5084 der Abge<>rdneten Karin Dörre (POS) 
vom 19.1.1994 über "Männer in Haftanstalten": 

I . Wie viele Märmer sind zur Zeit in Berlin inhaftiert (bitte nach 
Staatsangehörigkeit aufschlüsseln)? 

a) Wie viele von denen sind Märmer zwischen 14-21 Jahren? 

b) Wie viele von denen sind Männer zwischen 21-60 Jahren? 

c) Wie viele von denen sind Männer über 60 Jahren? 

2. ln welchen Haftanstalten sind wie viele Männer inhaftiert (bitte 

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung: 

Andere gegen die Person gerichtete Straftaten 
(außer im Straßenverkehr): 

Diebstahl und Unterschlagung: 

Raub. Erpressung. räuberischer Angriff auf Kraftfahrer: 

Andere Vennögensdelilcte: 

Gemeingefährliche Straftaten (außer im Straßenverkehr): 
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103 Fälle 

455 Fälle 

1196 Fälle 

134 Fälle 

365 Fälle 

173 Fälle 

nach Staatsangehörigkeit aufschlüsseln)? Straftaten im Straßenverkehr: 560 Fälle 

3. Wie viele der inhaftierten Mäoner (biue naeb Staatsangehörigkeit Straftaten nacb anderen Bundes- und Landesgesmen: 433 Fälle 
aufschlüsseln) sind verurteilt zu einer Haftstrafe 

a) unter 2 Jahren. 

b) zwischen 2-5 Jahren, 

c) zwischen 5-15 Jahren, 

d) zu lebenslänglicher Haft? 

4. Wie viele von den inhaftierten Männem (bitte nach Staatsangehörig­
keit aufschlüsseln) sind 

a) im offenen Vollzug. 

b) im Drogcnvollzug, 

c) in Sichcrhcitsvcrwahrung, 

d) verbüßen eine Ersarzfreiheitsstrafe? 

5. Wie viele Freiheitsstrafen bei der Verurteilung von Männem wer­
den zur Bewährung ausgesetZt (bitte nach Deliktgruppen und Staats­
angehörigkeit aufschlüsseln)? 

Ant\\Ort des Senats vom 23.3.1994 (eingegangen beim Abgeordneten­
haus am 30.3.1994): 

Zu I. und 2.: ln Berlin werden freiheitsemziehende Maßnahmen ge­
gen männliche Jugendliebe, Heranwachsende sowie erwachsene Män­
ner in der Jugendstrafanstalt Berlin, Justizvollzugsanstalt Moabit. Ju­
stizvollzugsanstalt Tegel, Justizvollzugsanstalt Plötzensee, Justizvoll­
zugsanstalt Düppel und Justizvollzugsanstalt Hakenfelde vollzogen. 

Zur Zeit befinden sich 3922 männliche lnbartierte in diesen Anstalten 
ZUZÜglich 39 Gefangener aus anderen Geschäftsbereichen, die sich 
dort nur vorübergehend aufhalten (Überstellungen u. ä.). Nicht mit­
gereebnet sind jugendliche und heranwachsende Männer, die Jugend­
arrest in der Jugendarrestanstalt verbüßen. 

Die derzeitige Aufschlüsselung der männlichen Inhaftierten nach Alter 
und Staatsangehörigkeit bitten wir der Anlage 1 zu entnehmen. 

Zu 3.: Die An7.ahl der Männerinden Justizvollzugsanstalten des Lan­
des Berlin. aufgeschlüsselt nach Staatsangehörigkeit und Dauer der 
Haftstrafen. bitten wir der AnJage 2 zu entnehmen. 

Zu 4 .. Die An7.ahl der Männer in den Justizvollzugsanstalten des Lan­
des Berlin. aufgeschlüsselt nach Staa{Saogehörigl<eit, offenen Vollzug, 
Drogcnbereichen, Sicherungsverwahrung und Ersatzfreibeitsstrafe, 
binen wir der Anlage 3 zu entnehmen. 

Zu 5.: Aus der - bislang allerdings noch nicht veröffentlichten und da­
mit vorläufigen - Verurteiltenstatistik für das Jahr t 992 ergibt sieb. 
daß bei 5410 gegen Mäoner verhängten Freiheitsstrafen in 351 0 Fäl­
len die Vollstreckung der Strafe zur Bewährung ausgesetzt worden ist. 

Folgende Delikte lagen diesen Verurteilungen zugrunde: 

Eine weitergehende Aufschlüsselung unter Berücksichtigung der 
Staatsangehörigkeit der Verurteilten ist nicht möglich. da diese stati­
stisch nicht erfaßt wird. 

Prof. Dr. Jurta Limbach 
Senatorin für Justiz 

Mündliche Anfrage Nr. 15 des Abgeordneten Ulrich F. Kr üger 
(CDU) über "Situation am Standort 'Haus Kieferngrund'": 

l. Wie wird zur Zeit das .,Haus Kiefcmgrund~ durch die Senatsver­
waltung für Justiz genutzt'! 

2. Welcher Kreis junger Menschen wird in welcher Zahl nach wel­
chen Kriterien des Jugendgerichtsgesetzes zur Zeit dort umcrge­
bracht? 

Antwort des Senats vom 21.4.1994 (eingegangen beim Abgeortlneten­
haus am 25.4.1994): 

Zu I. und 2 .: Zum 1. April 1994 hat die bisher in Trägerschaft des 
Bezirks Wilmersdorf betriebene Jugendhilfeeinrichtung ~Haus Kic­
ferngrund" ihren Betrieb eingestellt. Das G.elände wurde zu diesem 
Zeitpuol<t an die Senatsverwaltung für Justiz übergeben; die Übertra­
gung in das Fachvennögen der Senatsverwallung für Justiz ist bean­
tragt. Ocrzeit sind dort keine Inhaftierten umergebracht. 

Nach der Beschlußlage des Abgeordnetenhauses von Berlin soiJ künf­
tig an diesem Standort eine Untersuchungshaftanstalt für junge Gefan­
gene mit besonderer pädagogischer Ausnehrung errichtet werden. Da 
sieb die vorgefundene Altbausubstanz für diese Einrichtung nicht 
eignet, wird dort nach Durchführung dringend notwendiger Renovie­
rungsmaßnahmen in kürze die Jugendarrestanstalt untergebracht wer­
den. Damit kann das mittlerweile auch in dieser Einrichtung aufgetre­
tene Problem fehleoder Haftplätze befriedigend gelöst werden. 

BeZÜglich der Einzelheiten des für den Standon ~Haus Kiefemgrund .. 
entwickelten Gesamtkonzeptes erlauben wir uns, auf den dem Haupt­
ausschuß und dem Rechtsausschuß des Abgeordnetenhauses von Ber­
lin zum 30. April 1994 zuzuleitenden Bericht des Senates zu ver­
weisen. 

Dr. Lore Maria Pesehel-Gutzeit 
Straftaten gegen d. Staat. die öffentl. Ordnung u. im Amt: 91 Fälle Senatorin für Justiz 
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Art. 2 Abs. 2 GG, §57 StGB (Voraussetzungen der Srrafrestaus­
setzung) 

a) Nach einhelliger Auffassung dürfen die Schwere der Schuld, 
eine Sühoe und Gesichtspunkte der Generalprävention SO\\-ie 
der Verteidigung der Rechtsordnung nicht dazu führen, die 
Aussetzung des Strafrestes nach § 57 StGB zu verweigern. 

b) Entscheidungen, welche die Gefährlichkeit des Verurteilten un­
mittelbar aus seiner erheblichen Schuld folgern und sich aUge­
mein auf die besondere Art der Straftaten stützen, deretwegen 
er verurteilt worden ist, sind mit § 57 Abs. l StGB unvereinbar 
und verletzeil ihn dementsprechend in seinem Grundrecht aus 
Art. 2 Abs. 2 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip. 
(Leitsätze der Schriftleitung) 

BVerfG (2. Kammer des 2. Senats), Beschluß vom 14.6.1993 - 2 BvR 
157/93 -

Gründe: 

Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Frage. ob es mit Art. 2 Abs. 2 
GG vereinbar ist, die Aussetzung des letzten Slrafdrittels nach § 57 
Abs. I StGB aus Gründeo der erheblichen Schuld des Verurteilten 
oder der besonderen Geflihrliehkeit des von ihm begangenen Delikts 
im a llgemeinen zu versagen. 

l. 

Der Beschwerdeführer v.'Urde durch Urteil vom 10. Juli 1989 wegen 
Einfuhr von Betäubungsmitteln und Handeltreibens mit Betäubungs­
mitteln jeweils in nicht geringer Menge zu einer Freiheitsstrafe von 
sechs Jahren verurteilt. Zwei Drittel der Strafe waren am 7. Dezember 
!992 verbüßt. Die Justizvollzugsanstalt hat die Strafaussetzung nach 
§57 Abs. 1 StGB befürwortet. Die Pührung des Beschwerdeführers in 
der Hafi sei in keiner Weise zu beanstanden gewesen. Der Beschwer­
deführer habe Strafeindruck gezeigt. Die Staatsanwaltschaft hat sich 
gegen die bedingte Entlassung ausgesprochen. fn der Anhörung vor 
der Strafvollstreckungskammer bat der Beschwerdeführer vorgetra­
gen. er wolle in sein Heimatland Nigeria zurückkehren und dort ein 
neues Leben anfangen. Er werde als Parmer arbeiten. 

Gegen den Beschwerdeführer Hegt eine bestandskräftige vollziehbare 
und unbefristete Ausweisungsverfügung vor. 

Die Strafvollstreckungskammer hat die Aussetzung des Strafrestes ab­
gelehnt. Tragfähige soziale oder wirrschaftliebe Bindungen des Be­
schwerdeführers in der Bundesrepublik bestünden nicht. Inwieweit 
dies in Nigeria der Pali sei, könne von hier aus nicht beurteilt werden. 
Allein ein fleißiges und gewissenhaftes Verhalten im Vollzug könne 
eine günstige Sozialprognose nicht rechtfertigen. Die Schwere der 
vom Verurteilten ausgebenden Gefahren weiterer erheblicher Drogen­
straftaten spreche unter Berücksichtigung des legitimen Sicherungsbe­
dürfnisses der rechtstreuen Bevölkerung bei der vorzunehmenden Ge­
samtwürdigung aller Umstände gegen eine Strafaussetzung zur Be­
währung. 
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tiAFT~ECHT 
Das Oberlandesgericht hat die Beschwerde als unbegründet verwor­
fen. Der Verurteilte habe Heroin in nicht geringer Menge in die Bun­
desrepublik Deutschland eingeführt und dadurch eine erhebliebe 
Schuld auf sich geladen. Die Gefahrlichkeit dieser Tat und die Not­
wendigkeit einer nachdrücklichen Bekämpfung von Drogeneinfuhren 
überwögen die aus dem günstigen Verhalten des Beschwerdeführers 
in den festgelegten Binduogen der Justizvollzugsanstalt zu ziehenden 
Schlußfolgerungen. Auch wenn im Ausland günstige soziale Bedin­
gungen für den Beschwerdeführer bestünden. würde solches die be­
dingte Entlassung gerade eines Täters dieser Deliktgruppe nicht recht­
fertigen. Mit Recht habe die Strafvollstreckungskammer darauf abge­
stellt, daß die allgemein anerkannte Gefährlichkeit und der hohe so­
ziale Schaden der Rauschgiftkriminalität es erforderten, von der Mög­
lichkeit, die StrafverbüBungen im Inland abzukürzen, nur zurückhal­
Lend Gebrauch zu machen. Gerade weil in diesem Sektor der Krimina­
lität ein großer Teil der Straftäter ausländischen Staaten angehöre, sei 
es notwendig, die Präventivwirkung von Freiheitsstrafen nicht nur an 
der Verhängung, sondern auch an ihrer VerbüBung auszurichten. Der 
Umstand, daß der Beschwerdeführer einem anderen Kulturkreis ange­
höre und der deucschen Sprache nicht mächtig sei, er somit die Haft­
zeit als einschneidender empfinde als deutschsprachige Täter. sei aus 
diesem Grunde nicht geeignet, das berechtigte Schurzbedürfnis der 
Bevölkerung zurückzustellen. 

n. 

Die Verfassungsbeschwerde rügt im wesentlichen einen Verstoß ge­
gen Art. 2 Abs. 2 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip, 
weil die angegriffenen Beschlüsse dem Gesetz zuwider besondere De­
liktsgruppen gebildet und alleine aus dieser Tatsache heraus die Straf­
aussetZUng verwehrt hätten. Für die Entscheidung nach § 57 Abs. 1 
StGB komme es nur auf die individuelle Kriminalprognose an. Ge­
sichtspunkte der Generalprävention dürften nicht berüclcsicbtigt 
werden. 

m. 
Die Verfassungsbeschwerde wurde dem Bayerischen Staatsministe­
rium der Justiz und dem Generalbundesanwalt zugestellt. 

Der Generalbundesanwalt hat darauf hingewiesen, daß generalpräven­
tive Überlegungen im Zusammenhang mit der Aussetzung nach § 57 
Abs. 1 StGB die Grenze der den Gerichten zustehenden Auslegung 
überschritten, soweit sie sich trorz günstiger Prognose als Sperre der 
Reststrafenaussetzung auswirkten. Die Erwägungen des Oberlandes­
gerichts in der angegriffenen Entscheidung könnten bei isolierter Be­
trachtung einzelner Passagen deshalb als nicht unbedenklich angese­
hen werden. Das Oberlandesgericht beziehe sich jedoch auf den land­
gerichtlichen Beschluß, der eine günstige Kriminalprognose des Be­
schwerdeführers im Hinblick auf die fehlenden tragfahigcn sozialen 
und wirtschaftlieben Bindungen in der Bundesrepublik sowie seine un­
geklärten Verhältnisse in Nigeria ablehne. und verweise lediglich in 
diesem Zusammenhang auf die vom Verurteilten ausgehenden Gefah­
ren weiterer erheblieber Drogenstraftaten. Bei sinngerechtem Ver­
ständnis dürften die Ausführungen des Oberlandesgerichts über die 
Wirkung von Freiheitsstrafen und deren VerbüBung sowie über das 
berechtigte Schurzbedürfnis der rechtstreuen Bevölkerung noch als 
spezialpräventive Überlegungen zu begreifen sein. 

Mit im wesentlichen gleichen Gedanl<:en hat das Bayerische Staats­
ministerium der Justiz ebenfalls die Verfassungsbeschwerde für unbe­
gründet erachtet. 

IV. 

Die Verfassungsbeschwerde ist offensichtlieb begründet (§ 93 b Abs. 
2 Satz 1 BVerfGG). Die angegriffenen Beschlüsse verleuen den Be­
scbwerdefiihrer in seinem Grundrecht aus An. 2 Abs. 2 GG in Ver­
bindung mit dem Recbtsstaatsprinzip. 
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Das Bundesverfassungsgericb~ prüft gerichtliche Entscheidungen nur 
in einem eingescbränlcten Umfange nach. Ibm obliegt keine umfas­
sende Kont(olle daraufhin, ob die Gerichtsentscheidungen das jewei­
Lige Fachrecht ,.richtig" im Sinne einer größtmöglichen Gewähr der 
Gerechtigkeit anwenden. Das Bundesverfassungsgericht greift viel­
mehr nur ein, wenn die Gerichte übersehen, daß ihre Entscheidung 
Grundrechte berührt, oder wenn sie die Bedeurung und die Tragweile 
von Grundrechten nicht hinreichend berücksichtigen oder wenn sie 
sonst aus sachtremden und damit objektiv willkürlichen Gründen ent­
scheiden (vgl. BVerfGE 18, 85 [92 f.]). 

Diesem Maßstab werden die angegriffenen Beschlüsse nicht gerecht. 
Die von ihnen vorgenommene Auslegung des § 57 Abs. 1 StGB ist 
mit Wortlaut, Entstehungsgeschichte, bisheriger einhelliger Anwen­
dung der Vorschrift in Rechtsprechung und Literarur und mit dem Ziel 
der Vorschrift unvereinbar und verkennt die Tragweite des Grund­
rechts aus Art. 2 Abs. 2 GG. 

Nach § 57 Abs. 1 StGB beendet das Gericht den in der Strafvollstrek­
kung Liegenden Eingriff in das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 GG, in­
dem es die Vollstreckung des Restes einer zeitigen Freiheitsstrafe aus­
setzt, wenn der Verurteilte einwilligt, zwei Drittel der Strafe verbüßt 
sind und verantwortet werden kann zu erproben, ob der Verurteilte 
außerhalb des Strafvollzuges keine Straftaten mehr begeben wird. Die 
Aussetzung des Strafrestes ist ein wichtiger Teil der auf soziale 
Anpassung gerichteten Gesamtbehandlung des Verurteilten (erster 
schriftlicher Bericht des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform. 
V/4094, S. 13). Die sog. Erprobungsformel ist vom Gesetzgeber 
allein an spezialpräventiven Gesichtspunkten ausgerichtet (ebenda). 
Sie verzichtet auf das Merkmal der Schuld, das in§ 79 Abs. 1 Satz 2 
des Entwurfes 1962 noch enthalten war (vgl. BTDrucks. IV/650 
S. 22) und siebt auch keine dem § 56 Abs. 3 StGB entsprechende 
Regelung vor (vgl. auch OLG Hamm, NJW 1970, S. 2124; Stree in: 
Schönke/Schröder. StGB, 24. Auf!. §57 Rdn. 1). Deshalb besteht 
Einigkeit darüber, daß die Schwere der Schuld, eine Sühne und Ge­
sichtspunlcte der Generalprävention sowie die Verteidigung der 
Rechtsordnung nicht dazu führen dürfen, die Strafaussetzung zur 
Bewährung nach§ 57 StGB zu verweigern (OLG Hamm, StV 1988, 
S. 348; LK-Ruß, StGB. 10. Auf! .. §57 Rdn. 12; Stree, a. a. 0., Rdn. 
14 f.; Lackner, StGB, §57 Rdn. 8, 19; SK-Horn, StGB, §57 Rdn. 
11; Sonnen, JA 1986, S. 457 [458]; Frisch, ZStW 102. S. 707 [721 
f.]; Wetterich/Hamann, Strafvollstreckung, 4. Aufl. 1989, Rdn. 865; 
Schmidt, MDR 1977, S. 901 ; Terhorst, MDR 1973, S. 627). 

Das Landgericht und das Oberlandesgericht sind entscheidend über 
dieses zutreffende Verständnis von § 57 Abs. 1 StGB hinausgegangen. 
Die angegriffenen Beschlüsse folgern die Gefährlichkeit des Be­
schwerdeführers unmittelbar aus seiner erbeblichen Schuld. Sie beto­
nen die besondere Gefahrlichkeit der Deliktsgruppe und sprechen in­
soweit von einer allgemeinen GefahrliehkeiL Das Oberlandesgericht 
hat ferner die Präventivwirkung von Freiheitsstrafen nicht in dem für 
die Entscheidung nach § 57 Abs. 1 StGB allein entscheidenden Ge­
sichtspunkt der Prävention des je einzelnen Verurteilten, sondern in 
aUgemeiner Hinsiebt hervorgehoben. Dabei hat es auf die entspre­
chende Wirkung auf andere Straftäter, bei denen es sich zu einem gro­
ßen Teil um ausländische Straftäter handele. verwiesen. 

Bei dieser Häufung von schuldbezogenen und generalpräventiven Ar· 
gumenten können die angegriffenen Beschlüsse nicht mehr so verstan­
den werden, daß die Strafaussetzung deshalb versagt worden sei, weil 
gerade bei dem Beschwerdeführer bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigten, er werde wieder Straftaten begeben. Die in den Be­
schlüssen zutage tretende Auffassung über die Gründe, aus denen die 
Reststrafenaussetzung nach § 57 Abs. 1 StGB verwehrt werden kann, 
verletzen damit das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 GG. 

Die Kostenentscheidung folgt aus§ 34 a Abs. 2 BVerfGG. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

Entnommen aus Zeitschrüt für Strafvollzug und Straffälligenhilfe, 
43. Jahrgang, Heft 2, Seite 114, April 1994 

§§ 7, 109, 116, 121 Abs. 2 Satz 2 StVollzG (Zulässigkeit der Rechts­
beschwerde, Vollzugsplan, prozessuale Überholung und Wegfall der 
Beschwer) 
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1. a) Die Begründung des Antrags auf gerichtliche Entscheidung 
muß eine aus sich heraus verständliche Darstellung dessen 
enthalten, was der AntragsteUer von der Vollzugsbehörde 
begehrt oder ihr gegenüber beanstandet. Diese Darstellung 
muß erkennen lassen, inwiefern sich der Antragsteller durch 
die gerügte Maßnahme oder die Ablehnung oder Unterlas­
sung ihrer Vornahme in seinen Rechten verletzt fühlt. Der 
Sachvortrag muß so binreichend substantüert sein, daß der 
Sachverhalt auch ohne Zuhilfenahme weiterer Erklärungen 
und Unterlagen erkennbar ist. 

b) Die Anforderungen an den Antrag s.ind bei einem in Straf­
vollzugssacben nicht unerfahrenen AntragsteUer höher anzu­
setzen als bei einem unerfahrenen Antragsteller. 

2. a) Kann aufgrund einer Verlegung der an sie~ bestehende An­
spruch auf Erstellung eines Vollzugsplans nicht mehr gegen 
die abgebende Anstalt, sondern gegebenenfalls nur noch ge­
gen die aufnehme~~e Anstalt geltend gemacht werden, so ist 
eine "prozessuale Uberholung" der an sich zulässigen Rechts­
beschwerde eingetreten. 

b) Für das Beschwerdeverfahren der StPO, deren Bestimmun­
gen nach § 116 Abs. 4 StVollzG entsprechend anzuwe.nden 
sind, ist anerkannt, daß eine Beschwerde durch den erst 
nach Rechtsmitteleinlegung eingetretenen Wegfall der Be­
schwer nicht zulässig wird, sondern "prozessual überholt" 
ist. Dies bedeutet, daß die Rechtsbeschwerde hinsichtlieb des 
fehlenden Vollzugsplans nachträglich gegenstandslos gewor­
den ist und somit für erledigt zu erklären war. 

OLG Celle, Beschluß vom 4.1.1991 - 1 Ws 241/90 (StrVollz)-

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Strafrällig!lnhilfe, 
43. Jahrgang, Heft 2, Seite 115, April 1994 

§§ 17 Abs. 3, 46 StVollzG (Voraussetzungen von Sicberheitsmaßnah­
men, des Verlustes des Taschengeldanspruchs) 

1. Vorbeugende Maßnahmen, wie die Einschränkungen nach § 17 
Abs. 3 StVollzG- die sich gegen das Einbringen, den Besitz und 
Gebrauch von Drogen richten -, sind schon dann zulässig, 
wenn in bezug auf Gefangene, die insoweit als gefährdet be­
kannt sind, ein nicht offenbar abwegiger Verdacht entsteht. Sie 
setzen kein Verschulden dieser Gefangenen voraus. 

2. Der Verlust des Anspruchs auf Taschengeld setzt nach § 46 
StVollzG voraus, daß das Verschulden des Gefangenen an der 
Maßnahme, die seine Arbeitslosigkeit begründet hat, feststeht. 
Darüber binaus ist erforderlich, daß die Arbeitslosigkeit des 
Gefangenen tatsächlich auf der verschuldeten Ordnungsgefähr­
dung - und der sich darauf stützenden Anordnung nach § 17 
Abs. 3 StVollzG - und nicht auf anderen Gründen (z. 8 . 
Arbeitsunfähigkeit) beruht. Ist eine solche - etwa nach § 17 
Abs. 3 StVollzG getroffene - Maßnahme, welche die Arbeits­
losigkeit des Gefangenen zur Folge hat, auf einen bloßen Ver­
dacht, nicht aber auf ein nachweisbares Verschulden des Gefan­
genen zurückzuführen, bleibt der Anspruch auf Taschengeld 
bestehen. 

3. Konnte ein Gefangener das Taschengeld, das ihm für frühere 
Monate zustand, aus Gründen, welche die Vollzugsbehörde zu 
vertreten hat, nicht zeitgerecht ausgeben, wäre eine Anrech­
nung des nicht verbrauchten Taschengeldes auf das im nächsten 
Monat auszuzahlende Taschengeld offensichtlich unbillig. 

Pfalziscbes OLG Zweibrücken. Beschluß vom 3.9.1993 - 1 Ws 
375/93; 379/93 (Vollz)-

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Strafralligenhilfe, 
43. Jahrgang. Heft 2. Seite 116. April 1994 
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§§ 27 Abs. 4, 83 Abs. 1 StVoUzG (Erlaubnis zur Übergabe von Ge­
genständen beim Besuch durch ehrenamtliche Betreuer) 

a) Gegenstände von Besuchern dürfen nur mit Zustimmung des 
Anstaltsl.eiters in die Anstalt eingebracht werden. Ob und inwie­
weit er die Zustimmung von bestimmten Voraussetzungen ab­
hängig macht, unterliegt seinem Ermessen, dessen Ausübung 
durch das Willkürverbot begrenzt wird. 

b) Der Anstaltsleiter braucht seine Zustimmung nur dann zu ertei­
len, wenn er die Gegenstände, die eingebracht werden, auch un­
tersuchen kann, und zwar oberflächlich ohne großen Kontroll­
aufwand. 

c) Dies gilt auch für Gegenstände, die von ehrenamtlichen Betreu­
ern eingebracht werden. 

OLG Hamm. Beschluß vom 12.10.1993- 1 Vollz ~s) 214/93-

Gr ünde: 

Der Antragsteller befindet sich in der Justizvollzugsanstalt W. im 
Vollzuge der Maßregel der Sicherungsvenvahrung. ln seinem Haft­
raum hält der Antragsteller einen Graupapagei, welchen er artentspre­
chend zu fünern wünscht. Um dem Vogel zeitweilig Frischtuner in 
Form von Erbsenschoten und Petersilie verabreichen zu können. 
stellte er am 9.5.1993 beim Anstaltsleiter den Antrag um Annahme 
und Aushändigung von ,.ein wenig Petersilie und fünf Erbsen in der 
Schote'·. die seine ehrenamtliche Betreuerin, Frau A., am 14. Mai 
1993 bei einem Besuch in der Anstalt mitbringen werde. Diesen An­
trag lehnte der Anstaltsleiter am 18.5.1993 ab. Der Anstaltsleiter sah 
fiir den Fall der Genehmigung die Anstaltsordnung gefährdet und wies 
darauf hin, daß Besucher grundsätzlich keine ungenchmigren Gegen­
stände in die Anstalt einbringen dürften, was auch für ehrenamtliebe 
Betreuer gelte. Durch das Einbringen von Gegenständen entstehe ein 
erheblicher organisatorischer Aufwand für die Anstalt, da die einge-­
brachten Gegenstände sowohl kontrolliert werden als auch weiterge· 
reicht werden müßten; werde dem Wunsch des Antragstellers entspro­
chen . sehe man sich alsbald mit einer VieLzahl gleichgelagerter An­
träge konfrontiert, die zu einem nicht zu bewältigenden organisatori­
schen Mehraufwand der Kontrolle führen würden. Eine Ausbändigung 
von Gegenständen, die durch ehrenamtliche Betreuer in die Anstalt 
eingebracht werden. komme nur in begründeten Ausnahmefällen in 
Frage. Einen solchen Ausnahmefall vermochte der Anstaltsleiter ange­
sichts der Beschaffung von zusätzlichem Putter für den Papagei des 
Betroffenen nicht zu erkennen. 

Den gegen diese Entscheidung gerichteten Widerspruch des Betroffe-­
nen wies der Präsident des Justizvollzugsamts Westfalen-Lippe mit 
Bescheid vom 16.6.1993 als unbegründet zurück. Oie Entscheidung 
des Anstaltsleiters lasse weder Rechtsfehler noch fehlerhaften Ermes­
sensgebrauch erkennen. Die Argumentation des Anstaltsleiters sei ins­
besondere unter Berücksichtigung der Anstaltsordnung nicht zu bean­
standen. Rechtsgrundlage der Entscheidung vom 18.5.1993 sei § 27 
Abs. 4 Satz 1 SrVoUzG. wonach Gegenstände beim Besuch nur mit 
Brlaubnis übergeben werden dürften. Diese Erlaubnis habe der An­
staltsleiter mit zutreffenden Erwägungen verweigert. 

Auf den vom Betroffenen gestellten Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung vom 1. 7.1993 hat die Strafvollstreckungskammer die Anstaltslei­
terentscheidung vom 18.5.1993 und den hierzu ergangenen Wider­
spruchsbescheid des Präsidenten des Justizvollzugsamts Westfalen­
Lippe vom 16.6.1993 aufgehoben und den Anstaltsleiter verpflichtet, 
den Betroffenen unter Beachrung der Rechtsauffassung der Kammer 
neu zu bescheiden. Oie Strafvollstreckungskammer siebt den unbe­
stimmten Rechtsbegriff der Anstaltsordnung durch den Antragsgegner 
im Einzelfall unzutreffend ausgefüllt. Eine Störung der Anstaltsord­
nung sei erst dann zu bejahen, wenn ein zumindest spürbarer Eingriff 
in Strukturen eines geordneten vollzugliehen Lebens erfolge, welcher 
nicht völlig unerheblich sein dürfe. Durch die Übergabe von fünf Erb­
senseboten und etwas Petersilie könne eine derartige Auswirkung auf 
das anstaltliehe Leben nicht eintreten. Wenn die ehrenamtliche Be­
treuerin des Betroffenen bei einem Besuch fünf ErbsensehOLen und 
etwas Petersilie übergeben würde, hätten Bedienstete des Antragsgeg­
ners die Erbsenseboten möglicherweise zu öffnen und die Petersilie zu 
besichtigen. Bei dieser Gelegenheit wäre leicht festzustellen, ob in den 
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Erbsenschoten verborgene Gegenstände versteckt wären. Diese Kon­
trolle könnte angesichts der Argumentation des Antragsgegners sogar 
vernachlässigt werden, weil von seiner Seite aus die ehrenamtliche 
Betreuerio unlauterer Handlungen nicht für fähig erachtet wird. lm 
Anschluß an die beschriebenen Kontrolltätigkeiten wären die Erbsen­
schoten samt Petersilie über die hierzu bestimmten Dienste des An­
staltsleiters an den Antragsteller weiterzuleiten. Inwieweit hier ein er­
heblicher organisatorischer Aufwand zu leisten wäre. der über die 
normale Tätigkeit von Bediensteten im Strafvollzug hinausgehen 
würde, wäre im Rahmen einer Neubescheidung des Antragstellers 
näher zu begründen. 

Hiergegen richtet sich die rechtzeitig und in zulässiger Weise einge­
legte Rechtsbeschwerde des Leiters der Justizvollzugsanstalt W .. mit 
der er. mit näherer Ausführung, die Verletzung sachlichen Rechts 
rügt. Er ist der Auffassung, die Strafvollstreckungskammer verkenne 
mit ihrer Argumentation die Reichweite des Gleichbehandlungsgrund­
satzes im Rahmen von Ennessensentscheidungen. Entgegen der Auf­
fassung der Strafvollstreckungskammer seien mit dem vorliegenden 
Pali vergleichbare Fälle nicht nur dann gegeben. wenn ehrenhafte Be­
treuungspersonen Anstaltsinsassen mit Papageien Erbsenseboten und 
Petersilie mitbringen wollten. Vergleichbar seien vielmehr auch alle 
anderen Fälle, in denen Betreuungspersonen Insassen Kleinigkeiten 
mitzubringen gedächten. Eine sachgemäße Differenzierung zwischen 
solchen Betreuern, die als ehrenhaft gelten können, und solchen, bei 
denen diese Voraussetzung nicht gegeben sei. sei dem Antragsgegner 
nicht möglich. Für ihn könne es nur darauf ankommen, daß bei den 
Betreuungspersonen keine Erkenntnisse vorlägen. die den Verdacht 
aufkommen ließen, daß diese unerlaubte Gegenstände einbringen 
würden. Ebensowenig möglich sei dem Antragsgegner eine sachge­
mäße Differenzierung zwischen dem in Rede stehenden Frischtuner 
und anderen Gegenständen, die als kleine Aufmerksamkeit mitge­
bracht werden sollen. 

Die besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen der Rechtsbeschwerde 
nach § 116 Abs. 1 StVollzG sind gegeben, da es geboten ist. die 
Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung zu ermöglichen. 

Oie Rechtsbeschwerde ist auch begründet. Der Senat teilt die vom An­
staltsleiter angestellten Erwägungen. Die Ausführungen der Strafvoll­
streckungskammer halten letztlich einer rechtlichen Überprüfung nicht 
stand. 

Gemäß§§ 27 Abs. 4 Satz I. 83 Abs. 1 Satz I StVollzG dürfen Gegen­
stände von Besuchern nur mit Zustimmung des Anstaltsleiters in die 
Anstalt eingebracht und von den Gefangenen entgegengenommen wer­
den. Bei Anstalten mit hohem Sicherheitsgrad, in die die Justizvoll­
zugsanstalt W. zweifellos einzuordnen ist. ist die Einzelzustimmung 
erfordertich und auch nötig. Auf diese Anstaltsart nehmen die Vor­
schriften der§§ 27. 83 StVollzG vor allem Rücksicht. um den Miß­
brauch der persönlichen Habe aus Sicherheitsgründeo auszuschließen. 
Die Anstalt muß sich hier die volle Kenntnis des persönlichen Besitzes 
eines jeden Gefangenen sichern können (vgl. Bundestagsdrucksache 
7/918. 77). Ob und inwieweit der Anstaltsleiter die Abgabe der Zu­
stimmung von bestimmten Voraussetzungen abhängig macht. unter­
liegt seinem weiten Ermessensspielraum. der seine Grenze in der Ab­
lehnung der Zustimmung aus Willkür fände. Der Anstaltsleiter braucht 
seine Zustimmung nur dann zu erteilen, wenn er die Gegenstände, die 
eingebracht werden, auch untersuchen kann, und zwar oberflächlich 
ohne große Mühe und Kootrollaufwand. Das mag bei einem Petersi­
lieostengel noch möglich sein. aber schon nicht mehr bei einem Bund 
dieses Gemüses und erst recht nicht bei geschlossenen Erbsenschoten. 
deren lobalt manipuliert sein kann. Die Strafvollstreckungskammer 
verkennt. daß auch bei differenzierter Betrachtungsweise für jeden 
von einem Besucher eingebrachten Gegenstand eine Untersuchung fäl­
lig ist, die kurz. aber auch langwierig sein kann. Dies führt an den 
Besuchstagen zwangsläufig zur Beeinträchtigung auch der wartenden 
Besucher und ggf. auch zur Verkürzung oder gar Verhinderung des 
Besuches selbst. Wenn der Anstaltsleiter deshalb grundsätzlich gem. 
§§ 27, 83 StVollzG das Verbringen von ansonsten eingehend zu prü­
fenden Gegenständen in die Anstalt nicht gestattet. so beruht dies auf 
dem Sachzwang der ansonsten fällig werdenden langwierigen Kon­
trolle. die von zahlreichen Beamten geführt werden müßte. Dies gilt 
auch für von der ehrenamtlichen Betreuerio A. eingebrachte Gegen­
stände. Es besteht kein hinreichender. in Sonderheit anderen ehren-
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amtlieben Betreuern zu venninelnder Grund, gerade jene von jeg­
licher Kontrolle auszunehmen. 

Die Verweigerung der Zustimmung durch den Anstaltsleiter ist nach 
allem aus den von diesem angeführten Erwägungen ermessensfebler­
frei. 1n diesem Zusammenhang ist noch darauf hinzuweisen, daß der 
Antragsteller doch offenbar nicht in der Lage ist. seinen Papagei art­
gerecht zu füttern, ohne daß es gerade der begehrten Mitbringsel 
bedarf. 

Der angefochtene Beschluß mußte deshalb aufgehoben werden, soweit 
durch ihn nicht der Geschäftswert von DM 100,- festgesetzt worden 
ist. 

Da die Sache spruchreif ist, konnte der Senat gern. § 119 Abs. 4 Satz 
2 StVoUzG den Antrag auf gerichtliche Entscheidung zurückweisen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 121 Abs. 2 Satz 1 StVollzG. 

Da der Senat abschließend entscheiden konnte, ist der Antrag des An­
staltsleiters, den Vollzug der angefochtenen Entscheidung auszuset­
zen, gegenstandslos. 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe, 
43. Jahrgang, Heft 2, Seite 118. April1994 

§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 Sätze 1 und 2 Nr. 4 BtMG 
(i. d. f'. bis 21.9.1992) (Verfassungsmäßigkeit der Strafvorschriften 
gegen Handel mit Cannabisprodukten in nicht geringer Menge) 

Die Strafvorschriften gegen das Handeltreiben mit Cannabispro­
dukten in nicht geringen Mengen sind mit dem Grundgesetz ver­
einbar . 

BVerfG (2. Senat), Beschluß vom 22.12.1993 - 2 BvR 2031 /92-

Aus den Gründen : 

... Der Senat ist aufgrund eingehender Beratung der Frage, ob und ge­
gebenenfalls inwieweit die Strafbarkeit des u.nerlaubten Umgangs mit 
Cannabisprodukten gegen das Grundgesetz verstößt, zu der Auffas­
sung gelangt. daß die Strafvorschriften gegen das Handeltreiben mit 
Cannabisprodukten in nicht geringen Mengen, auf denen die angegrif­
fenen Entscheidungen beruhen. mit dem Grundgesetz vereinbar sind. 
Auf der Grundlage des von den Strafgerichten im Ausgangsverfahren 
ohne Verfassungsverstoß festgestellten Sachverhalts läßt auch die Aus­
legung und Anwendung der Strafvorschriften weder in bezug auf den 
Schuldspruch noch auf die Festsetzung der Strafhöbe eine Verletzung 
von Grundrechten des Beschwerdeführers erkennen .... 

Amnerkung: Mit der Entscheidung weist der Senat einen Antrag auf 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung zurück. Der Antragsteller ist we­
gen fortgesetzten unerlaubten Handeltreibens mit Haschisch in nicht 
geringer Menge rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren 
und sechs Monaten verurteilt worden. Er ist der Auffassung, die Be­
strafung des unerlaubten Handeltreibens mit Cannabisprodukten ver­
stoße gegen Artikel 2 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 3 Abs. 1 des Grund­
gesetzes. Aus diesen Gründen sei auch die Strafvollstreckung aus dem 
rechtskräftigen Urteil durch die beantragte einstweilige Anordnung bis 
zur Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde für unzulässig zu 
erklären. 

Der Senat bat diesen Antrag als offensichtlich unbegründet zurückge­
wiesen. Damit dürfte auch eine Vorentscheidung für das seit 1992 an­
hängige Priifungsverfahren nach Artikel 100 Abs. 1 Grundgesetz ge­
fallen sein. Damals hatte eine Lübecker Strafkammer, die die Straf­
vorschriften des Betäubungsmittelgesetzes ebenfalls für verfassungs­
widrig hält, ein Strafverfahren ausgesetzt und den Fa11 dem Bundes­
verfassungsgericht vorgelegt. Die Lübecker Richter sind der Auffas­
sung, daß es gegen den Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 GG ver­
stoße, wenn man Handel und Konsum mit bzw. von Alkohol straflos 
Jasse. den von Cannabisprodukten aber bestrafe. Außerdem sei ein 
"Recht auf Rausch·' durch Artikel 2 Abs . 1 GG geschützt. Wenn es 
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auch in dem Lübecker Fall nur um eine geringe Menge, nämlich um 
1,12 Gramm Haschisch ging, das eine Frau ihrem in U-Haft sitzenden 
Ehemann ins Gefangnis geschmuggelt hatte, so spricht doch viel da­
für. daß die spezifisch verfassungsrechtlichen Aspekte weitgehend 
identisch sind. 

Harald Preusker 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe, 
43. Jahrgang, Heft 2 . Seite 119, April1994 

§§ 101 Abs. 1, 178 StVollzG, § 119 Abs. 3 StPO (Keine Pflicht zur 
Abgabe von Urin durch einen Untersuchungsgefangenen) 

Die Verweigerung der Abgabe von Urin durch einen Untersu­
chungsgefangenen rechtfertigt nicht die Verhängung einer Diszi­
plinarmaßnahme. Eine Rechtsgrundlage für eine solche aktive 
Mitwirkung ergibt sich weder aus § 119 Abs. 3 StPO noch aus 
§§ 101 Abs. 1, 178 StVollzG. Dies giltjedenfalls so lange, als keine 
konkreten Hinweise auf eine erhebliche gesundheitliche Gefähr­
dung des Untersuchungsgefangenen vorliegen. 

OLG Saarbrücken, Beschluß vom 5.2.1992- 1 Ws 10/92-

Gründe: 

1. Die verhängte Disziplinarmaßnahme kann nur teilweise, nämlich in­
soweit sie sich darauf bezieht, daß der Beschwerdeführer versucht 
hat, zwei Briefe unter fremden Namen abzusenden, Bestand haben. 
Der Entzug der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen ein­
schließlieb des Sports für die Dauer eines Monats erscheint als Reak­
tion bierauf angemessen und ausreichend. 

2. Hingegen rechtfertigt die Verweigerung der Abgabe von Urin die 
Verhängung einer Disziplinarmaßnahme nicht. Disziplinarwidrig kann 
nur ein Unterlassen einer Handlung sein, zu deren Vornahme der Un­
tersuchungsgefangene rechtlieb verpflichtet ist. Für die Verpflichtung 
zur Abgabe einer Urinprobe fehlt es hier an einer Rechtsgrundlage: 

a) Eine solche läßt sich aus § 119 111 StPO schon deswegen nicht ent­
nehmen, weil auch für den Untersuchungsgefangenen der aUgemeine 
Grundsatz gilt, wie er beispielsweise in § 81 a StPO seinen Nieder­
schlag gefunden bat, wonach niemand verpflichtet werden kann, aktiv 
an einer Maßnahme mitzuwirken, deren Ergebnis ihn möglicherweise 
belastet (vgl. dazu BGHSt 34, 39, 45 f.). 

b) Die Anordnung kann aucb nicht auf§§ 101 I, 178 StVollzG ge­
stützt werden. Danach sind medizinische Zwangsmaßnahmen bei 
schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit des Gefangenen zulässig. 
Es mag offen bleiben, ob die Bestimmung des § 101 StVollzG, wie 
das Oberlandesgericht Koblenz, NStZ 1989, 551 , 552 meint, über­
haupt - insoweit über § 81 a StPO hinausgehend - die Möglichkeit er­
öffnet, eine aktive Mitwirkung zu erzwingen. Die Vorschrift ist vorlie­
gend schon deswegen nicht anwendbar, weil es sich hier nicht um eine 
medizinische Maßnahme auf dem Gebiet der Gesundheitsvorsorge 
handelte. Sie wird zur medizinischen Untersuchung nicht schon da­
durch, daß sie nach ärztlichen Regeln und Methoden vorgenommen 
wird. Im übrigen mag es Konstellationen geben, in denen eine Kon­
trolle des Urins eines Untersuchungsgefangenen zum Nachweis eines 
Betäubungsmittelgenusses im Sinne von § 101 StVollzG medizinisch 
indiziert ist. Dies mag dann der Fall sein. wenn. wofür hier keine An­
haltspunkte gegeben sind, konkrete Hinweise auf eine erbebliebe ge­
sundheitliche Gefahrdung des Untersuchungsgefangenen vorliegen. Io 
Ermangelung konkreter Hinweise auf eine gesundheitliche Gefahr­
dung stellt sich die Anordnung der Urinkontrolle als eine allgemeine, 
an Gesichtspunkten von Sicherheit und Ordnung orientierte Maß­
nahme zur Kontrolle des Drogenkonsums und -umlaufs in der Voll­
zugsanstalt dar, die nicht auf § 101 StVollzG gestütZt werden kann 
(anders wohl Oberlandesgericht Koblenz a. a. 0., S. 551). 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe, 
43. Jahrgang. Heft 2 , Seite 121, April 1994 
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Die Justiz geht zur Sache 

Immer wenn etwas in der Tegeler Szene 
passiert. geht man bei der Justiz "zur Sache··. 
Man layoutet ein !deines Faltblau gleichen 
Namens und verbreitet seinen Kenntnisstand 
oder das was man glaubt zu wissen. ein 
Bericht sozusagen als Bericht zur Lage der 
Nation. Leider ist der Nachdruck. auch der 
Nachdruck von AusZÜgen. nur mit Erlaubnis 
möglich. Wir können von daher die "Köst­
lichkeiten~ nur sinngemäß wiedergeben. 
Doch eignet sich das Material durchaus dazu, 
eine gute Satire zu machen. Wer sich für die 
Originaltexte interessiert. sollte sich ein 
Exemplar des Faltblattes verschaffen. 

Es heißt in dem Vorwort etwa sinngemäß. 
Frau Prof. Dr. Limbach verließe uns mit Weh­
mut aber auch mit Freude. Sie hätte immer­
bin neue AVs b.interlassen und auch die Straf­
vollzugsreform vorangetrieben . . . Prau Dr. 
Lore Maria Pesehel-GUtzeit wurde in Kennt­
nis gesetzt. daß sie im Berliner Vollzug über 
loyale und engagierte Mitarbeiter verfügt. die 
ihr bei der Lösung der gemeinsamen Aufga­
ben behilflich sein werden. Man fragt sich 
nur, wo die Mitarbeiter sind, oder ob viel­
leicht ein anderes Berlin gemeint ist? Es exi­
stieren ja diverse Städte mit diesem Namen 
(z. B. USA). 

Ein wesentlicher Aspekt für die Justiz ist ein 
übergeordnetes .. Differenzierungsmcrk.mal", 
nämlich das des BLM-Konsums, welches 
durch die Einweisungskommission geortet 
wird und dazu dienen soll zu bestimmen. in 
welchen TeiJbereicb der Betreffende einge­
wiesen wird. Der Einweisungskommission 
wird allerdings Freiraum gelassen, sieb zu 
irren. denn man hat erkannt, daß eine lücken­
lose Trennung mcht verwirldicht werden 
kann. zumal auch in den drogenarmen Berei­
chen die Arbeits- und Haftplätze rucht ausrei­
chen würden. Die Anstalt häue die Erfahrung 
gemacht, daß abstinente Gefangene haupt­
sächlich in der Freizeit probieren und von da­
her die Arbeit weruger ein Problem darstellt. 
Angesichts von mehreren Millionen Gewinn 
1993 durch Gefangenenarbeit immerbio ein 
weiser Eotschluß. 

Nun besteht aber wieder die Notwendigkeit 
rür ein differenziertes Behandlungsangebot 
für die zwischenzeitlich in ihrer Freizeit von 
Drogen verseuchten Inhaftierten. Hier ist das 

Ei des Kolumbus in einer räumlich getrennten 
Unterbringung der verseWedenen Gefange­
nengruppen gefunden worden. Damit nicht so 
viel gedealt wird - es wird angenommen, daß 
die Dealer viel Zeh brauchen -. wurde der 
konsequente Verschluß eingeführt. Man 
nennt das bei uns den "langen Riegel" ... Für 
die armen Schäfchen. die in den drogen­
anncn Bereichen ihre Freizeit falsch genutzt 
haben, wurden Schutzräume geschaffen. in 
die sie verbracht werden können, nachdem 
ihr Versagen offensichtlieb wurde. Obwohl 
dazu die Stationen A 4 der TA I und auch die 
B I der TA IU genutzt werden. war dies rucht 
geplant. Gedacht Werfür sind die Vorsehalt­
steUe der TA I sowie die legendäre lll E. 
jetzt r E genannt. Dort kann dann nichts pas­
sieren. weil die Kollegen nur in beschäfti­
gungstherapeutischen Maßnahmen im Hause 
aktiv werden, die Räumlichkeiten nicht mehr 
verlassen und mit den bösen Kollegen. 
welche nicht die Freizeit zum Konsumieren 
nutzen. sondern entgegen den Erfahrungen 
der Anstalt den Arbeitsplatz zum Konsumie­
ren oder andere Örtlichkeiten zum Handeln 
benutzen. dann auch nicht in Berührung 
kommen. Nun bleibt nur noch die Frage. 
warum so viele KaUegen die I E wegen einer 
positiven UK verlassen? Da die Frage in .,zur 
Sache" rucht gestellt wurde. wird hier auch 
nicht nach einer Antwort gesucht. 

Die Anstalt sieht eine weitere Lösung des 
Drogenproblems im massiven Einsatz von 
Vollzugshelfern. .. Freizeitmoderatorenu so­
wie Gruppentrainern, jedoch wird der Einsatz 
werug bringen außer Kosten natürlich, und 
genau die sollen damit realisiert werden. Man 
war durch die Mittelsperrung etwas behindert 
und bat vorsorglich maJ am Futter und an den 
Materialien für die Arbeitsbetriebe gespart. 
Allerdings wird man bei neuerlicher Freigabe 
die Mittel für neue Gruppen opfern. Es fragt 
sich nur. wie die Gefangenen das annehmen 
werden. ansonsten karikiert sich die Sache 
zur ABM-Maßnahme für besagte Freizeitmo­
deratoren ... 

Generell sieht die Anstalt die Strukturreform 
als gelungen an und weitgehend umgesetzt. 
Vor allem deshalb. weil die Gefangenen 
schon jetzt nach den definierten Kriterien 
uotergebracbt sind. Man reali.siert allerdings 

noch ein paar KJcinigkeiten. die verbesse­
rungsfarug sind ... 

Was sich für un.~ wie eine wirklich gelungene 
satirische EinJage darstellt. meinen die Leute 
offensichtlich ernst Weil wir beim Lichtblick 
aber immer geneigt sind. eine Lösung für ein 
Problem anzuzeigen, bevor wir das Problem 
diskutieren. bauen wir schon eine Lösung 
parat. 

Die Justiz hat nämlich einen Denkfehler 
gemacht. Sie hätte damals Honcck:er nicht 
nach Chile schicken sollen. sondern direkt in 
die Anstaltsleitung. Die Zustände in dem 
Land. was er regierte und in der hiesigen 
JV A ähneln sich so stark, daß die AbscWe­
bung eine Verschenkung von wertvollem Er­
fahrungsschatz gewesen ist. 

Auch hier wird an der Mauer geschossen. 
Mit der Reisefreiheil (Urlaub, Ausgang) ist es 
sehr schlecht bestellt. oder man braucht 
schon gewaltig Beziehungen dafür. Auch 
haben Regimekritiker, vor allem in der TA 
Ill, ein Leben. das man mit einem Gulag ver­
gleichen könnte. Daß über ein hervorragen­
des Netz von informellen Mitarbeitern ver­
fügt wird. ist allen ldar. Auch ein Pendanr für 
das Ministerium für Staatssicherheit ließe sich 
finden. ,.Republikflüchtlingeu werden Wer 
besonders grob bestraft. Ebenso ist es er­
sichtlich. daß die Regierung keine Ahnung 
davon hat, was denn so im Volke los ist. Die 
Einkaufsstrukturen sind ganz ähnlich geJa­
gert. Man bekommt nicht alles für sein Geld 
und auch nur einmal im Monat. Die Gleich­
schaltung der Löhne und Gehälter und rucht 
die Prämierung der Leistung ist uns allen 
wohlbekannt .. . 

Alles in allem häue der Genosse Honecker 
sich Wer bestens bewährt, denn er hane mit 
Abstand die längste Erfahrung. wie man ein 
solches System beherrscht. Doch bat er die 
Erfahrung machen müssen. daß ein solches 
System nicht funktioniert. Leider ist der Ge­
nosse zwischenzeitlich verstorben. und so bat 
uruer Vorschlag wenig Sinn. Allerdings war 
dies alles auch satirisch gemeint. wenn wir 
uns auch wirklich strikt an die Wahrheit ge­
halten haben. Denn wir sind laut Statut dazu 
verpflichtet. andere hingegen nicht . .. 

-kmm-
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Peter Perdinand Koch 

DDR contra BRD 

Mit Kochs umfassenden Rechereben wird 
eine Bilanz geliefert, die jeden politisch inter­
essierten Zeitgenossen erschrecken läßt. 
Einer Reibe zur Wahl anstehender bundes­
deutscher Politiker wird sie auch das Fürch­
ten lehren. 

Anband von geheimen Unterlagen ist es dem 
Autor gelungen, das Einsatzgebiet des Mini­
steriums für Staatssicherheit, die Aktivitäten 
seiner Chefs und sonstigen Mitarbeiter zu do­
kumentieren. Fallstudien vor allem unbekann­
ter Aktionen verdeutlichen, wie sehr die Bun­
desrepublik unterwanden war und ist. Die 
Abwehr der BRD war nicht in der Lage, sieb 
Mielkes Hinterlassenschaft zu sichern, denn 
das Material seiner Pirma ist bei der CIA ge­
landet. 

Kochs Quellen ermöglichen einen Vergleich 
der Effektivität von BND und Stasi. Das Er­
gebnis für Pullach ist dabei eher peinlich zu 
nennen. Darüber hinaus liefen der Verfasser 
Porträts und Psychogramme von Männern 
wie Markus Wolf und Wolfgang Vogel mit 
erstaunlichen Erkenntnissen ... 

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
80638 München 

Lori Reid 

Die Hand, ein Spiegel der Gesundheit 

-rdh-

Schon seit frühester Zeit haben Ärzte und 
Handleser zwischen Händen und Gesundheit 
einen Zusammenhang gesehen. ln diesem 
Buch wird auf dieses Wissen der Chirologie 
- Lehre von der Deutung der Handlinien -
zurückgegriffen. Lori Reid zeigt in ihrem 
Ratgeber, wie sieb Gesundheit und Krankbeit 
in für jeden Menschen typischen Formen und 
Linien der Hände widerspiegeln. 

In Handlinien, Fingernägeln, Hautfarbe. 
-temperarur etc. können sieb Hinweise fmden 
lassen für bestimmte Krankheitssymptome 
und -anfälligkeiten, psychischem Streß, ner­
vösen Störungen bis hin zu chronischen 
Krankheiten. 

Dieses Buch erlaubt im wahrsten Sinne des 
Wortes, die Gesundheit in die eigenen Hände 
zu nehmen. 

Knesebeck Verlag 
Holzstraße 26 
80469 München 

Ulrich Eicke/Wolfram Ricke 

Medienkinder 

-rdh-

Für den Laien ist die Medienvielfalt kaum 
noch zu überblicken. Sport, Spiel und Span­
nung werden versprochen, der Fernseher 
wird zum .,interaktiven Spielplatz" im Kin­
derzimmer oder Wohnzimmer. Die totale 
Amüsiergesellscbaft läßt grüßen. 

Das Autorenteam untersucht die Bedingun­
gen, unter denen heutzutage Medien konsu­
miert und übernommen werden und zeigt die 
Folgen ständigen Medienkonsums bei Kin­
dern und Heranwachsenden. Wie entwickeln 
sich z. B. Persönlichkeiten. die zwar noch 
nicht lesen und schreiben können, aber mit 
Krieg, Sex und Kriminalität im Fernsehen 
konfrontiert werden? Welche Konsequenzen 
hat das auf die Psyche und die Lernfähigkeit 
bei den j ugendlichen Konsumenten? 
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Der Co-AulOr Wolfram Eicke beschäftigt sich 
seit mehr als einem Jahrzehnt mit der Prage, 
wie die Medien positiv zu nutzen sind und 
welchen Binfluß das Umfeld darauf hat, in 
dem Fernsehen, Computer etc. benutzt wer­
den. Was können Eltern der äußeren Einfluß­
nahme entgegensetzen? Wie ist zu vermei­
den, daß die Medien nicht zum Ersatz für 
zwischenmenschliebe Kommunikation wer­
den? Allgemeingültige Regeln gibt es dafür 
nicht. jedoch viele kleine Schritte im täg­
lichen Leben. und diese Hilfen und Ansätze 
werden in diesem Buch aufgezeigt. 

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
80638 München 

Sanfter Sehrecken 
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Viele SchriftsteUer hat stets das Abgründige 
und das Böse fasziniert und verfiibn. Wenn 
auch das Gute, Schöne und Wahre als erstre­
benswerter anzusehen ist, bietet die Schatten­
seite seit jeher die unterhaltsameren und 
spannenderen Geschichten, was sich gleicher­
maßen für die Leser sagen läßt. Gut ist man 
schließlieb selbst, doch was macht das Böse 
im anderen aus? 

Mit Autoren wie Stephen King, Henry Slesar. 
Roald Dabl, Daphne du Maurier, Artbur 
Schnitzler, Robert L. Stevenson, Morris L. 
West u. v. a. wird in dieser Anthologie dem 
Genießer e~er gepflegten Gänsehaut das 
Feinste vom Feinen präsentiert. 

Scherz Verlag 
Suevestraße 9 
80638 München 

Matthew Pox 

Mitfühlen, Mitdenken, Mitfreuen 

-rdb-

Matthew Fox, vom Vatikan aus dem Orden 
ausgeschlossener Dornin.ikanerpater, zeigt in 
seinem Buch anband psychologischer. ökono­
mischer. politischer und sexueller Dimensio­
nen, was der christliebe Begriff des Mitge­
fühls eigentlich bedeutet. Mit:fühlen hat nichts 
mit selbstgefälligen Mitleid zu tun, sondern 
steht vielmehr für gegenseitige Hilfe und 
echte Anteilnahme in Freud und Leid. 
Mattbew Pox weist uns in diesem Buch den 
Weg zum aktiven Mitgefühl als geistige Le­
bensweise eines gerechten Miteinanders und 
Füreinanders, stau des bisher vorherrschen­
den Gegeneinanders aufgrund egoistischer 
Verteidigung persönlicher Interessen. 

-rdh-
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